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VORWORT 
 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 

wir freuen uns, Ihnen heute die erste Ausgabe des GB-Grünen Boten im Jahr 2018 über-

senden zu können. Zugleich handelt es sich um eine außergewöhnlich umfangstarke Aus-
gabe, weil der Berichtszeitraum der Rechtsprechungsteile sich anders als gewohnt über 

mehrere Quartale erstreckt. Wir haben im vergangenen Jahr den gewohnten Erscheinungs-
rhythmus leider nicht einhalten können. Dies liegt daran, dass wir die Aufgabenfelder für 

die Vorbereitung des GB unter den Herausgebern neu verteilt haben. Anlass war die be-
rufliche Entwicklung der Mitherausgeber Schrader und Eichelberger: Mitherausgeber Ei-

chelberger ist seit Sommersemester 2016 Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, 
Immaterialgüterrecht und IT-Recht an der Leibniz Universität Hannover. Mitherausgeber 

Schrader ist seit Mitte letzten Jahres Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht und 

Recht der Digitalisierung und Innovation an der Universität Bielefeld. Während sich ur-
sprünglich die Herausgebertätigkeit des GB am Lehrstuhl von Mitherausgeber Jänich ge-

bündelt hat, können die anfallenden Arbeiten nun auf eine breitere Basis verteilt werden.  
 

In der vorliegenden Ausgabe darf ich besonders auf den Beitrag von Gomille zum fliegen-
den Gerichtsstand im Hinblick auf die EuGH-Entscheidung C 194/16 vom 17.10.2017 

(Svensk Handel) sowie den Beitrag von Bleckat zur Gewinnerzielungsabsicht beim Setzen 
von Hyperlinks hinweisen. Unseren Autoren danken wir sehr herzlich. 

 

An dieser Stelle möchten wir auch den ausgeschiedenen Mitarbeitern Carsten Johne und 
Tobias Schmidt bedanken: Beide haben trotz vielfältigster anderer beruflicher Verpflich-

tungen über viele Jahre mit großem Engagement (und ohne jede Vergütung) am GB mit-
gewirkt. Wir sind sicher, dass wir diesen Dank auch im Namen der großen Leserschaft des 

GB aussprechen dürfen. 
 

Wie immer möchte wir Sie, liebe Leserinnen und Leser, gern ermuntern, uns Manuskripte 
zuzusenden, die in der Leserschaft des GB ein Forum finden sollten. 

 

 
 

Für heute verbleiben wir mit besten Grüßen aus Jena, Hannover und Bielefeld, 
 

 
 

 

  

Volker Jänich Jan Eichelberger Paul Schrader 
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A. BEITRÄGE 
 

DER ANFANG VOM ENDE DES FLIEGENDEN DELIKTI-

SCHEN GERICHTSSTANDS? ANMERKUNG ZU EUGH, 

URTEIL VOM 17. OKTOBER 2017 – C 194/16 – 

SVENSK HANDEL  
 

von Prof. Dr. Christian Gomille,  
Augsburg/Siegen* 

 

I. Der Fall: Unwahre Tatsachenbe-
hauptungen in einem Internetme-

dium 
In der schwedischen Svensk Handel AB sind 

Arbeitgeber des Hotelsektors zusammenge-

schlossen. Auf ihrem Internetauftritt unter-
hält sie eine schwarze Liste, auf der ver-

meintlich unseriöse Unternehmen aufge-
führt werden. Diese Liste verfügt über eine 

Kommentarfunktion für die Nutzer des In-
formationsdienstes. Von einem solchen Ein-

trag und zahlreichen negativen Kommenta-
ren war auch eine unter Bolagsupplysningen 

OÜ firmierende Gesellschaft aus Estland be-

troffen. Diese betreibe, so heißt es auf den 
von Svensk Handel unterhaltenen Seiten, 

Betrug und Gaunerei. Der Internetauftritt 
der Svensk Handel AB sowie sämtliche die 

Bolagsupplysningen OÜ betreffenden Infor-
mationen sind ausschließlich in schwedi-

scher Sprache gehalten und betreffen aus-
schließlich die schwedischen Aktivitäten des 

estnischen Unternehmens.  

Tina Mendelsohn verlangt Unterlassung der 
beschriebenen sie betreffenden Aussagen 

und eine angemessene Geldentschädigung 
für die erlittene Verletzung ihres Persönlich-

keitsrechts.  
Die Betroffene verlangt von der Svensk 

Handel AB die Löschung sowohl ihres Ein-
trags als auch der zugeordneten Kommen-

tare, jedenfalls soweit es sich um unwahre 

                                          
* Prof. Dr. Christian Gomille ist Juniorprofessor 

an der der Universität Augsburg und Lehrstuhl-
vertreter an der Universität Siegen. 

Tatsachenbehauptungen handelt. Wegen 

massiver Einbrüche bei ihrem schwedischen 
Geschäft macht sie darüber hinaus Ansprü-

che auf Widerruf und Schadensersatz gel-
tend. Die entsprechende Klage erhob sie vor 

dem sachlich zuständigen Gericht ihres Sit-

zes in Estland.  
Das angerufene Gericht erklärte sich für in-

ternational unzuständig. Der für Art. 7 Nr. 2 
Brüssel Ia-VO erforderliche Schadenseintritt 

in Estland sei nicht dargetan. Im Rechtsmit-
telzug legte der Oberste Gerichtshof Est-

lands den Fall dem EuGH vor. Der vorle-
gende Gerichtshof will (1.) wissen, ob eine 

juristische Person ihre negatorischen An-

sprüche wegen der Verbreitung unwahrer 
Tatsachenbehauptungen in einem Internet-

forum am Mittelpunkt ihres Interesses gel-
tend machen kann und wie dieser Mittel-

punkt zu bestimmen ist, sowie (2.), ob al-
ternativ zu einer Klage am Mittelpunkt ihres 

Interesses auch eine Klageerhebung in je-
dem Mitgliedstaat zulässig ist. 

 

II. Das Problem: Drohende Vervielfa-
chung der deliktischen Gerichts-

stände 

Die Konstellation schließt an die Entschei-

dungen des EuGH in den Rechtssachen She-
vill1 und eDate Advertising2 an. Hier wie dort 

geht es um die sachgerechte Handhabung 
des deliktischen Gerichtsstandes gem. Art. 

7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO bei der Verletzung des 

Allgemeinen oder des Unternehmensper-
sönlichkeitsrechts durch Äußerungsdelikte 

in Massenmedien.  
Für den Fall, dass eine unerlaubte Handlung 

den Gegenstand des Verfahrens bildet, 
kann eine Person mit Wohnsitz in einem Mit-

gliedstaat gem. Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO  
nicht nur an ihrem allgemeinen Gerichts-

stand i.S.d. Art. 4 Abs. 1 Brüssel Ia-VO ver-

1 EuGH ECLI:EU:C:1995:61 – Shevill = NJW 

1995, 1881.  
2 EuGH ECLI:EU:C:2011:685 – eDate Advertising 
= EuZW 2011, 962. 
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klagt werden, sondern auch vor dem Ge-
richt des Tatortes, d.h. des Ortes, an dem 

das schädigende Ereignis eingetreten ist o-
der einzutreten droht. Ein solcher gerichts-

standsbegründender Schadenseintritt be-
steht nach allgemeiner Auffassung sowohl 

dort, wo das Rechtsgut des Betroffenen be-

einträchtigt wird („Erfolgsort“), als auch 
dort, wo der Täter die für diese Beeinträch-

tigung ursächliche Handlung vorgenommen 
hat („Handlungsort“).3 Zu keinen größeren 

Schwierigkeiten führt diese Regel, wenn das 
Delikt sich gegen ein Recht oder Rechtsgut 

richtet, welches – wie etwa Leben, Gesund-
heit, körperliche Unversehrtheit oder Eigen-

tum – fest mit einem körperlichen Träger 

verbunden ist. Bei solchen Rechten und 
Rechtsgütern kann ein Verletzungserfolg 

nur an der Stelle eintreten, an welcher sie 
sich gerade befinden. 

Immaterialgüter, zu denen jedenfalls in ei-
nem weiteren Sinn auch das Allgemeine und 

das Unternehmenspersönlichkeitsrecht zäh-
len, sind demgegenüber ubiquitär und be-

finden sich gewissermaßen überall gleich-

zeitig.4 Aus diesem Grund können sie auch 
durch ein und dieselbe Verletzungshandlung 

an mehreren Orten gleichzeitig verletzt 
werden. Namentlich bei Mediendelikten 

führt diese Besonderheit der Immaterialgü-
ter dann dazu, dass ein gerichtsstandsbe-

gründender Erfolgsort streng genommen 
überall dort entsteht, wo der rechtsverlet-

zende Medieninhalt für Empfänger wahr-

nehmbar ist. Bei gegen Immaterialgüter ge-
richteten Mediendelikten begründet die Tat-

ortregel des Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO also 
eine Vervielfachung der potentiellen Ge-

richtsstände. Bei Internetmedien gelangt 
man in letzter Konsequenz gar zu weltwei-

ten internationalen und örtlichen Zuständig-
keiten. 

Freilich besteht kaum Streit darüber, dass 

die Annahme eines solchen globalen flie-
genden Gerichtsstands keiner sachgerech-

ten Anwendung des Art. 7 Brüssel Ia-VO 
entspräche. Eine uferlose Ausweitung des 

deliktischen Gerichtsstandes bringe nämlich 
missbräuchliches Forum Shopping und 

exorbitante Klägergerichtsstände mit sich. 
Darüber hinaus werde die mit der Brüssel 

Ia-VO an sich bezweckte Vorhersehbarkeit 

                                          
3 EuGH ECLI:EU:C:1976:166 – Mines de Potasse 
= NJW 1977, 493 Rn. 24/25; Mu-

sielak/Voit/Stadler ZPO (14. Aufl. 2017), Art. 7 
Brüssel Ia-VO Rn. 19.  
4 BeckOGK BGB/Fornasier Art. 40 EGBGB Rn. 49.  

gerade der internationalen Zuständigkeiten 
durch die uneingeschränkte Zulassung ei-

nes fliegenden Gerichtsstandes geradezu 
konterkariert. 

 
III. Die Lösung des EuGH: Mosaiktheo-

rie und Mittelpunkt des Geschä-

digteninteresses 

In der Rechtssache Shevill hat sich der 

EuGH grundsätzlich zu einem fliegenden eu-
ropäischen Gerichtsstand bekannt und eine 

gerichtsstandsbegründende Verletzung des 
Allgemeinen Persönlichkeitsrechts tatsäch-

lich überall dort angenommen, wo der ver-
meintlich rechtsverletzende Medieninhalt 

zugänglich ist.5 Um aber einem missbräuch-

lichen Forum Shopping des Verletzten ent-
gegenzuwirken, erkennt der EuGH neben 

dem allgemeinen Gerichtsstand des Schädi-
gers nur dem Gericht des Handlungsortes 

die volle Kognitionsbefugnis zu. Reine Er-
folgsortgerichte können demnach nur über 

den in ihrem Forum entstandenen Schaden 
befinden („Mosaiktheorie“). In der Rechts-

sache eDate Advertising hat der Gerichtshof 

diese Mosaiktheorie zwar bestätigt. Gleich-
zeitig hat er aber auch die volle Kognitions-

befugnis desjenigen Erfolgsortgerichts an-
erkannt, an dem der Verletzte den Mittel-

punkt seiner Interessen hat.6 
Der EuGH hält auch in der Entscheidung 

über den Fall Svensk Handel im Grundsatz 
an diesen beiden Regeln fest und schreibt 

sie in wichtigen Punkten fort. So stellt er zu-

nächst fest, dass auch bei der Verletzung 
des Unternehmenspersönlichkeitsrechts ju-

ristischer Personen ein mit umfassender 
Kognitionsbefugnis ausgestatteter delikti-

scher Gerichtsstand am Mittelpunkt des Ge-
schädigteninteresses gegeben ist (Rn. 38). 

Dieser befinde sich dort, wo das geschäftli-
che Interesse des Geschädigten am gefes-

tigtsten sei (Rn. 41). Ob dieser Ort mit dem 

satzungsmäßigen Sitz zusammenfalle, 
hänge davon ab, ob der Geschädigte dort 

auch einen großen Teil seiner Geschäfte tä-
tige (Rn. 42). Daneben könne der Geschä-

digte auch weiterhin auf den fliegenden eu-
ropäischen Gerichtsstand nach Maßgabe der 

Mosaiktheorie zurückgreifen. Dies gelte 
aber nur für den Anspruch auf Schadenser-

satz und nicht auch für die negatorischen 

5 EuGH ECLI:EU:C:1995:61 – Shevill = NJW 
1995, 1881 Rn. 29.  

6 EuGH ECLI:EU:C:2011:685 – eDate Advertising 
= EuZW 2011, 962 Rn. 48. 
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Ansprüche, welche unteilbar seien und des-
halb nur von einem umfassend kognitions-

befugten Gericht entschieden werden könn-
ten (Rn. 48). 

 
IV. Konsequenzen und Bewertung 

1. Die Abkehr vom fliegenden Ge-

richtsstand für negatorische An-
sprüche aus dem Persönlichkeits-

recht 

a) Zunächst bedeutet diese Entscheidung 

eine Abkehr vom fliegenden Gerichtsstand, 
soweit es um negatorische Ansprüche in Be-

zug auf das Allgemeine oder das Unterneh-
menspersönlichkeitsrecht des vermeintli-

chen Geschädigten geht. Das betrifft nicht 

nur die internationale, sondern auch die ört-
liche Zuständigkeit, weil Art. 7 Nr. 2 Brüssel 

Ia-VO in seinem Anwendungsbereich eine 
Aussage über beide von ihnen trifft.7 Wird 

somit ein EU-Bürger vor einem deutschen 
Gericht verklagt und hat der Fall einen 

grenzüberschreitenden Bezug, ist für einen 
fliegenden Gerichtsstand kein Raum mehr. 

Hiervon sind insbesondere Äußerungsde-

likte in Internetmedien betroffen, da diese 
wegen der Ubiquität des Mediums stets ei-

nen internationalen Sachverhalt produzie-
ren. 

 
b) Die Abkehr vom fliegenden deliktischen 

Gerichtsstand für negatorische Ansprüche 
wegen der Verletzung des Allgemeinen oder 

des Unternehmenspersönlichkeitsrechts 

verdient Zustimmung. 
So bestehen Sinn und Zweck des delikti-

schen Gerichtsstands darin, die Prozessfüh-
rung vor dem Tatortgericht als einem be-

sonders sach- und beweisnahen Gericht zu 
ermöglichen.8 Diese besondere Beweisnähe 

besteht jedenfalls bei dem Gericht, in des-
sen Bezirk die Verletzungshandlung und der 

Verletzungserfolg zusammentreffen. Kon-

kurrieren jedoch mehrere reine Erfolgsort-
gerichte, so sind sie im Verhältnis zueinan-

der alle gleichermaßen sach- und beweis-
nah. Wenn aber alle Erfolgsortgerichte 

gleich sach- und beweisnah sind, dann kann 
keines von ihnen für sich eine besondere 

                                          
7 MüKo/Gottwald ZPO (5. Aufl. 2017), Art. 7 Nr. 
2 Brüssel Ia-VO Rn. 45. 
8 EuGH C-133/11, ECLI:EU:C:2012:664 – Folien 
Fischer = NJW 2013, 287 Rn. 38; MüKo/Gottwald 

ZPO, Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO Rn. 45.  

Sach- und Beweisnähe in Anspruch neh-
men. So gesehen fehlt dem fliegenden de-

liktischen Gerichtsstand von vornherein die 
innere teleologische Rechtfertigung. 

Eine solche kann man auch nicht einem ir-
gendwie gearteten Opferschutzgedanken 

entnehmen, der Art. 7 Nr. Brüssel Ia-VO zu-

grunde liege. Zwar heißt es zuweilen, dass 
die deliktischen Gerichtsstände dem (ver-

meintlichen) Geschädigten die Prozessfüh-
rung erleichtern sollten.9 Doch hat der EuGH 

in der Rechtssache Folien Fischer der Idee 
einer solchen Geschädigtenprivilegierung 

jedenfalls für Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO eine 
klare Absage erteilt10 und diese Einschät-

zung auch in Svensk Handel noch einmal 

bekräftigt (Rn. 39).  
Hinsichtlich der fliegenden deliktischen Mo-

saikgerichtsstände erkennt der EuGH 
gleichwohl eine besondere Sach- und Be-

weisnähe an. Sie ergebe sich daraus, dass 
jedes Gericht nur über den in seinem Forum 

entstandenen Schaden befinden dürfe. Das 
ist freilich schon deshalb nur wenig über-

zeugend, weil zwar der aus der Persönlich-

keitsverletzung resultierende weitere Ver-
mögensschaden teilbar sein mag, nicht aber 

die Persönlichkeitsverletzung selbst. Der 
teilbare Folgeschaden einer Primärverlet-

zung ist für die Bestimmung des delikti-
schen Gerichtsstands nach allgemeinen Re-

geln allerdings unerheblich.11 
 

2.  Konsequenzen für andere Ansprü-

che wegen Immaterialgüterverlet-
zungen 

a) Die fehlende teleologische Rechtferti-
gung eines fliegenden deliktischen Gerichts-

stands an jedem Ort, an dem der rechtsver-
letzende Medieninhalt abrufbar ist, ist frei-

lich nicht auf die negatorischen Ansprüche 
wegen der Verletzung des Allgemeinen und 

des Unternehmenspersönlichkeitsrechts be-

schränkt. Sie fehlt genauso für die entspre-
chenden Schadensersatzansprüche, mag 

der EuGH sich insoweit auch diesmal noch 
nicht zur Aufgabe seiner Mosaiktheorie 

durchgerungen haben.  
 

9 Etwa Musielak/Voit/Heinrich ZPO, § 32 Rn. 1; 
Zöller/Schultzky ZPO (32. Aufl. 2017), § 32 Rn. 
1.  
10 EuGH C-133/11, ECLI:EU:C:2012:664 – Folien 

Fischer = NJW 2013, 287 Rn. 46.  
11 Musielak/Voit/Stadler ZPO, Art. 7 Brüssel Ia-
VO Rn. 19.  



4 GB 1/2018 

 

b) Für Immaterialgüterrechte, die hinsicht-
lich ihres Schutzes dem Territorialitätsprin-

zip unterliegen, lässt der EuGH keinen flie-
genden internationalen Gerichtsstand zu, 

sondern erkennt einen gerichtsstandsbe-
gründenden Erfolgsort allein in dem Staat 

an, für den der vermeintlich Geschädigte 

den Schutz beansprucht.12 Freilich regelt 
Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO auch in diesen 

Fällen neben der internationalen auch die 
örtliche Zuständigkeit. Für negatorische An-

sprüche aus solchen Immaterialgüterrech-
ten folgt dementsprechend aus Svensk 

Handel, dass sie am Mittelpunkt des Ge-
schädigteninteresses in dem jeweiligen 

Schutzland geltend zu machen sind. Auch 

hier kann für Schadensersatzansprüche we-
gen derselben Rechtsverletzung nichts an-

deres gelten. 
c) Im Interesse eines Auslegungsgleichlaufs 

mit dem Unionsrecht13 kann dieser mit 
Svensk Handel eingeleitete Anfang vom 

Ende des fliegenden deliktischen Gerichts-
stands letztlich auch nicht ohne Einfluss auf 

§ 32 ZPO bleiben, und zwar weder für die 

negatorischen noch für die Ansprüche auf 
Schadensersatz.  

 
3. Der Erfolgsort am Mittelpunkt des 

Geschädigteninteresses  

Obwohl bei den gegen Immaterialgüter-

rechte gerichteten Mediendelikten an sich 
nur derjenige Erfolgsort über die erforderli-

che Sach- und Beweisnähe zur streitgegen-

ständlichen Tat verfügt, der zugleich der 
Handlungsort ist, lässt der EuGH einen iso-

lierten Erfolgsortgerichtsstand am Mittel-
punkt des Geschädigteninteresses zu, an 

dem dann auch eine volle Kognitionsbefug-
nis besteht. Insoweit ist dem EuGH zuzu-

stimmen, wenn er diesen Interessenmittel-
punkt nicht schematisch an dem Sitz des 

Geschädigten verortet. Gerade die Svensk 

Handel zugrunde liegende Konstellation 
zeigt, dass eine andere Handhabung zu 

starr wäre. Nachdem die streitgegenständ-
lichen Äußerungen nämlich sämtlich in 

schwedischer Sprache gehalten, auf einer 
schwedischen Website veröffentlicht und in-

haltlich auf unternehmerische Aktivitäten 
der Betroffenen ausschließlich in Schweden 

bezogen waren, leuchtet kaum ein, weshalb 

                                          
12 EuGH ECLI:EU:C:2012:220 – Wintersteiger = 

GRUR 2012, 654 Rn. 27.  
13 Staudinger NJW 2011, 1754 (1755); Heinze 
EuZW 2011, 947 (950).  

eine enge Verbindung des geltend gemach-
ten prozessrechtlichen Anspruchs ausge-

rechnet in Estland gegeben sein sollte. 
Gleichwohl wird der Mittelpunkt des be-

troffenen Geschädigteninteresses sehr häu-
fig an dessen Sitz bestehen. Aus diesem 

Grund wird seit eDate Advertising gegen 

den Erfolgsortgerichtsstand am Mittelpunkt 
des Geschädigteninteresses vorgebracht, 

dass er unangemessene Klägergerichts-
stände begründe.14 Doch lässt sich diese 

Abweichung von dem Grundsatz actor se-
quitur forum rei durchaus rechtfertigen:15 

Immerhin laufen am Sitz des Geschädigten 
regelmäßig sowohl seine durch den Medien-

inhalt betroffenen sozialen Beziehungen als 

auch seine wirtschaftlichen Interessen zu-
sammen. 

 

14 Etwa Heinze EuZW 2011, 947 (950).  

15 Picht GRUR Int 2013, 19 (22).  
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DIE „GEWINNERZIELUNGSABSICHT“ BEIM SETZEN 

EINES HYPERLINKS 

 
von Dipl.-Jur. Alexander Bleckat, Hannover16 

 
Ob und unter welchen etwaigen Bedingun-

gen das Setzen eines Hyperlinks auf eine 
Webseite zu geschützten Werken, die auf 

einer anderen Webseite ohne Erlaubnis des 
Urheberrechtsinhabers frei zugänglich sind, 

eine „öffentliche Wiedergabe“ im Sinne von 

Art. 3 Abs. 1 der InfoSoc-RL 
(RL/2001/29/EG) darstellt, hat der EuGH 

am 08. September 2016 in der Rechtssache 
„GS Media/Sanoma Media Netherlands“ 

entschieden17. Dabei hat der EuGH ange-
nommen, dass grundsätzlich das Setzen ei-

nes solchen Hyperlinks keine Verletzungs-
handlung darstellt, es sei denn, dass der 

Linksetzende positive Kenntnis von der Ur-

heberrechtswidrigkeit des Inhalts hat, zu of-
fensichtlich urheberrechtswidrigen Inhalten 

verlinkt oder den Link mit Gewinnerzie-
lungsabsicht setzt. Bei Letzterem vermutet 

der EuGH die Kenntnis von der Urheber-
rechtswidrigkeit und erlegt diesem Linkset-

zer eine Prüfungspflicht auf. Daraus ergibt 
sich die Frage, unter welchen Umständen 

eine solche Gewinnerzielungsabsicht mit 

dem Setzen eines Hyperlinks vorliegt. Der 
EuGH hat dies indes nicht vertieft. 

 
I.) Erstes nationales Urteil 

Das LG Hamburg hatte sich nun als erstes 
nationales Gericht mit der Gewinnerzie-

lungsabsicht beim Setzen eines Hyperlinks 
zu urheberrechtswidrigen Inhalten zu be-

schäftigen. Mit Beschluss vom 18. Novem-

ber 2016 hat es entschieden, dass ein Web-
seitenbetreiber, der einen Hyperlink zu ei-

ner Webseite mit urheberrechtlich ge-
schützten Werken, die ohne Zustimmung 

des Urheberrechtsinhabers frei zugänglich 
sind, setzt, mit Gewinnerzielungsabsicht 

handelt, wenn die Linksetzung im Rahmen 
eines Internetauftritts erfolgt, der insge-

samt zumindest auch der Erzielung eines 

                                          
16 Der Autor ist Rechtsreferendar und wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Institut für Rechtsin-
formatik der Leibniz Universität Hannover. 

17 EuGH, 08.09.2016 – C-160/15, GRUR 2016, 
1152 – GS Media/Sanoma Media Netherlands. 
18 LG Hamburg, 18.11.2016 – 310 O 402/16, 
MMR 2017, 355. 

19 https://de.wikipedia.org/wiki/Gewinner-
zielungsabsicht (Stand: 27.09.2016). 

Gewinns dient, wobei die Linksetzung als 
solche unmittelbar – etwa durch Klick-Ho-

norierung – nicht in Gewinnerzielungsab-
sicht erfolgen müsse18. Daraus folgt, dass 

es nicht darauf ankommt, ob der konkrete 
Link, sondern ob der Webseitenbetreiber an 

sich Gewinne erzielt. Dementsprechend ist 

entscheidend, ob die Webseite unternehme-
risch gestaltet ist. Ob der Hyperlink mit Ge-

winnerzielungsabsicht gesetzt wurde, ist 
dagegen nicht entscheidend. 

 
II.) Der Begriff der Gewinnerzielungs-

absicht im deutschen Recht 

Den Begriff der Gewinnerzielungsabsicht 

findet man sowohl im Steuer- als auch Pri-

vatrecht wieder. Dort bedeutet er grund-
sätzlich, dass jemand die Absicht hat mit ei-

nem Unternehmen Gewinn zu erwirtschaf-
ten19. Im Privatrecht findet man den Begriff 

der Gewinnerzielungsabsicht darin wieder, 
dass für das Vorliegen eines Gewerbes Ge-

winnerzielungsabsicht vorliegen muss20. Im 
Steuerrecht ist der Begriff für die Besteue-

rung wichtig und findet sich z.B. in § 15 Abs. 

2 EStG wieder. 
 

1.) Gewinnerzielungsabsicht beim Ge-
werbe 

Beim Gewerbe liegt eine Gewinnerzielungs-
absicht vor, wenn ein unmittelbarer oder 

mittelbarer wirtschaftlicher Vorteil erwartet 
wird, der zu einem Überschuss über die be-

trieblichen Kosten der Tätigkeit führt21. Da-

bei kommt es allein auf die Absicht an und 
nicht darauf, ob tatsächlich ein Gewinn er-

wirtschaftet wird22. Nicht ausgeschlossen 
wird die Voraussetzung der Gewinnerzie-

lungsabsicht durch die Verwendung eines 
etwaigen Gewinns für gemeinnützige Zwe-

cke23. 
Einem wirtschaftlichen Erfolg bedarf es 

nicht, sondern auch die Art der auf diesen 

Erfolg hin ausgerichteten Tätigkeit kann 
ausreichen24. Ein Kriterium für das Vorlie-

20 BeckOK GewO/Pielow, GewO, 34. Edition, § 1, 
Rn. 146 
21 BeckOK GewO/Will, GewO, 34. Edition, § 34c, 

Rn. 46. 
22 BVerwG NVwZ 1995, 473, 474; BeckOK 
GewO/Will, GewO, 34. Edition, § 34c Rn. 46. 
23 OVG Lüneburg GewArch 1984, 298, 299; VG 

Berlin GewArch 1988, 377, 378; BeckOK 
GewO/Will, GewO, § 34c, Rn. 46. 
24 Erbs/Kohlhaas/Ambs, GewO, 209. EL., § 1. 
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gen einer Gewinnerzielungsabsicht kann be-
reits die Betriebsführung sein, bei der der 

Betrieb nach seiner Wesensart und der Art 
seiner Bewirtschaftung auf die Dauer gese-

hen dazu geeignet und bestimmt ist, mit 
Gewinn zu arbeiten25. Bei Privatunterneh-

men wird die Gewinnerzielungsabsicht ver-

mutet26. 
Das Kriterium der Gewinnerzielungsabsicht 

beim Gewerbe ist aber nicht unbestritten 
und wird unter anderem von der Rechtspre-

chung27 nicht vorausgesetzt. Dennoch lässt 
sich aus der Gewinnerzielungsabsicht beim 

Gewerbe zum Teil ableiten, wann eine Ge-
winnerzielungsabsicht bei dem Setzen eines 

Hyperlinks vorliegt. Es wird deutlich, dass 

eine Gewinnerzielungsabsicht keine wirt-
schaftlichen Erfolge verlangt, sondern nur 

die Absicht solche Erfolge oder Gewinne ge-
nerieren zu können. Für diese Absicht sind 

unter anderem objektive Kriterien wie z. B. 
die Betriebsführung indiziell.  

Überträgt man diese Grundsätze auf das 
Setzen eines Hyperlinks, dann handelt jedes 

Gewerbe oder Unternehmen ohne Weiteres 

mit Gewinnerzielungsabsicht. Dies gilt sogar 
auch für diejenigen, die nur einmalig einen 

Link mit Gewinnerzielungsabsicht setzen. 
Somit würde die Prüfungspflicht im Internet 

sehr viele Nutzer treffen. Dies würde das In-
ternet unattraktiv und komplex machen, da 

jeder Linksetzer mit Gewinnerzielungsab-
sicht, die rein objektiv bestimmt wird, damit 

rechnen müsste zu haften, obwohl er kaum 

nachprüfen kann, ob man über seinen Link 
zu urheberrechtswidrigen Inhalten gelangt. 

Dadurch würde die Informationsfreiheit zu 
sehr eingeschränkt werden. Daher können 

diese Grundsätze in ihrer Absolutheit nicht 
gelten.  

 
2.) Gewinnerzielungsabsicht im Steu-

errecht 

Die Gewinnerzielungsabsicht ist im Steuer-
recht ein für alle Gewinneinkünfte erforder-

liches Tatbestandsmerkmal28. Die Absicht 
der Gewinnerzielung ist eine innere Tatsa-

che (subjektives Tatbestandsmerkmal), die 
nicht aus den Absichtserklärungen eines 

                                          
25 Erbs/Kohlhaas/Ambs, GewO, 209. EL., § 1. 
26 Oetker/Körber, Handelsgesetzbuch, HGB, 4. 
Auflage, § 1, Rn. 28. 
27 BGH NJW 2002, 368, 369; OLG München, NJW 

1988, 1036, 1037; Oetker/Körber, Handelsge-
setzbuch, HGB, 4. Auflage, § 1, Rn. 29. 

Steuerpflichtigen, sondern nur anhand äu-
ßerer Merkmale beurteilt werden kann, so-

dass man anhand objektiver Umstände auf 
das Vorliegen oder das Fehlen einer Ge-

winnerzielungsabsicht geschlossen werden 
muss29. Beweisanzeichen für die subjektive 

Vorstellung des Steuerpflichtigen können 

z.B. die Wesensart des Betriebs, die Art der 
Buchführung sowie die Ertragsaussichten 

sein30. 
Im Steuerrecht wird die Gewinnerzielungs-

absicht daher - wie im Gewerberecht – an-
hand objektiver Maßstäbe bestimmt. Auch 

im Steuerrecht gibt es somit gewisse Krite-
rien, die das Vorliegen einer Gewinnerzie-

lungsabsicht indizieren. Aus dieser Parallele 

ist festzuhalten, dass die Gewinnerzielungs-
absicht grundsätzlich ein subjektives Krite-

rium ist, welches anhand objektiver Maß-
stäbe bestimmt wird. 

Überträgt man die Grundsätze, die im Steu-
errecht für das Vorliegen einer Gewinnerzie-

lungsabsicht gelten auch auf die Gewinner-
zielungsabsicht beim Setzen eines Hyper-

links, so käme man in der Regel zu dem 

gleichen Ergebnis wie beim gewerberechtli-
chen Begriff der Gewinnerzielungsabsicht. 

 
3.) Konsequenzen für das Internet 

Wie würde sich nun die Anwendung der im 
Gewerbe- und Steuerrecht geltenden 

Grundsätze zur Gewinnerzielungsabsicht 
auf das Setzen eines Hyperlinks auswirken? 

 

a) Unternehmerische Tätigkeit 

Bei einer unternehmerischen Tätigkeit liegt 

Gewinnerzielungsabsicht vor, da diese den 
Zweck verfolgt Gewinnen zu erwirtschaften. 

Daraus folgt, dass ein unternehmerisch tä-
tiges Privatunternehmen, welches auf sei-

ner Webseite Hyperlinks setzt, einer Prü-
fungspflicht in Bezug auf die Urheberrechts-

widrigkeit der verlinkten Inhalte unterliegt. 

 
b) Blogger 

Ein Blogger ist jemand, der im Internet ein 
öffentliches Tagebuch auf einer eigenen 

28 Blümich/Hutter, EStG, 132. Auflage, § 18, Rn. 
39. 
29 Sudhoff/von Sothen, § 51 Unternehmens-
veräußerung, Rn. 168; Blümich/Hutter, EStG, 

132. Auflage, § 18, Rn. 40; BFHE 163, 524. 
30 Blümich/Hutter, EStG, 132. Auflage, § 18, Rn. 
41. 
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Webseite führt31. In der Regel ist das Füh-
ren eines öffentlichen Tagebuchs keine Be-

triebsführung und verfolgt auch keinen wirt-
schaftlichen Zweck, sondern soll - wie auch 

bei Instagram oder Facebook - nur dazu 
dienen, dass den Freunden oder auch der 

übrigen Welt gezeigt wird, wie man lebt und 

was man erlebt. Daher ist in solchen Fällen 
grundsätzlich keine Gewinnerzielungsab-

sicht anzunehmen, da nicht zu erwarten ist, 
dass Gewinne generiert werden.  

Anders verhält es sich in den Fällen, in de-
nen der Blogger durch sein Tagebuch Wer-

beeinnahmen generiert, weil er beispiels-
weise für Unternehmen Marketing betreibt. 

In diesem Fall sind Gewinne zu erwarten 

und es liegt eine Art Betriebsführung vor. 
Dadurch wird der Blogger zu einem selbst-

ständigen Unternehmer und handelt folglich 
mit Gewinnerzielungsabsicht, sobald er ei-

nen Link setzt. Somit muss er auch seine 
verlinkten Inhalte überprüfen. 

 
c) Online-Presse 

Online Magazine oder Zeitschriften wie 

„Spiegel Online“, die „FAZ“ (Frankfurter All-
gemeine) oder „Die Welt“ sind Unterneh-

men, die durch ihre Informationsbeibrin-
gung Gewinne erwirtschaften. Spiegel On-

line machte beispielsweise bis zu zwei Milli-
onen Euro Gewinn32. Daraus folgt, dass, 

wenn man die Grundsätze des steuer- und 
gewerberechtlichen Begriffs der Gewinner-

zielungsabsicht anwendet, die Online-Maga-

zine einer Prüfungspflicht unterliegen. 
 

d) Facebook-Seiten von Prominenten 

Viele Prominente haben eine eigene Face-

book-Seite auf der sie eigene Videos, 
fremde Videos, Posts und vieles mehr mit 

ihren Fans teilen. Diesen Umstand könnte 
man grundsätzlich wie den der Blogger be-

urteilen. Die Prominenten betreiben ihre Fa-

cebook-Seite in der Regel zum Zwecke des 
Marketings. Sie wollen im Gespräch bleiben 

und ihren Fans virtuell so nah wie möglich 
sein. Darüber hinaus bewerben Pop-Stars 

beispielsweise ihr neues Album oder andere 
Artikel, die mit ihrer Person zusammenhän-

                                          
31 http://www.gruenderszene.de/lexikon/be-
griffe/blogger (Stand: 28.09.2016) 
32 http://medien-mittweida.de/spiegel-online-

ist-das-mas-aller-dinge/ (Stand: 28.09.2016) 

gen. Sie werden daher unternehmerisch tä-
tig und verfolgen eine Art Betriebsführung 

durch die Vermarktung ihrer Person, sodass 
nach dem gewerberechtlichen und steuer-

rechtlichen Begriff der Gewinnerzielungsab-
sicht eine solche gegeben wäre. Wenn der 

Prominente die Facebook-Seite nur privat 

nutzt und kein Marketing betreibt, liegt we-
der eine Betriebsführung vor noch eine un-

ternehmerische Tätigkeit, sodass demnach 
keine Gewinnerzielungsabsicht gegeben 

wäre. 
 

e) Suchmaschinenbetreiber 

Auch Suchmaschinenbetreiber handeln un-

ternehmerisch und somit mit der Erwartung 

Gewinne zu generieren. Beispielsweise das 
Unternehmen „Google LLC“, welches die 

Suchmaschine „Google“ betreibt, machte 
einen Gewinn in Höhe von 16,348 Milliarden 

US-Dollar im Jahr 201533. Dementspre-
chend liegt eine Gewinnerzielungsabsicht 

nach den oben genannten Grundsätzen vor, 
sodass „Google“ grundsätzlich einer Prü-

fungspflicht bezüglich der verlinkten Inhalte 

unterliegen würde. 
 

4.) Zwischenfazit 

Wie gezeigt ist der Begriff der Gewinnerzie-

lungsabsicht im deutschen Recht klassi-
scherweise nach objektiven Maßstäben zu 

bestimmen. Wendete man diese in gleicher 
Weise auf das Setzen von Hyperlinks an, 

unterlägen fast alle Linksetzer einer Prü-

fungspflicht. Das Setzen von Hyperlinks ge-
staltete sich daher unattraktiv. Das zentrale 

Merkmal „des Internets“, das Verlinken ei-
gener und fremder Inhalte würde massiv 

behindert werden. Die Verlinkungen sollen 
zu der durch Art. 11 GRCh gewährleisteten 

Freiheit der Meinungsäußerung und Infor-
mationsfreiheit, welche von besonderer Be-

deutung sind, beitragen. Dies zeichnet sich 

dadurch aus, dass die Hyperlinks immense 
Informationsmengen zur Verfügung bereit-

halten und damit zu einem gut funktionie-
renden Meinungs- und Informationsaus-

tausch in dem Internet beitragen34. Dies 
spricht dafür, andere Kriterien an die Ge-

winnabsicht anzulegen. 

33 https://de.wikipe-
dia.org/wiki/Google_LLC#Umsatz_und_Gewinn 
(Stand: 10. Januar 2018) 

34 EuGH, 08.09.2016 – C-160/15, GRUR 2016, 
1152 Rn. 45 – GS Media/Sanoma Media Nether-
lands. 
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III.) Enge Auffassung der Gewinnerzie-

lungsabsicht 

Sowohl die weite Auffassung des LG Ham-

burg als auch die Anwendung des gewerbe-
rechtlichen oder steuerrechtlichen Begriffs 

der Gewinnerzielungsabsicht vermögen 

nicht zu überzeugen. Einigkeit besteht da-
hingehend, dass es auch darauf ankommen 

sollte, ob der Linksetzer unternehmerisch 
tätig ist. Dennoch sollte auch berücksichtigt 

werden, ob der konkrete Link unmittelbar o-
der mittelbar darauf abzielt Gewinne zu ge-

nerieren. Als objektives Kriterium für das 
Vorliegen einer Gewinnerzielungsabsicht 

könnte bei einer Verlinkung im Rahmen ei-

ner unternehmerischen Tätigkeit dienen, ob 
der Link im Zusammenhang zu der unter-

nehmerischen Tätigkeit des Linksetzenden 
steht.  

Ein Gewinn wird durch einen konkreten Link 
unmittelbar generiert, wenn der Link an sich 

für die Einnahmen ursächlich ist. Dagegen 
wird ein Gewinn durch einen konkreten Link 

mittelbar generiert, wenn der Link an sich 

nicht für die Einnahmen ursächlich ist, aber 
dieser dazu führt, dass andere Einnahmen 

objektiv zu erwarten sind. Diese Grundsätze 
sind wichtige Kriterien, um eine ausufernde 

Haftung zu vermeiden.  
Insbesondere im Hinblick auf die Störerhaf-

tung erscheint dies überzeugend. Suchma-
schinenbetreiber, die eine Fülle von Links 

zur Verfügung halten, würden unverhältnis-

mäßige Prüfungspflichten auferlegt werden. 
Diese Bedenken teilt auch Hofmann, der die 

dogmatische Einordnung der Gewinnerzie-
lungsabsicht kritisiert, die Störerhaftung für 

Suchmaschinenbetreiber hochhält und die 
Bedeutung der Hyperlinks für das Internet 

betont35. Ebenso hat der BGH erst vor kur-
zem in der Vorschaubilder-III Entscheidung 

entschieden, dass für Suchmaschinenbe-

treiber eine allgemeine Kontrollpflicht im 
Blick auf die Aufgabe von Internetsuchma-

schinen unangemessen sei, weil wegen ih-
rer essentiellen Bedeutung für die Nutzung 

des Internets keine Prüfpflichten statuiert 
werden dürfen, die den Betrieb von Such-

maschinen gefährden oder unverhältnismä-
ßig erschweren36. Anhand dieser Entschei-

dung wird deutlich, dass eine weite Auffas-

sung bezüglich der Gewinnerzielungsabsicht 

                                          
35 Hofmann, K&R 2016, 706, 708. 
36 BGH, 21.09.2017 – I ZR 11/16, BeckRS 2017, 
126380 Rn. 62 – Vorschaubilder III. 

unangemessen wäre und auch die Informa-
tionsbeschaffung über das Internet eher 

lahmlegen würde. 
Es wäre nicht verwunderlich, wenn der BGH 

aus Gründen der Informations- und Presse-
freiheit, die sowohl in der EU-Grund-

rechtecharta in Art. 11 als auch in dem 

Grundgesetz in Art. 5 verankert sind, für 
Online-Magazine ebenfalls eine Ausnahme 

von der vermuteten Gewinnerzielungsab-
sicht und somit einer Prüfungspflicht anneh-

men wird. Beim Verlinken eines urheber-
rechtswidrigen Inhalts durch ein Online-Ma-

gazin wird aufgrund der Tatsache, dass 
diese mit der Informationsbeschaffung Ge-

winne erzielen und die Linksetzungen auch 

im Zusammenhang zu ihrer unternehmeri-
schen Tätigkeit stehen, eine Gewinnerzie-

lungsabsicht angenommen werden und die 
Kenntnis der Urheberrechtswidrigkeit ver-

mutet, sodass eine öffentliche Wiedergabe 
im Sinne von Art. 3 Abs. 1 InfoSoc-RL bzw. 

eine Verletzung von Urheberrechten ange-
nommen werden würde. Dadurch wäre je-

doch die Informations- und Pressefreiheit 

der Verlage mittelbar eingeschränkt, da sie 
neue Fakten, Bilder oder Erkenntnisse, auf 

die sie verlinken möchten, erst eingehend 
prüfen müssten. Dies hätte zur Folge, dass 

die Nutzer des Internets nicht sofort mit den 
neusten Informationen, die miteinander zu-

sammenhängen und somit verlinkt werden 
müssten, versorgt werden können. Es wird 

auf die Frage ankommen, ob diese Ein-

schränkung gerechtfertigt ist, da die Infor-
mations- und Pressefreiheit für die Demo-

kratie sehr wichtige Grundrechte sind. Ge-
gen eine gerechtfertigte Einschränkung 

könnte sprechen, dass aufgrund des hohen 
demokratischen Stellenwertes der Informa-

tionsbeschaffung durch die Bürger und der 
anschließenden Meinungsbildung ebenfalls 

eine Ausnahme der Gewinnerzielungsab-

sicht vorliegt. Die Meinungsfreiheit bei-
spielsweise darf erst bei einem eindeutigen 

Überwiegen anderer rechtlicher Belange als 
nachrangig behandelt werden, sodass der 

Grundsatz: „Im Zweifel für die Meinungs-
freiheit.“ gilt37. Ein Überwiegen anderer 

rechtlicher Belange ist nicht ersichtlich, da 
das Internet sonst seinen Mehrwert an 

schneller und freier Informationsbeschaf-

fung sowie Meinungsaustausch verliert. 

37 Spickhoff/Müller-Terpitz, Medizinrecht, 2. Auf-
lage, GG, Art. 5, Rn. 11. 
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Ferner erscheint es überzeugend, dass eine 
Konnexität zwischen dem Setzen eines Hy-

perlinks (objektives Element) und der Ge-
winnerzielungsabsicht (subjektiven Ele-

ment) verlangt wird, um eine Haftung anzu-
nehmen. Gerade im Strafrecht wird auch 

vorausgesetzt, dass der Täter vorsätzlich 

hinsichtlich aller objektiven Tatbestands-
merkmale zum Zeitpunkt der Tat handelt. 

D.h. - bezogen auf die Gewinnerzielungsab-
sicht beim Setzen eines Hyperlinks - dass 

der Linksetzer beim Setzen des Hyperlinks 
diesen auch mit der Absicht der Gewinner-

zielung gesetzt haben muss. Auf diese Ab-
sicht muss anhand objektiver Umstände ge-

schlossen werden. Ob die Gewinne mittel-

bar oder unmittelbar generiert werden, 
spielt dabei eine untergeordnete Rolle. Ent-

scheidend ist, dass ein Gewinn aus der Sicht 
eines objektiven Dritten durch die Linkset-

zung erzielt werden könnte. Dafür kann im 
Einzelfall auch entscheidend sein, ob der 

Link zum Geschäftsbetrieb des Linksetzers 
gehört oder nicht. 

Wenn man diese Grundsätze bzw. diese en-

gere Auffassung nun erneut auf die Nutzer 
im Internet anwendet, kommt man zum Teil 

zu anderen und interessengerechteren Er-
gebnissen bezüglich des Vorliegens einer 

Gewinnerzielungsabsicht als bei der Anwen-
dung des gewerbe- und steuerrechtlichen 

Begriff der Gewinnerzielungsabsicht sowie 
bei der Anwendung der weiten Ansicht des 

LG Hamburg.  

 
1.) Unternehmerische Tätigkeit 

Bei einem unternehmerisch handelnden 
Linksetzer läge demnach keine Gewinner-

zielungsabsicht vor, wenn mit dem konkre-
ten Link weder Gewinne unmittelbar noch 

mittelbar erzielt werden oder objektiv er-
wartet werden können. Dies kann zwar zu 

Einzelfallentscheidungen führen, aber es ist 

interessengerechter eine differenzierte Be-
trachtung im Hinblick auf den Zweck der 

Verlinkung vorzunehmen, um eine aus-
ufernde Haftungen zu vermeiden. Die weite 

Auffassung des LG Hamburg als auch der 
gewerberechtliche und steuerrechtliche Be-

griff der Gewinnerzielungsabsicht stellen 
leider nur darauf ab, ob eine unternehme-

risch gestaltete Webseite oder ob eine Be-

triebsführung vorliegt, um eine Prüfungs-
pflicht anzunehmen. 

 

2.) Blogger 

Wie bereits festgestellt verfolgt das Führen 

eines öffentlichen Tagebuchs grundsätzlich 
nur private Zwecke und somit auch die Ver-

linkungen des Bloggers. Sobald der Blogger 
jedoch unternehmerisch tätig wird, gelten 

für ihn dieselben Grundsätze wie für Gewer-

betreibende. Es kommt also darauf an, ob 
der Blogger mit seiner konkreten Verlinkung 

aus der Sicht eines objektiven Betrachters 
unmittelbar oder mittelbar Gewinne erzielen 

wird. Dies kann im Einzelfall dazu führen, 
dass auch ein privater Blogger einer Prü-

fungspflicht unterliegt. 
 

3.) Online-Presse 

Trotz der Tatsache, dass Online-Magazine 
mit der Informationsbeschaffung Gewinne 

erzielen, unterliegen sie aufgrund der so-
wohl auf europäischer als auch nationaler 

Ebene gewährleisteten Medien- bzw. Infor-
mations- und Pressefreiheit keiner Prü-

fungspflicht. Für diese liegt somit eine wei-
tere Ausnahme neben Suchmaschinenbe-

treibern von der Prüfungspflicht vor. 

 
4.) Facebook-Seite von Prominenten 

Sofern der Prominente seine Facebook-
Seite rein für unternehmerische Zwecke wie 

z.B. Marketing benutzt, gelten die gleichen 
Grundsätze wie für unternehmerische Tätig-

keiten bezüglich der Gewinnerzielungsab-
sicht, sodass es ebenfalls auf den Einzelfall 

ankommt. 

Problematisch wird es, wenn der Promi-
nente die Facebook-Seite nur privat nutzt 

und gelegentlich Verlinkung vornimmt, die 
nicht offensichtlich einem unternehmeri-

schen Marketing entsprechen. Setzt der 
Prominente also auf seiner privaten Face-

book-Seite eine Verlinkung zu etwas, wel-
ches objektiv nicht zu seiner unternehmeri-

schen Tätigkeit (z.B. Musiker, Schauspieler 

usw.) gehört, dann kann dies bereits gegen 
eine Gewinnerzielungsabsicht sprechen. Es 

muss aber in Bezug auf den Prominenten 
berücksichtigt werden, dass dieser aufgrund 

seines medialen Interesses an seiner Person 
mit fast allem Geld machen kann. So könnte 

er z.B. durch das Verlinken eines skurrilen 
Videos oder etwas Dergleichen, was für Auf-

regung sorgt, sein neues Album mittelbar 

besser vermarkten. Der Link ist somit zwar 
nicht unmittelbar gewinnerhöhend, aber 

mittelbar soll er dafür sorgen, dass sich bei-
spielsweise das neue Musikalbum besser 
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verkauft. In diesem Fall unterliegt der Pro-
minente einer Prüfungspflicht. Es ist somit 

im Einzelfall zu entscheiden, ob ihm eine 
Prüfungspflicht auferlegt wird oder nicht. 

 
IV.) Fazit 

Entgegen der Entscheidung des LG Ham-

burg sollte die Gewinnerzielungsabsicht 
nicht weit verstanden, sondern darauf ab-

gestellt werden, ob mit dem Setzen des 
konkreten Hyperlinks unmittelbar oder mit-

telbar Gewinne erzielt werden sollen. Solche 
Links unterliegen einer Prüfungspflicht. In-

wiefern ein Link anhand objektiver Kriterien 
Gewinne erzielen sollte, hängt aber vom 

Einzelfall ab. Online-Magazine dürften auf-

grund der Informations- und Pressefreiheit 
Inhalte verlinken können, ohne einer Prü-

fungspflicht zu unterliegen. Dies gilt 
ebenso, wie der BGH auch vor kurzem ent-

schieden hat, für Suchmaschinenbetreiber. 
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BUCHBESPRECHUNG 
STRÖBELE/HACKER/THIERING: MARKENGESETZ 

 
Carl Heymanns Verlag, 12. Aufl. 2018, 3588 

S., 258,-- EUR 
 

I. Buchbesprechungen wissenschaftli-

cher Werke begegnen dem Leser in ganz 
unterschiedlicher Form: In Zeitschriften des 

juristischen Alltags finden sich oft knappe 
Rezensionen, die kaum mehr Informations-

gehalt bieten als der Klappentext des Wer-
kes selbst. Sie schließen typischerweise mit 

einer wohlwollenden Bewertung: Ein abso-
lutes Standardwerk liege vor. Es gehöre auf 

den Schreibtisch eines jeden Studierenden-

den, Hochschullehrers und Verfassungsrich-
ters. Würde die interessierte Fachöffentlich-

keit alle Kaufempfehlungen der Rezensen-
ten folgen, bestünde kein Grund zur Sorge 

um die Zukunft von Verlagen und Buchhan-
del. Einen bedeutsamen Zweck erfüllen 

diese Rezensionen: Sie informieren die in-
teressierte Fachöffentlichkeit über wichtige 

Neuerscheinungen. 

 
Eine gänzlich andere Ausrichtung weisen 

Besprechungen in Archivzeitschriften auf. 
Sie sind geprägt von der wissenschaftlichen 

Auseinandersetzung mit den zentralen The-
sen des besprochenen Werkes. Gelegentlich 

erinnern die Rezensionen an leidenschaftli-
che Verrisse Marcel Reich-Ranicikis im 

Feuilleton der Frankfurter Allgemeinen Zei-

tung. Einen faden Beigeschmack verbleibt 
bei Rezensionen, wenn ein wissenschaftli-

cher Kontrahent in einer Weise kritisiert 
wird, die den kundigen Zivilrechtler an § 

824 BGB erinnert. 
 

Die nachfolgende Rezension will nichts von 
alledem sein. Unter II. wird über Verände-

rungen in der Neuauflage des zu rezensie-

renden Werkes berichtet. Es folgt ein kleiner 
Spaziergang durch den Kommentar (III.).  

 
II. Gegenüber der Vorauflage hat sich 

der Kreis der Autoren verändert: Irmgard 
Kirschneck und Helga Kober-Dehm sind 

ausgeschieden; Julia Miosga aus dem DPMA 
und der Hamburger Rechtsanwalt Frederik 

Thiering wirken nun an der Entstehung des 

Kommentars mit. Überaus erfreulich ist es, 
dass die Autoren nun nicht mehr nur aus 

dem Kreis der Richter des BPatG stammen: 
Praktische Erfahrungen aus Verletzungspro-

zessen können jetzt für die Kommentierung 

nutzbar gemacht werden. Daher ist es kon-
sequent, dass der schon durch eine Reihe 

von Veröffentlichungen ausgewiesene 
Rechtsanwalt Thiering seine Kenntnisse ins-

besondere in die Kommentierungen der 
Vorschriften zur Markenverletzung ein-

bringt. 

 
III. Die Lektüre des Kommentars be-

ginnt mit einer kleinen Enttäuschung. In der 
täglichen Arbeit erfreute sich der Rezensent 

daran, dass im "Ströbele/Hacker" am An-
fang ein vollständiger Text des MarkenG ab-

gedruckt war. Diese 67 Seiten (11. Auflage) 
ersparten unzählige Male das lästiges Su-

chen auf dem Schreibtisch nach der dtv-

Textausgabe oder die Eingabe des Begriffes 
"MarkenG" in das Suchfeld des Internet-

Browsers. Diese schöne Zeit ist nun vorbei. 
Aus Platzgründen hat der Verlag den Text 

gestrichen. 
 

Die MarkenRL 2015 und ihre (stockende) 
Umsetzung haben im Kommentar noch kei-

nen allzu großen Widerhall gefunden. Über 

den Stand der Umsetzung berichtet Hacker 
knapp in der Einleitung (Rn. 19). Miosga 

weist zutreffend darauf hin, dass Geruchs-
marken auch nach Umsetzung von Art. 3 lit. 

b) MarkenRL 2015 nur mit Schwierigkeiten 
erfolgreich angemeldet werden können. Zur 

kommenden Gewährleistungsmarke finden 
sich einige knappe Erwägungen in der Kom-

mentierung zu § 97 MarkenG.  

 
Ausführlich würdigt Hacker das Urteil des 

EuGH in der Sache Hauck/Stokke und 
kommt zu dem Ergebnis, der Schutzaus-

schlussgrund sei weit zu verstehen. Die Ent-
scheidung des BGH in der Sache "Ritter 

Sport" (dreidimensionale quadratische Ver-
packungsmarke) erging erst nach Redakti-

onsschluss. 

 
Mit der für ihn üblichen höchsten Präzision 

hat Ströbele das reichhaltige Fallmaterial 
zur Verkehrsdurchsetzung aufgearbeitet. 

Auch an Details seiner Kommentierung wird 
immer wieder sorgfältig gefeilt, poliert und 

geschliffen (Beispiel: amtsbekannte Ver-
kehrsdurchsetzung, § 291 ZPO, § 8 Rn. 

711). 

 
Thiering bringt bereits neue Impulse in die 

Kommentierung ein. Anschaulich demons-
triert dies die neue Übersicht zur Verwir-

kung (§ 21 Rn. 11).  
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§ 50 MarkenG wird im Rahmen der anste-
henden Umsetzung der MarkenRL 2015 

sehr wahrscheinlich geändert werden. Mi-
osga nimmt es überzeugend in Angriff, das 

Problemfeld auszuleuchten. 
 

Mit großem Interesse hat der Rezensent in 

der Vorauflage die unterschiedlichen Mei-
nungen zur Feststellungslast im marken-

rechtlichen Löschungsverfahren studiert 
(einerseits Ströbele, § 8 Rn. 557 ff., ande-

rerseits Kirschneck, § 54 Rn. 21 ff.). Der 
Disput wird fortgeführt: Die Ansicht 

Kirschnecks wird von der neuen Kommen-
tatorin Miosga geteilt (§ 54 Rn. 22 ff.), Strö-

bele hat seine gegenteilige Position mit ge-

wichtigen Argumenten noch weiter unter-
mauert (§ 8 Rn. 58 f.) 

 
IV. Diese Besprechung schließt nicht mit 

einer Kaufempfehlung: Es gibt keinen An-
lass, wie ein Blick auf die Rückseite einer in 

Griechenland geprägten 2-Euro-Münze in 
Erinnerung ruft, Eulen nach Athen zu tra-

gen. Auf Grund der schon seit vielen Aufla-

gen konstant hohen Qualität des Werkes 
und der gewaltigen Informationsdichte ist 

die Anschaffung für jeden, der sich intensiv 
mit dem Markenrecht befasst, selbstver-

ständlich. Der Konsument scheint seiner 
ihm im Wettbewerb zukommenden Schieds-

richterfunktion sorgfältig nachzukommen: 
Der Verlag bewirbt den Kommentar als den 

"meistverkauften Kommentar zum Marken-

recht." Sollte sich dies mit der Neuauflage 
ändern, wäre ein Marktversagen zu konsta-

tieren. 
 

Prof. Dr. Volker Michael Jänich 
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B. ENTSCHEIDUNGEN 
 

I. EUGH/EUG 

zusammengestellt von  

Prof. Dr. Jan Eichelberger, LL.M.oec. 

 

1. URHEBER- UND DESIGNRECHT 

 

Gerichtliche Zuständigkeit in Zivil- und 

Handelssachen – Verordnung (EG) 
Nr. 44/2001 – Geistiges Eigentum – 

Gemeinschaftsgeschmacksmuster – 
Verordnung (EG) Nr. 6/2002 – Art. 81 

und 82 – Klage auf Feststellung der 
Nichtverletzung – Zuständigkeit der 

Gemeinschaftsgeschmacksmusterge-

richte des Mitgliedstaats, in dem der 
Beklagte seinen Wohnsitz hat 

EuGH, 13.07.2017 – C-433/16 – BMW/Aca-
cia 

 
1. Art. 24 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 

des Rates vom 22. Dezember 2000 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken-

nung und Vollstreckung von Entscheidun-

gen in Zivil- und Handelssachen ist dahin 
auszulegen, dass eine Einrede der Unzu-

ständigkeit des angerufenen Gerichts, die 
im ersten Verteidigungsschriftsatz hilfs-

weise gegenüber anderen in demselben 
Schriftsatz erhobenen prozessualen Einre-

den erhoben wird, nicht als Anerkennung 
der Zuständigkeit des angerufenen Gerichts 

angesehen werden kann und daher nicht zu 

einer Vereinbarung über die Zuständigkeit 
nach diesem Artikel führt. 

 
2. Art. 82 der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 

des Rates vom 12. Dezember 2001 über das 
Gemeinschaftsgeschmacksmuster ist dahin 

auszulegen, dass Klagen auf Feststellung 
der Nichtverletzung von Gemeinschaftsge-

schmacksmustern nach Art. 81 Buchst. b 

dieser Verordnung dann, wenn der Beklagte 
seinen Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union hat, vor den Gemein-
schaftsgeschmacksmustergerichten dieses 

Mitgliedstaats zu erheben sind, es sei denn, 
es liegt eine Vereinbarung über die Zustän-

digkeit im Sinne von Art. 23 oder Art. 24 der 
Verordnung Nr. 44/2001 vor, und vorbe-

haltlich der in diesen Verordnungen ge-

nannten Fälle der Rechtshängigkeit und der 
im Zusammenhang stehenden Verfahren. 

 
3. Die in Art. 5 Nr. 3 der Verordnung Nr. 

44/2001 aufgestellte Zuständigkeitsregel 

findet auf Klagen auf Feststellung der Nicht-
verletzung von Gemeinschaftsgeschmacks-

mustern nach Art. 81 Buchst. b der Verord-
nung Nr. 6/2002 keine Anwendung. 

 
4. Die in Art. 5 Nr. 3 der Verordnung Nr. 

44/2001 aufgestellte Zuständigkeitsregel 

findet auf Anträge auf Feststellung eines 
Missbrauchs einer marktbeherrschenden 

Stellung und eines unlauteren Wettbe-
werbs, die mit einer Klage auf Feststellung 

der Nichtverletzung eines Gemeinschafts-
geschmacksmusters im Zusammenhang 

stehen, keine Anwendung, soweit diesen 
Anträgen nur stattgegeben werden kann, 

wenn dieser Klage auf Feststellung der 

Nichtverletzung stattgegeben wird. 

 

 

Verordnung (EG) Nr. 6/2002 – Ge-
meinschaftsgeschmacksmuster – 

Art. 110 Abs. 1 – Fehlender Schutz – 
Sogenannte ‚Reparaturklausel‘ – Be-

griff ‚Bauelement eines komplexen Er-
zeugnisses‘ – Reparatur des komple-

xen Erzeugnisses, um diesem wieder 
sein ursprüngliches Erscheinungsbild 

zu verleihen – Maßnahmen, die der Be-

nutzer ergreifen muss, um sich auf die 
‚Reparaturklausel‘ berufen zu können – 

Nachgebaute Autofelge, die mit dem 
Originalfelgenmodell identisch ist 

EuGH, 20.12.2017 – verb. Rs. C-397/16 – 
Acacia/Pneusgarda und Audi sowie 

C-435/16 – Acacia und Rolando 
D’Amato/Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG 

 

1. Art. 110 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 
6/2002 des Rates vom 12. Dezember 2001 

über das Gemeinschaftsgeschmacksmuster 
ist dahin auszulegen, dass die darin enthal-

tene sogenannte „Reparaturklausel“ den 
Ausschluss des Schutzes als Gemein-

schaftsgeschmacksmuster für ein Muster, 
das als Bauelement eines komplexen Er-

zeugnisses mit dem Ziel verwendet wird, die 

Reparatur dieses komplexen Erzeugnisses 
zu ermöglichen, um diesem wieder sein ur-

sprüngliches Erscheinungsbild zu verleihen, 
nicht unter die Voraussetzung stellt, dass 

das geschützte Geschmacksmuster vom Er-
scheinungsbild des komplexen Erzeugnisses 

abhängig ist. 
 

2. Art. 110 Abs. 1 der Verordnung Nr. 

6/2002 ist dahin auszulegen, dass die darin 
enthaltene „Reparaturklausel“ den Aus-
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schluss des Schutzes als Gemeinschaftsge-
schmacksmuster für ein Muster, das als 

Bauelement eines komplexen Erzeugnisses 
mit dem Ziel verwendet wird, die Reparatur 

dieses komplexen Erzeugnisses zu ermögli-
chen, um diesem wieder sein ursprüngliches 

Erscheinungsbild zu verleihen, unter die Vo-

raussetzung stellt, dass das Erscheinungs-
bild des Ersatzteils mit demjenigen optisch 

identisch ist, das das ursprünglich in das 
komplexe Erzeugnis eingefügte Bauelement 

bei seinem Inverkehrbringen hatte. 
 

3. Art. 110 Abs. 1 der Verordnung Nr. 
6/2002 ist dahin auszulegen, dass der Her-

steller oder Anbieter eines Bauelements ei-

nes komplexen Erzeugnisses, um sich auf 
die in dieser Vorschrift enthaltene „Repara-

turklausel“ berufen zu können, einer Sorg-
faltspflicht unterliegt, die sich auf die Ein-

haltung der in dieser Vorschrift geregelten 
Voraussetzungen durch die nachgelagerten 

Benutzer bezieht. 

 

 

Urheberrecht und verwandte Schutz-
rechte – Richtlinie 2001/29/EG – Art. 5 

Abs. 2 Buchst. b – Ausnahme für Pri-

vatkopien – Art. 3 Abs. 1 – Öffentliche 
Wiedergabe – Spezifisches technisches 

Verfahren – Erbringung einer Dienst-
leistung der Bildaufzeichnung in der 

‚Cloud‘ (Cloud-Computing) betreffend 
Kopien von urheberrechtlich geschütz-

ten Werken ohne Zustimmung des be-
treffenden Urhebers – Aktiver Eingriff 

des Dienstleistungserbringers in diese 

Aufzeichnung 
EuGH, 29.11.2017 – C-265/16 – VCAST/RTI 

 
Die Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Mai 
2001 zur Harmonisierung bestimmter As-

pekte des Urheberrechts und der verwand-
ten Schutzrechte in der Informationsgesell-

schaft, insbesondere ihr Art. 5 Abs. 2 

Buchst. b, ist dahin auszulegen, dass sie ei-
ner nationalen Regelung entgegensteht, die 

es einem gewerblichen Unternehmen ge-
stattet, für Private mit Hilfe eines Datenver-

arbeitungssystems eine Dienstleistung der 
Fernbildaufzeichnung von Privatkopien ur-

heberrechtlich geschützter Werke in der 
„Cloud“ durch aktiven Eingriff seinerseits in 

die Aufzeichnung ohne Zustimmung des 

Rechtsinhabers zu erbringen. 

 

 

Verordnung (EG) Nr. 6/2002 – Art. 20 

Abs. 1 Buchst. c, Art. 79 Abs. 1 sowie 
Art. 82, 83, 88 und 89 – Verletzungs-

klage – Beschränkung der Rechte aus 
dem Gemeinschaftsgeschmacksmuster 

– Begriff ‚Zitierung‘ – Verordnung (EG) 

Nr. 44/2001 – Art. 6 Nr. 1 – Zuständig-
keit hinsichtlich des in einem anderen 

Mitgliedstaat als dem, in dem das Ge-
richt seinen Sitz hat, ansässigen Mitbe-

klagten – Räumliche Reichweite der 
Zuständigkeit der Gemeinschaftsge-

schmacksmustergerichte – Verordnung 
(EG) Nr. 864/2007 – Art. 8 Abs. 2 – Auf 

Anträge auf den Erlass von Anordnun-

gen über Sanktionen und andere Maß-
nahmen anwendbares Recht 

EuGH, 27.09.2017 – verb. Rs. C-24/16 und 
C-25/16 – Nintendo/BigBen Interactive 

 
1. Die Verordnung (EG) Nr. 6/2002 des Ra-

tes vom 12. Dezember 2001 über das Ge-
meinschaftsgeschmacksmuster ist in Ver-

bindung mit Art. 6 Nr. 1 der Verordnung 

(EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. De-
zember 2000 über die gerichtliche Zustän-

digkeit und die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Zivil- und 

Handelssachen dahin auszulegen, dass un-
ter Umständen wie denen der Ausgangsver-

fahren ein Gemeinschaftsgeschmacksmus-
tergericht, bei dem eine Verletzungsklage 

anhängig ist und dessen internationale Zu-

ständigkeit in Bezug auf einen ersten Be-
klagten auf Art. 82 Abs. 1 der Verordnung 

Nr. 6/2002 beruht und in Bezug auf einen 
zweiten, in einem anderen Mitgliedstaat an-

sässigen Beklagten auf Art. 6 Nr. 1 der Ver-
ordnung Nr. 44/2001 in Verbindung mit Art. 

79 Abs. 1 der Verordnung Nr. 6/2002, weil 
der zweite Beklagte die vom ersten Beklag-

ten vertriebenen Erzeugnisse herstellt und 

an den ersten Beklagten liefert, auf Antrag 
des Klägers gegen den zweiten Beklagten 

Anordnungen erlassen kann, die Maßnah-
men im Sinne von Art. 89 Abs. 1 und Art. 

88 Abs. 2 der Verordnung Nr. 6/2002 be-
treffen, die sich auch auf Tätigkeiten des 

zweiten Beklagten außerhalb der genannten 
Lieferkette erstrecken und die für das ge-

samte Gebiet der Europäischen Union gel-

ten. 
 

2. Art. 20 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung 
Nr. 6/2002 ist dahin auszulegen, dass ein 

Dritter, der ohne Zustimmung des Inhabers 
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der Rechte aus einem Gemeinschaftsge-
schmacksmuster beim rechtmäßigen Ver-

trieb von Waren, die als Zubehör spezifi-
scher Waren des Inhabers der Rechte aus 

den Geschmacksmustern verwendet wer-
den sollen, Waren, die solchen Ge-

schmacksmustern entsprechen, u. a. auf 

seinen Websites abbildet, um die gemein-
same Verwendung der von ihm vertriebe-

nen Waren und der spezifischen Waren des 
Inhabers der Rechte aus den Geschmacks-

mustern zu erläutern oder darzutun, eine 
Wiedergabe zum Zweck der „Zitierung“ im 

Sinne von Art. 20 Abs. 1 Buchst. c vor-
nimmt, wobei eine solche Wiedergabe nach 

dieser Bestimmung zulässig ist, wenn die 

dort aufgestellten kumulativen Vorausset-
zungen erfüllt sind, was zu prüfen Sache 

des nationalen Gerichts ist. 
 

3. Art. 8 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
864/2007 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf 
außervertragliche Schuldverhältnisse anzu-

wendende Recht („Rom II“) ist dahin auszu-

legen, dass unter dem Begriff des „Staates 
…, in dem die Verletzung begangen wurde“, 

im Sinne dieser Bestimmung der Staat zu 
verstehen ist, in dem das schadensbegrün-

dende Ereignis eingetreten ist. In Fällen, in 
denen demselben Beklagten verschiedene, 

in verschiedenen Mitgliedstaaten began-
gene Verletzungshandlungen vorgeworfen 

werden, ist bei der Ermittlung des scha-

densbegründenden Ereignisses nicht auf 
jede einzelne ihm vorgeworfene Verlet-

zungshandlung abzustellen, sondern es ist 
eine Gesamtwürdigung seines Verhaltens 

vorzunehmen, um den Ort zu bestimmen, 
an dem die ursprüngliche Verletzungshand-

lung, auf die das vorgeworfene Verhalten 
zurückgeht, begangen worden ist oder 

droht. 

 

 

Richtlinie 2001/29/EG – Harmonisie-

rung bestimmter Aspekte des Urheber-
rechts und der verwandten Schutz-

rechte – Art. 3 Abs. 1 – Öffentliche 
Wiedergabe – Begriff – Online-Filesha-

ring-Plattform – Teilen geschützter Da-
teien ohne Zustimmung des Inhabers 

EuGH, 14.06.2017 – C-610/15 – Stichting 
Brein/Ziggo BV, XS4ALL Internet 

 

Der Begriff „öffentliche Wiedergabe“ im 
Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 

2001/29/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Urhe-

berrechts und der verwandten Schutzrechte 
in der Informationsgesellschaft ist dahin 

auszulegen, dass er unter Umständen wie 
denen des Ausgangsverfahrens die Bereit-

stellung und das Betreiben einer Filesha-

ring-Plattform im Internet erfasst, die durch 
die Indexierung von Metadaten zu ge-

schützten Werken und durch das Anbieten 
einer Suchmaschine den Nutzern dieser 

Plattform ermöglicht, diese Werke aufzufin-
den und sie im Rahmen eines „Peer-to-

peer“-Netzes zu teilen. 

 

 

Richtlinie 2001/29/EG – Harmonisie-
rung bestimmter Aspekte des Urheber-

rechts und der verwandten Schutz-

rechte – Art. 3 Abs. 1 – Öffentliche 
Wiedergabe – Begriff – Verkauf eines 

multimedialen Medienabspielers – Zu-
sätzliche Module (Add-ons) – Veröf-

fentlichung von Werken ohne Erlaubnis 
ihres Inhabers – Zugang zu Streaming-

seiten (Streaming) – Art. 5 Abs. 1 und 
5 – Vervielfältigungsrecht – Ausnah-

men und Beschränkungen – Rechtmä-

ßige Nutzung 
EuGH, 26.04.2017 – C-527/15 – Stichting 

Brein/Jack Frederik Wullems [Filmspeler] 
 

1. Der Begriff „öffentliche Wiedergabe“ im 
Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 

2001/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-

monisierung bestimmter Aspekte des Urhe-

berrechts und der verwandten Schutzrechte 
in der Informationsgesellschaft ist dahin 

auszulegen, dass er den Verkauf eines mul-
timedialen Medienabspielers wie des im 

Ausgangsverfahren fraglichen erfasst, auf 
dem im Internet verfügbare Add-ons vorin-

stalliert wurden, die Hyperlinks zu für die 
Öffentlichkeit frei zugänglichen Websites 

enthalten, auf denen urheberrechtlich ge-

schützte Werke ohne Erlaubnis der Rechts-
inhaber öffentlich zugänglich gemacht wur-

den. 
 

2. Art. 5 Abs. 1 und 5 der Richtlinie 2001/29 
ist dahin auszulegen, dass Handlungen der 

vorübergehenden Vervielfältigung eines ur-
heberrechtlich geschützten Werks durch 

Streaming von der Website eines Dritten, 

auf der dieses Werk ohne Erlaubnis des Ur-
heberrechtsinhabers angeboten wird, auf 

einem multimedialen Medienabspieler wie 
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dem im Ausgangsverfahren fraglichen nicht 
die in dieser Vorschrift festgelegten Voraus-

setzungen erfüllen. 

 

 

2. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 

 

Unionsmarke – Art. 96 Buchst. a – Ver-
letzungsklage – Art. 99 Abs. 1 – Ver-

mutung der Rechtsgültigkeit – Art. 100 

– Widerklage auf Nichtigerklärung – 
Verhältnis zwischen Verletzungsklage 

und Widerklage auf Nichtigerklärung – 
Verfahrensautonomie 

EuGH, 19.10.2017 – C-425/16 – Hansruedi 
Raimund/Michaela Aigner 

 
1. Art. 99 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 

207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 

über die Unionsmarke ist dahin auszulegen, 
dass eine bei einem Unionsmarkengericht 

nach Art. 96 Buchst. a dieser Verordnung 
erhobene Verletzungsklage wegen eines ab-

soluten Nichtigkeitsgrundes wie des in Art. 
52 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung vorge-

sehenen nicht abgewiesen werden darf, 
ohne dass dieses Gericht der vom Beklagten 

des Verletzungsverfahrens gemäß Art. 100 

Abs. 1 der Verordnung erhobenen und auf 
denselben Nichtigkeitsgrund gestützten Wi-

derklage auf Nichtigerklärung stattgegeben 
hat. 

 
2. Die Verordnung Nr. 207/2009 ist dahin 

auszulegen, dass sie es nicht verbietet, dass 
das Unionsmarkengericht die Verletzungs-

klage nach Art. 96 Buchst. a dieser Verord-

nung wegen eines absoluten Nichtigkeits-
grundes wie des in Art. 52 Abs. 1 Buchst. b 

der Verordnung vorgesehenen abweisen 
darf, obwohl die Entscheidung über die ge-

mäß Art. 100 Abs. 1 der Verordnung erho-
bene und auf denselben Nichtigkeitsgrund 

gestützte Widerklage auf Nichtigerklärung 
nicht rechtskräftig ist. 

 

 

Unionsmarke – Art. 16 – Marken als Ge-

genstand des Vermögens – Gleichstel-

lung der Unionsmarke mit der nationa-
len Marke – Art. 18 – Übertragung ei-

ner für den Agenten oder Vertreter des 
Markeninhabers eingetragenen Marke 

– Nationale Vorschrift, die es ermög-
licht, Klage auf Übertragung der Inha-

berschaft einer unter Beeinträchtigung 
der Rechte des Inhabers oder unter 

Verletzung einer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflicht eingetragenen natio-

nalen Marke zu erheben – Vereinbar-
keit mit der Verordnung Nr. 207/2009 

EuGH, 23.11.2017 – C-381/16 – Salvador 
Benjumea Bravo de Laguna/Esteban Torras 

Ferrazzuolo 

 
Die Art. 16 und 18 der Verordnung (EG) Nr. 

207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 
über die [Unionsmarke] sind dahin auszule-

gen, dass sie der Anwendung einer nationa-
len Bestimmung wie der im Ausgangsver-

fahren in Rede stehenden, wonach eine Per-
son, die durch die Eintragung einer unter 

Beeinträchtigung ihrer Rechte oder unter 

Verletzung einer gesetzlichen oder vertrag-
lichen Pflicht angemeldeten Marke geschä-

digt wurde, die Übertragung der Inhaber-
schaft der Marke beanspruchen kann, auf 

eine Unionsmarke nicht entgegenstehen, 
sofern der betreffende Sachverhalt nicht 

unter Art. 18 der Verordnung fällt. 

 

 

Verordnung (EG) Nr. 44/2001 – Ge-
richtliche Zuständigkeit – Art. 2 Abs. 1 

– Zuständigkeit der Gerichte des 

Wohnsitzstaats des Beklagten – Art. 22 
Nr. 4 – Ausschließliche Zuständigkeit 

für die Eintragung oder die Gültigkeit 
von Rechten des geistigen Eigentums – 

Rechtsstreit zur Klärung der Frage, ob 
eine Person zu Recht als Markeninha-

berin eingetragen wurde 
EuGH, 05.10.2017 – C-341/16 – Hanssen 

Beleggingen/Tanja Prast-Knipping 

 
Art. 22 Nr. 4 der Verordnung (EG) Nr. 

44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die 

Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Zivil- und Handelssachen ist 

dahin auszulegen, dass er auf Rechtsstrei-
tigkeiten zur Klärung der Frage, ob eine Per-

son zu Recht als Markeninhaberin eingetra-

gen wurde, keine Anwendung findet. 

 

 

Richtlinie 2008/95/EG – Art. 7 Abs. 1 – 
Erschöpfung des Rechts aus der Marke 

– Parallelmarken – Übertragung von 
Marken in einem Teil des Europäischen 

Wirtschaftsraums (EWR) – Geschäfts-
strategie, die nach der Übertragung be-

wusst ein einheitliches Gesamterschei-
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nungsbild der Marke fördert – Vonei-
nander unabhängige Inhaber, die aber 

enge geschäftliche und wirtschaftliche 
Beziehungen haben 

EuGH, 20.12.2017 – C-291/16 – Schwep-
pes/Red Paralela 

 

Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2008/95/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 22. Oktober 2008 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 

die Marken ist im Licht von Art. 36 AEUV da-
hin auszulegen, dass er den Inhaber einer 

nationalen Marke daran hindert, sich der 
Einfuhr identischer, mit der gleichen Marke 

versehener Waren aus einem anderen Mit-

gliedstaat zu widersetzen, in dem diese 
Marke, die ursprünglich demselben Inhaber 

gehörte, nunmehr einem Dritten gehört, der 
sie durch Übertragung erworben hat, sofern 

nach dieser Übertragung 
– der Inhaber, allein oder durch Koordinie-

rung seiner Markenstrategie mit dem Drit-
ten, weiterhin aktiv und bewusst einen ein-

heitlichen Gesamtauftritt oder ein einheitli-

ches Gesamterscheinungsbild der Marke 
gefördert und damit bei den maßgeblichen 

Verkehrskreisen Verwirrung über die be-
triebliche Herkunft der mit dieser Marke 

versehenen Waren geschaffen oder sie ver-
stärkt hat oder 

– zwischen dem Inhaber und dem Dritten in 
dem Sinne wirtschaftliche Beziehungen be-

stehen, dass sie ihre Geschäftspolitiken ko-

ordinieren oder sich absprechen, um die 
Nutzung der Marke gemeinsam zu kontrol-

lieren, so dass sie unmittelbar oder mittel-
bar bestimmen können, auf welchen Waren 

die Marke angebracht wird, und ihre Quali-
tät kontrollieren können. 

 

 

Unionsmarke – Art. 109 Abs. 1 – Zivil-

rechtliche Klagen aus Unionsmarken 
und aus nationalen Marken – Rechts-

hängigkeit – Begriff ‚dieselben Hand-

lungen‘ – Verwendung des Begriffs 
‚Merck‘ in Domainnamen und auf 

Social-Media-Plattformen im Internet – 
Klage aus einer nationalen Marke, ge-

folgt von einer Klage aus einer Unions-
marke – Unzuständigkeitserklärung – 

Umfang 
EuGH, 19.10.2017 – C-231/16 Merck 

KGaA/Merck & Co. Inc. u.a. 

 

1. Art. 109 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung 
(EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Feb-

ruar 2009 über die Unionsmarke ist dahin 
auszulegen, dass die darin genannte Vo-

raussetzung des Vorliegens „derselben 
Handlungen“, wenn Verletzungsklagen, von 

denen eine auf eine nationale Marke und die 

andere auf eine Unionsmarke gestützt ist, 
zwischen denselben Parteien bei Gerichten 

verschiedener Mitgliedstaaten anhängig ge-
macht werden, nur insoweit erfüllt ist, als 

diese Klagen den Vorwurf der Verletzung ei-
ner nationalen Marke und einer damit iden-

tischen Unionsmarke im Gebiet derselben 
Mitgliedstaaten betreffen. 

 

2. Art. 109 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung 
Nr. 207/2009 ist dahin auszulegen, dass, 

wenn Verletzungsklagen, von denen die 
erste auf die Verletzung einer nationalen 

Marke im Gebiet eines Mitgliedstaats und 
die zweite auf die Verletzung einer Unions-

marke im gesamten Gebiet der Europäi-
schen Union gestützt ist, zwischen densel-

ben Parteien bei Gerichten verschiedener 

Mitgliedstaaten anhängig gemacht werden, 
sich das später angerufene Gericht für den 

Teil des Rechtsstreits für unzuständig zu er-
klären hat, der sich auf das Gebiet eines 

Mitgliedstaats bezieht, um das es in der 
beim zuerst angerufenen Gericht erhobenen 

Verletzungsklage geht. 
 

3. Art. 109 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung 

Nr. 207/2009 ist dahin auszulegen, dass die 
darin genannte Voraussetzung des Vorlie-

gens „derselben Handlungen“ nicht mehr 
erfüllt ist, wenn die betreffenden Klagen 

nicht mehr den Vorwurf der Verletzung ei-
ner nationalen Marke und einer damit iden-

tischen Unionsmarke im Gebiet derselben 
Mitgliedstaaten betreffen, weil ein Kläger 

eine auf eine Unionsmarke gestützte Verlet-

zungsklage, die zunächst auf die Untersa-
gung der Benutzung dieser Marke im Gebiet 

der Europäischen Union gerichtet war, – 
wirksam – teilweise zurückgenommen hat, 

und zwar für das Gebiet des Mitgliedstaats, 
um das es in der auf eine nationale Marke 

gestützten Klage geht, die beim zuerst an-
gerufenen Gericht erhoben wurde und auf 

die Untersagung der Benutzung dieser 

Marke in diesem Mitgliedstaat gerichtet ist. 
 

4. Art. 109 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung 
Nr. 207/2009 ist dahin auszulegen, dass 

sich das später angerufene Gericht im Fall 
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der Identität der Marken zugunsten des zu-
erst angerufenen Gerichts nur insoweit für 

unzuständig zu erklären hat, als die Marken 
für identische Waren oder Dienstleistungen 

gelten. 

 

 

Richtlinie 2008/95/EG – Art. 3 Abs. 1 
Buchst. c – Nationale Wortmarke La 

Milla de Oro – Eintragungshindernisse 

oder Ungültigkeitsgründe – Zeichen 
der geografischen Herkunft 

EuGH, 06.07.2017 – C-139/16 – Juan Mo-
reno Marín ua/Abadía Retuerta 

 
1. Ein Zeichen wie „la Milla de Oro“, das sich 

auf das Merkmal einer Ware oder Dienstleis-
tung bezieht, das darin besteht, dass diese 

Ware oder Dienstleistung, von hohem Wert 

und in hoher Qualität, an ein und demselben 
Ort in großer Zahl vorgefunden werden 

kann, keine geografische Herkunftsangabe 
darstellen kann, da dieses Zeichen mit ei-

nem Namen, der einen geografischen Ort 
bezeichnet, verknüpft werden muss, damit 

der geografische Raum bestimmt werden 
kann, mit dem eine hohe Konzentration ei-

ner hochwertigen und hochqualitativen 

Ware oder Dienstleistung in Verbindung ge-
bracht wird. 

 
2. Art. 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 

2008/95/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Oktober 2008 zur 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Marken ist dahin aus-

zulegen, dass ein Zeichen wie „la Milla de 

Oro“, das sich auf das Merkmal einer Ware 
oder Dienstleistung bezieht, das darin be-

steht, dass diese Ware oder Dienstleistung, 
von hohem Wert und in hoher Qualität, an 

ein und demselben Ort in großer Zahl vor-
gefunden werden kann, möglicherweise 

keine Merkmale aufweist, deren Verwen-
dung als Marke einen Ungültigkeitsgrund im 

Sinne dieser Bestimmung darstellt. 

 

 

Unionsmarke – Einheitlichkeit – Ver-

ordnung (EG) Nr. 207/2009 – Art. 9 
Abs. 1 Buchst. b und c – Einheitlicher 

Schutz des durch die Unionsmarke ver-
liehenen Rechts vor Verwechslungsge-

fahr und vor Beeinträchtigung der 
Wertschätzung – Friedliche Koexistenz 

dieser Marke und einer von einem Drit-
ten in einem Teil der Union benutzten 

nationalen Marke – Fehlen friedlicher 
Koexistenz im übrigen Teil der Union – 

Wahrnehmung des Durchschnittsver-
brauchers – Unterschiede in der Wahr-

nehmung, die es in verschiedenen Tei-
len der Union geben kann 

EuGH, 20.07.2017 – C-93/16 – Ornua Co-

operative/Tindale & Stanton Ltd España 
 

1. Art. 9 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung 
(EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Feb-

ruar 2009 über die Unionsmarke ist dahin 
auszulegen, dass aus der Tatsache, dass in 

einem Teil der Europäischen Union eine Uni-
onsmarke und eine nationale Marke friedlich 

nebeneinander existieren, nicht die 

Schlussfolgerung gezogen werden kann, 
dass in einem anderen Teil der Union, in 

dem die Unionsmarke und das als nationale 
Marke eingetragene Zeichen nicht friedlich 

nebeneinander existieren, zwischen der 
Unionsmarke und diesem Zeichen keine 

Verwechslungsgefahr besteht. 
 

2. Art. 9 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung 

Nr. 207/2009 ist dahin auszulegen, dass 
das mit einer Verletzungsklage befasste 

Unionsmarkengericht die Umstände, die 
seiner Auffassung nach für die Beurteilung 

der Frage relevant sind, ob der Inhaber ei-
ner Unionsmarke die Benutzung eines Zei-

chens in einem von der Klage nicht erfass-
ten Teil der Europäischen Union untersagen 

kann, für die Beurteilung der Frage berück-

sichtigen darf, ob dieser Inhaber die Benut-
zung des Zeichens in dem Teil der Union un-

tersagen kann, der von der Klage erfasst ist, 
sofern die Marktbedingungen und die sozio-

kulturellen Umstände in den beiden Teilen 
der Union nicht deutlich voneinander abwei-

chen. 
 

3. Art. 9 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung 

Nr. 207/2009 ist dahin auszulegen, dass 
aus der Tatsache, dass in einem Teil der Eu-

ropäischen Union eine bekannte Unions-
marke und ein Zeichen friedlich nebenei-

nander existieren, nicht die Schlussfolge-
rung gezogen werden kann, dass in einem 

anderen Teil der Union, in dem es diese 
friedliche Koexistenz nicht gibt, ein rechtfer-

tigender Grund für die Benutzung dieses 

Zeichens besteht. 

 

 

Unionsmarke – Verordnung (EG) 
Nr. 207/2009 – Art. 9 und 15 – Anmel-

dung des Zeichens ‚Baumwollblüte‘ 



GB 1/2018 19 

 

durch einen Verein – Eintragung als In-
dividualmarke – Vergabe von Lizenzen 

für die Benutzung der Marke an die 
Hersteller von Baumwolltextilien, die 

Mitglieder des Vereins sind – Antrag 
auf Nichtigerklärung oder auf Verfalls-

erklärung – Begriff ‚ernsthafte Benut-

zung‘ – Hauptfunktion als Her-
kunftshinweis 

EuGH, 08.06.2017 – C-689/15 – 
Gözze/Verein Bremer Baumwollbörse 

 
1. Art. 15 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 

207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 
über die Unionsmarke ist dahin auszulegen, 

dass die durch den Inhaber oder mit seiner 

Zustimmung erfolgende Anbringung einer 
Unionsindividualmarke auf Waren als Güte-

zeichen keine markenmäßige Benutzung ist, 
die unter den Begriff „ernsthafte Benut-

zung“ im Sinne dieser Bestimmung fällt. Die 
Anbringung der Marke stellt jedoch eine sol-

che ernsthafte Benutzung dar, wenn sie den 
Verbrauchern auch und zugleich garantiert, 

dass diese Waren aus einem einzigen Un-

ternehmen stammen, unter dessen Kon-
trolle die Waren hergestellt werden und das 

für ihre Qualität verantwortlich gemacht 
werden kann. Im letztgenannten Fall ist es 

dem Inhaber der Marke nach Art. 9 Abs. 1 
Buchst. b der Verordnung gestattet, die An-

bringung eines ähnlichen Zeichens durch ei-
nen Dritten auf identischen Waren zu ver-

bieten, wenn dessen Anbringung für das 

Publikum die Gefahr von Verwechslungen 
schafft. 

 
 

2. Art. 52 Abs. 1 Buchst. a und Art. 7 Abs. 
1 Buchst. g der Verordnung Nr. 207/2009 

sind dahin auszulegen, dass eine Individu-
almarke nicht auf der Grundlage einer ge-

meinsamen Anwendung dieser Bestimmun-

gen mit der Begründung für nichtig erklärt 
werden kann, dass der Markeninhaber die 

Richtigkeit der mit der Marke im Verkehr 
verbundenen Qualitätserwartungen nicht 

durch regelmäßige Qualitätskontrollen bei 
seinen Lizenznehmern gewährleistet. 

 
3. Die Verordnung Nr. 207/2009 ist dahin 

auszulegen, dass ihre Bestimmungen über 

Unionskollektivmarken nicht entsprechend 
auf Unionsindividualmarken angewandt 

werden können. 

 

 

Unionsmarke – Art. 97 Abs. 1 – Inter-
nationale Zuständigkeit – Verletzungs-

klage gegen eine Gesellschaft mit Sitz 
in einem Drittstaat – Enkelgesellschaft 

mit Sitz im Mitgliedstaat des angerufe-
nen Gerichts – Begriff ‚Niederlassung‘ 

EuGH, 18.05.2017 – C-617/15 – Hummel 

Holding/Nike 
 

Art. 97 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 
207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 

über die Unionsmarke ist dahin auszulegen, 
dass eine in einem Mitgliedstaat ansässige 

rechtlich selbständige Gesellschaft, die eine 
Enkelgesellschaft eines Stammhauses ist, 

das seinen Sitz nicht in der Union hat, eine 

„Niederlassung“ dieses Stammhauses im 
Sinne dieser Bestimmung darstellt, wenn 

diese Enkelgesellschaft einen Mittelpunkt 
geschäftlicher Tätigkeit bildet und in dem 

Mitgliedstaat, in dem sie sich befindet, über 
eine bestimmte reale und konstante Prä-

senz verfügt, von der aus eine geschäftliche 
Tätigkeit ausgeübt wird, und sie auf Dauer 

als Außenstelle des Stammhauses hervor-

tritt. 

 

 

3. PATENT- UND SORTENSCHUTZRECHT 

 

Humanarzneimittel – Verordnung (EG) 
Nr. 469/2009 – Art. 3 Buchst. b – Er-

gänzendes Schutzzertifikat – Voraus-
setzungen für die Erteilung – Art. 10 

Abs. 3 – Erteilung des Zertifikats oder 
Zurückweisung der Zertifikatsanmel-

dung – Richtlinie 2001/83/EG – Art. 28 

Abs. 4 – Dezentralisiertes Verfahren 
EuGH, 07.12.2017 – C-567/16 – Merck 

Sharp & Dohme/Comptroller General of Pa-
tents, Designs and Trade Marks 

 
1. Art. 3 Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 

469/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergän-

zende Schutzzertifikat für Arzneimittel ist 

dahin auszulegen, dass eine vom Referenz-
mitgliedstaat gemäß Art. 28 Abs. 4 der 

Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 6. Novem-

ber 2001 zur Schaffung eines Gemein-
schaftskodexes für Humanarzneimittel in 

der hinsichtlich der Pharmakovigilanz durch 
die Richtlinie 2010/84/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 15. Dezem-

ber 2010 geänderten Fassung vor Ablauf 
des Grundpatents im Sinne von Art. 1 
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Buchst. c der Verordnung Nr. 469/2009 her-
ausgegebene Mitteilung über den Abschluss 

des Verfahrens, nicht einer Genehmigung 
für das Inverkehrbringen im Sinne von Art. 

3 Buchst. b dieser Verordnung gleichgestellt 
werden kann, so dass auf der Grundlage ei-

ner solchen Mitteilung kein ergänzendes 

Schutzzertifikat erlangt werden kann. 
 

2. Art. 10 Abs. 3 der Verordnung Nr. 
469/2009 ist dahin auszulegen, dass der 

Umstand, dass der betroffene Mitgliedstaat 
zum Zeitpunkt der Anmeldung eines ergän-

zenden Schutzzertifikats in diesem Mitglied-
staat keine Genehmigung für das Inver-

kehrbringen erteilt hatte, kein Mangel ist, 

der nach dieser Vorschrift geheilt werden 
kann. 

 

 

Humanarzneimittel – Verordnung (EG) 

Nr. 469/2009 – Art. 18 – Pflanzen-
schutzmittel – Verordnung (EG) 

Nr. 1610/96 – Art. 17 Abs. 2 – Ergän-
zendes Schutzzertifikat – Laufzeit – 

Festlegung des Ablaufdatums – Aus-
wirkungen eines Urteils des Gerichts-

hofs – Möglichkeit oder Pflicht zur Be-

richtigung des Ablaufdatums 
EuGH, 20.12.2017 – C-492/16 – Incyte Cor-

poration/Szellemi Tulajdon Nemzeti Hivat-
ala 

 
1. Art. 18 der Verordnung (EG) Nr. 

469/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergän-

zende Schutzzertifikat für Arzneimittel ist 

unter Berücksichtigung von Art. 17 Abs. 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 1996 über die Schaffung eines ergän-

zenden Schutzzertifikats für Pflanzen-
schutzmittel dahin auszulegen, dass der 

Zeitpunkt der ersten Genehmigung für das 
Inverkehrbringen, wie er in einer Anmel-

dung eines ergänzenden Schutzzertifikats, 

auf deren Grundlage die für die Erteilung 
dieses Zertifikats zuständige Behörde des-

sen Laufzeit berechnet hat, angegeben ist, 
dann unrichtig ist, wenn er, wie im Aus-

gangsverfahren, eine Berechnungsmodali-
tät für die Laufzeit dieses Zertifikats zur 

Folge hat, die mit den Vorgaben von Art. 13 
Abs. 1 der Verordnung Nr. 469/2009, wie er 

in einem nachfolgenden Urteil des Gerichts-

hofs ausgelegt worden ist, nicht im Einklang 
steht. 

 

2. Art. 18 der Verordnung Nr. 469/2009 ist 
unter Berücksichtigung des 17. Erwägungs-

grundes und von Art. 17 Abs. 2 der Verord-
nung Nr. 1610/96 dahin auszulegen, dass 

der Inhaber eines ergänzenden Schutzzerti-
fikats in einer Situation wie der in Nr. 1 des 

vorliegenden Tenors beschriebenen auf der 

Grundlage von Art. 18 der Verordnung Nr. 
469/2009 einen Rechtsbehelf einlegen 

kann, um die in dem Zertifikat angegebene 
Laufzeit berichtigen zu lassen, solange das 

Zertifikat nicht erloschen ist. 

 

 

4. LAUTERKEITSRECHT 

 

UGP-RL (RL 2005/29/EG) – Anwen-
dungsbereich – Inkassogesellschaft – 

Verbraucherkredit – Forderungsabtre-

tung – Art des Rechtsverhältnisses 
zwischen der Gesellschaft und dem 

Schuldner – Art. 2 Buchst. c – Begriff 
‚Produkt‘ – Parallel zur Tätigkeit eines 

Gerichtsvollziehers durchgeführte Bei-
treibungsmaßnahmen 

EuGH, 20.07.2017 – C-357/16 – „Gelvora“ 
UAB/Valstybinė vartotojų teisių apsaugos 

tarnyba 

 
Die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2005 über unlautere Geschäftspraktiken 

von Unternehmen gegenüber Verbrauchern 
im Binnenmarkt und zur Änderung der 

Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richt-
linien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates 

sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Richtlinie über unlautere Geschäftsprakti-
ken) ist dahin auszulegen, dass ihr sachli-

cher Anwendungsbereich das Rechtsver-
hältnis zwischen einer Inkassogesellschaft 

und einem zahlungsunfähigen Schuldner er-
fasst, gegen den aufgrund eines Verbrau-

cherkreditvertrags eine Forderung besteht, 

die an diese Gesellschaft abgetreten wurde. 
Unter den Begriff „Produkt“ im Sinne von 

Art. 2 Buchst. c dieser Richtlinie fallen von 
einer solchen Gesellschaft angewandte 

Praktiken zur Forderungsbeitreibung. Hier-
bei ist der Umstand, dass die Forderung 

durch eine Gerichtsentscheidung bestätigt 
wurde und diese zur Vollstreckung an einen 

Gerichtsvollzieher übergeben wurde, uner-

heblich. 
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UGP-RL (2005/29/EG) – Unlautere Ge-

schäftspraktiken von Unternehmen ge-
genüber Verbrauchern – Anwendungs-

bereich der Richtlinie – Verkauf eines 
Großhändlers an Einzelhändler – Zu-

ständigkeit des Gerichtshofs – Natio-

nale Regelung, die Verlustverkäufe all-
gemein verbietet – Ausnahmen, die auf 

Kriterien beruhen, die in der Richtlinie 
nicht vorgesehen sind 

EuGH, 19.10.2017 – C-295/16 – Europamur 
Alimentación/Dirección General de Comer-

cio y Protección del Consumidor de la Co-
munidad Autónoma de la Región de Murcia 

 

Die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 

2005 über unlautere Geschäftspraktiken 
von Unternehmen gegenüber Verbrauchern 

im Binnenmarkt und zur Änderung der 
Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richt-

linien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 

sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 

des Europäischen Parlaments und des Rates 
(Richtlinie über unlautere Geschäftsprakti-

ken) ist dahin auszulegen, dass sie einer na-
tionalen Rechtsvorschrift wie der im Aus-

gangsverfahren fraglichen entgegensteht, 
die ein allgemeines Verbot enthält, Waren 

mit Verlust zum Kauf anzubieten oder zu 
verkaufen, und für dieses Verbot Ausnah-

metatbestände vorsieht, die auf Kriterien 

beruhen, die in dieser Richtlinie nicht vor-
gesehen sind. 

 

 

II. BUNDESGERICHTSHOF 

zusammengestellt von Marlon Dreisewerd 
 

1. URHEBER- UND DESIGNRECHT  

 

East Side Gallery 

BGH, Urt. v. 19.01.2017 – I ZR 242/15 – 
KG; LG Berlin 

UrhG § 59 Abs. 1 Satz 1, § 62 Abs. 1 Satz 1 

 
a) Die Bestimmung des § 59 Abs. 1 Satz 1 

UrhG gestattet nicht nur das Fotografieren 
eines Werkes, das sich bleibend an öffentli-

chen Wegen, Straßen oder Plätzen befindet, 
sondern darüber hinaus die auch gewerbli-

che Vervielfältigung, Verbreitung und öf-
fentliche Wiedergabe der Fotografie. 

b) Durch das Aufbringen der Fotografie ei-

nes Werkes auf einem dreidimensionalen 

Träger wird eine nach § 59 Abs. 1 Satz 1 
UrhG zulässige Vervielfältigung des Werkes 

durch Lichtbild erst dann zu einer nach § 59 
Abs. 1 Satz 1 UrhG unzulässigen Vervielfäl-

tigung des Werkes in dreidimensionaler 
Form, wenn dadurch zwischen der Fotogra-

fie und dem dreidimensionalen Träger nicht 

nur eine rein äußerliche, physische Verbin-
dung geschaffen wird, sondern darüber hin-

aus eine innere, künstlerische Verbindung 
entsteht, so dass die Fotografie nicht ledig-

lich von einem dreidimensionalen Objekt 
getragen wird, sondern mit diesem zu ei-

nem einheitlichen Werk verschmilzt.  
c) Die Vervielfältigung von Teilen eines Wer-

kes nach § 59 Abs. 1 Satz 1 UrhG verstößt 

nicht gegen das Änderungsverbot des § 62 
Abs. 1 Satz 1 UrhG. 

Fundstellen: GRUR 2017, 390; ZUM 2017, 

494 

 

Mart-Stam-Stuhl 
BGH, Urt. v. 23.02.2017 – I ZR 92/16 – OLG 

Düsseldorf; LG Düsseldorf 
UrhG § 17 Abs. 1, § 97 Abs. 1 

 
Allein aus der Präsentation eines Produkts 

auf einer Messe im Inland folgt nicht ohne 

weiteres, dass der Aussteller das Produkt 
damit gezielt bewirbt, um die Messebesu-

cher zu dessen (späteren) Erwerb im Inland 
anzuregen. Von einer solchen gezielten 

Werbung ist nicht auszugehen, wenn der 
Aussteller die Messebesucher deutlich da-

rauf hinweist, dass sie das ausgestellte Pro-
dukt nicht erwerben oder bestellen können, 

weil er sich Änderungen des Produkts vor-

behält. Auch wenn das ausgestellte Produkt 
in den Schutzbereich eines urheberrechtlich 

geschützten Werkes eingreift, verletzt der 
Aussteller in einem solchen Fall durch die 

Präsentation des Produkts nicht das Ver-
breitungsrecht des Urhebers dieses Werkes 

und begründet dadurch auch keine entspre-
chende Erstbegehungsgefahr (Fortführung 

von BGH, Urteil vom 23. Oktober 2014 - I 

ZR 133/13, GRUR 2015, 603 Rn. 21 bis 24 
= WRP 2015, 717 - Keksstangen). 

Fundstelle: GRUR 2017, 793 

 

Cordoba 

BGH, Beschl. v. 23.02.2017 – I ZR 267/15 
– OLG Hamburg; LG Hamburg 

Richtlinie 2001/29/EG Art. 3 Abs. 1 
 

Dem Gerichtshof der Europäischen Union 
wird zur Auslegung des Art. 3 Abs. 1 der 
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Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 

2001 zur Harmonisierung bestimmter As-
pekte des Urheberrechts und der verwand-

ten Schutzrechte in der Informationsgesell-
schaft (ABl. Nr. L 167 vom 22. Juni 2001, S. 

10) folgende Frage zur Vorabentscheidung 

vorgelegt:  
 

Stellt die Einfügung eines auf einer fremden 
Internetseite mit Erlaubnis des Urheber-

rechtsinhabers für alle Internetnutzer frei 
zugänglichen Werkes in eine eigene öffent-

lich zugängliche Internetseite ein öffentli-
ches Zugänglichmachen im Sinne des Art. 3 

Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/EG dar, wenn 

das Werk zunächst auf einen Server kopiert 
und von dort auf die eigene Internetseite 

hochgeladen wird? 

Fundstellen: GRUR 2017, 514; MMR 2017, 

610; ZUM 2017, 668 

 

Verhandlungspflicht 

BGH, Urt. v. 02.03.2017 – I ZR 45/16 – OLG 
München; LG München I 

UrhG § 36 Abs. 1 Satz 1 
 

Es besteht für die in § 36 Abs. 1 Satz 1 UrhG 

genannten Parteien keine Rechtspflicht zur 
Verhandlung über die Aufstellung gemein-

samer Vergütungsregeln. 

Fundstellen: GRUR 2017, 894; MMR 2017, 

691; ZUM 2017, 929 

 

PC mit Festplatte I 

BGH, Urt. v. 16.03.2017 – I ZR 39/15 – OLG 
München  

UrhG § 54 Abs. 1, § 54g Abs. 1 (in der Fas-
sung vom 25. Juli 1994); BGB § 242 

 

a) In den Jahren 2002 bis 2005 in Verkehr 
gebrachte PCs mit eingebauter Festplatte, 

die über eine Festplattenkapazität von we-
nigstens 10 GB, Prozessoren (CPUs) mit ei-

ner Rechenleistung von wenigstens 300 
MHz und einen Arbeitsspeicher (RAM) von 

wenigstens 128 MB verfügen, zählen zu den 
nach § 54 Abs. 1 UrhG (in der bis zum 31. 

Dezember 2007 geltenden Fassung vom 25. 

Juli 1994, aF) vergütungspflichtigen Gerä-
ten oder Tonträgern.  

b) Bei der Prüfung der Geeignetheit und er-
kennbaren Bestimmtheit eines Geräts zur 

Vornahme vergütungspflichtiger Vervielfäl-
tigungen im Sinne von § 54 Abs. 1 UrhG aF 

ist eine generalisierende Betrachtungsweise 
zulässig, wenn davon auszugehen ist, dass 

die konkret in Rede stehenden Geräte nicht 
anders beschaffen sind als andere Geräte 

einer Gattung (im Anschluss an BGH, GRUR 
2012, 705 Rn. 14 f. - PC als Bild- und 

Tonaufzeichnungsgerät).  
c) Der vom Hersteller oder Händler im Rah-

men der Konzeption der Produkte und deren 

Verkaufsstrategie in den Blick genommene 
Kundenkreis ("Business-PC") steht der An-

nahme einer erkennbaren Zweckbestim-
mung zur Herstellung auch privater Verviel-

fältigungen ebenso wenig entgegen wie der 
Umstand, dass die weit überwiegende An-

zahl der fraglichen Geräte nicht an private 
Endnutzer veräußert wird.  

d) Ruft der Verhandlungsführer einer Ver-

wertungsgesellschaft bei den Vertragsver-
handlungen über den Abschluss eines Ge-

samtvertrags zu einem Gerätetyp den Ein-
druck hervor, beim Abschluss des Gesamt-

vertrags zu den verlangten Vergütungssät-
zen werde für einen vorübergehenden Zeit-

raum eine Geräteabgabe für einen anderen 
Gerätetyp nicht beansprucht und schließt 

daraufhin die Nutzervereinigung den Ge-

samtvertrag ab, können entsprechende An-
sprüche wegen des anderen Gerätetyps ge-

gen die Mitglieder der Nutzervereinigung 
aufgrund Verwirkung ausgeschlossen sein. 

Fundstellen: GRUR 2017, 702; MMR 2017, 

574; WRP 2017, 962 

 

PC mit Festplatte II 
BGH, Urt. v. 16.03.2017 – I ZR 42/15 – OLG 

München 
UrhG § 54 Abs. 1 (in der Fassung vom 25. 

Juli 1994); UrhWG § 13c Abs. 1 

 
Der Umstand, dass mehrere Verwertungs-

gesellschaften für die Wahrnehmung von 
Vergütungsansprüchen gemäß § 54 Abs. 1 

UrhG aF zuständig sind, steht dem Eingrei-
fen der von § 13c Abs. 1 UrhWG bestimm-

ten und zugunsten der in der Zentralstelle 
für private Überspielungsrechte (ZPÜ) zu-

sammengeschlossenen Verwertungsgesell-

schaften wirkenden Vermutung nicht entge-
gen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 716; MMR 2017, 

574; WRP 2017, 978 

 

Gesamtvertrag PCs 
BGH, Urt. v. 16.03.2017 – I ZR 36/15 – OLG 

München 
UrhG § 54 Abs. 1, § 54a, § 54b Abs. 1 
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Das Oberlandesgericht darf sich bei der Be-
messung der angemessenen Vergütung im 

Sinne von § 54 Abs. 1, § 54a, § 54b Abs. 1 
UrhG auf denselben Vertragsgegenstand 

und denselben Zeitraum betreffende Ge-
samtverträge stützen, in denen sich die Par-

teien unter Berücksichtigung der gesetzli-

chen Vorgaben auf eine angemessene Ver-
gütung geeinigt haben. 

Fundstellen: GRUR 2017, 694; MMR 2017, 

574; WRP 2017, 826 

 

externe Festplatten 
BGH, Urt. v. 16.03.2017 – I ZR 35/15 – OLG 

München 
UrhG § 54 Abs. 1, § 54a, § 54b Abs. 1 

 
a) Die Verpflichtung von Herstellern, Im-

porteuren und Händlern zur Zahlung einer 

Vergütung für Geräte oder Speichermedien 
besteht kraft Gesetzes (§ 54 Abs. 1, § 54b 

Abs. 1 UrhG) und wird nicht erst durch das 
Aufstellen eines Tarifs oder den Abschluss 

eines Gesamtvertrags begründet. Desglei-
chen ergibt sich die Höhe dieser Vergütung 

aus dem Gesetz (§ 54a UrhG) und wird nicht 
erst durch von Verwertungsgesellschaften 

aufgestellte Tarife oder die als Tarife gelten-

den Vergütungssätze in Gesamtverträgen 
bestimmt.  

b) Ein Hersteller, Importeur oder Händler 
vergütungspflichtiger Geräte oder Speicher-

medien kann sich grundsätzlich nicht mit 
Erfolg darauf berufen, er sei zur Zahlung ei-

ner Vergütung nicht verpflichtet, weil er vor 
der Veröffentlichung eines Tarifs keine 

Kenntnis vom Bestehen einer Vergütungs-

pflicht und von der Höhe der Vergütung ha-
ben und die Gerätevergütung daher nicht in 

den Gerätepreis einfließen lassen konnte.  
c) Das Anfertigen von Sicherungskopien 

stellt eine nach § 54 Abs. 1, § 54b Abs. 1 
UrhG vergütungspflichtige Vervielfältigung 

dar. Die Vergütung für das Anfertigen von 
Sicherungskopien ist geringer zu bemessen 

als die Vergütung für das Anfertigen von Ko-

pien, die der Nutzung des Werkes dienen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 684; MMR 2017, 

528; WRP 2017, 815 

 

Loud 

BGH, Urt. v. 30.03.2017 – I ZR 19/16 – OLG 
München; LG München I 

GG Art. 6 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1 A; EU-
Grundrechtecharta Art. 7, Art. 17 Abs. 2, 

Art. 47; UrhG § 85 Abs. 1 Satz 1, § 97 Abs. 
2 Satz 1; ZPO §§ 138, 383, 384 

 
Im Falle einer über den von Eltern unterhal-

tenen Internetanschluss begangenen Urhe-
berrechtsverletzung durch Teilnahme an ei-

ner Internettauschbörse umfasst die sekun-
däre Darlegungslast der Anschlussinhaber 

bei Inanspruchnahme durch den Urheber o-

der den Inhaber eines verwandten Schutz-
rechts - hier durch den Tonträgerhersteller 

- die Angabe des Namens ihres volljährigen 
Kindes, das ihnen gegenüber die Begehung 

der Rechtsverletzung zugegeben hat. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1233; MD 2017, 

1162; NJW 2018, 65 

 

Anwaltskosten im Gestattungsverfah-

ren 
BGH, Beschl. v. 26.04.2017 – I ZB 41/16 –

– KG; LG Berlin 

ZPO § 91 Abs. 1 Satz 1; UrhG § 101 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3, Abs. 9 Satz 1 

 
Die Kosten anwaltlicher Vertretung, die ein 

Urheberrechtsinhaber im Verfahren nach § 
101 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 9 Satz 1 

UrhG zur Erlangung der Auskunft über IP-
Adressen aufwendet, sind notwendige Kos-

ten der Rechtsverfolgung im Sinne des § 91 

Abs. 1 Satz 1 ZPO im nachfolgend gegen 
eine Person geführten Rechtsstreit, die für 

eine über eine dieser IP-Adressen began-
gene Urheberrechtsverletzung verantwort-

lich ist, soweit die Kosten anteilig auf diese 
Person entfallen. Dies gilt auch dann, wenn 

das urheberrechtsberechtigte Unternehmen 
über eine Rechtsabteilung verfügt und dem 

Auskunftsverfahren vorgelagerte Ermittlun-

gen selbst ausgeführt hat (Fortführung von 
BGH, Beschluss vom 15. Mai 2014 - I ZB 

71/13, GRUR 2014, 1239 Rn. 10 = WRP 
2014, 1468 - Deus ex; Beschluss vom 11. 

Dezember 2014 - I ZB 7/14, ZUM-RD 2015, 
214 Rn. 9). 

Fundstellen: GRUR 2017, 854; MMR 2017, 

691; WRP 2017, 835 

 

AIDA Kussmund 
BGH, Urt. v. 27.04.2017 – I ZR 247/15 – 

OLG Köln; LG Köln 

UrhG § 59 Abs. 1 Satz 1 
 

a) Ein Werk befindet sich "an" öffentlichen 
Wegen, Straßen oder Plätzen, wenn es von 

öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen 
aus wahrgenommen werden kann; uner-

heblich ist, ob das Werk selbst für die Öf-
fentlichkeit zugänglich ist.  
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b) Wege, Straßen oder Plätze sind im Sinne 
von § 59 Abs. 1 Satz 1 UrhG "öffentlich", 

wenn sie für jedermann frei zugänglich sind, 
unabhängig davon, ob sie in öffentlichem o-

der privatem Eigentum stehen.  
c) Die Nennung von "Wegen, Straßen oder 

Plätzen" in § 59 Abs. 1 Satz 1 UrhG ist le-

diglich beispielhaft und nicht abschließend. 
Die Bestimmung erfasst jedenfalls alle Orte, 

die sich - wie Wege, Straßen oder Plätze - 
unter freiem Himmel befinden.  

d) Ein Werk befindet sich auch dann im 
Sinne von § 59 Abs. 1 Satz 1 UrhG "an öf-

fentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen", 
wenn es den Ort wechselt und es sich bei 

den verschiedenen Orten, an oder auf de-

nen sich das Werk befindet, um öffentliche 
Orte handelt.  

e) Ein Werk befindet sich im Sinne von § 59 
Abs. 1 Satz 1 UrhG "bleibend" an öffentli-

chen Wegen, Straßen oder Plätzen, wenn es 
sich dauerhaft und nicht nur vorübergehend 

an öffentlichen Orten befindet. Das ist der 
Fall, wenn das Werk aus Sicht der Allge-

meinheit dazu bestimmt ist, für längere, 

meist unbestimmte Zeit an öffentlichen Or-
ten zu bleiben.  

f) Wer sich auf § 59 UrhG beruft, trägt die 
Darlegungs- und Beweislast dafür, dass die 

Fotografie des Werkes von öffentlichen We-
gen, Straßen oder Plätzen aus gemacht 

worden ist. Zeigt die Fotografie eine Ansicht 
des Werkes, wie sie sich dem allgemeinen 

Publikum von einem öffentlichen Ort aus 

bietet, spricht eine tatsächliche Vermutung 
dafür, dass die Fotografie von einem sol-

chen Ort aus gemacht worden ist. Es ist 
dann Sache des Inhabers der Rechte am 

Werk, diese Vermutung durch den Vortrag 
konkreter Umstände zu erschüttern. Wer 

sich auf § 59 UrhG beruft, hat dann seine 
Behauptung zu beweisen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 798; MMR 2017, 

747; WRP 2017, 951 

 

Afghanistan Papiere 

BGH, Beschl. v. 01.06.2017 – I ZR 139/15 
– OLG Köln; LG Köln 

Richtlinie 2001/29/EG Art. 2 Buchst. a, Art. 
3 Abs. 1, Art. 5 Abs. 2 und 3 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung von Art. 2 Buchst. a, 
Art. 3 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 2 und 3 der 

Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Mai 
2001 zur Harmonisierung bestimmter As-

pekte des Urheberrechts und der verwand-
ten Schutzrechte in der Informationsgesell-

schaft (ABl. Nr. L 167 vom 22. Juni 2001, S. 
10) folgende Fragen zur Vorabentscheidung 

vorgelegt:  
 

1. Lassen die Vorschriften des Unionsrechts 

zum ausschließlichen Recht der Urheber zur 
Vervielfältigung (Art. 2 Buchst. a der Richt-

linie 2001/29/EG) und zur öffentlichen Wie-
dergabe einschließlich der öffentlichen Zu-

gänglichmachung (Art. 3 Abs. 1 der Richtli-
nie 2001/29/EG) ihrer Werke und den Aus-

nahmen oder Beschränkungen dieser 
Rechte (Art. 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 

2001/29/EG) Umsetzungsspielräume im 

nationalen Recht?  
2. In welcher Weise sind bei der Bestim-

mung der Reichweite der in Art. 5 Abs. 2 
und 3 der Richtlinie 2001/29/EG vorgesehe-

nen Ausnahmen oder Beschränkungen des 
ausschließlichen Rechts der Urheber zur 

Vervielfältigung (Art. 2 Buchst. a der Richt-
linie 2001/29/EG) und zur öffentlichen Wie-

dergabe einschließlich der öffentlichen Zu-

gänglichmachung (Art. 3 Abs. 1 der Richtli-
nie 2001/29/EG) ihrer Werke die Grund-

rechte der EU-Grundrechtecharta zu be-
rücksichtigen?  

3. Können die Grundrechte der Informati-
onsfreiheit (Art. 11 Abs. 1 Satz 2 EU-Grund-

rechtecharta) oder der Pressefreiheit (Art. 
11 Abs. 2 EU-Grundrechtecharta) Ausnah-

men oder Beschränkungen des ausschließli-

chen Rechts der Urheber zur Vervielfälti-
gung (Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 

2001/29/EG) und zur öffentlichen Wieder-
gabe einschließlich der öffentlichen Zugäng-

lichmachung (Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/29/EG) ihrer Werke außerhalb der in 

Art. 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 
2001/29/EG vorgesehenen Ausnahmen o-

der Beschränkungen rechtfertigen? 

Fundstellen: GRUR 2017, 901; NJW 2017, 

3450; WRP 2017, 1109 

 

Metall auf Metall III 
BGH, Beschl. v. 01.06.2017 – I ZR 115/16 

– OLG Hamburg; LG Hamburg 
Richtlinie 2001/29/EG Art. 2 Buchst. c, Art. 

5 Abs. 3 Buchst. d; Richtlinie 2006/115/EG 
Art. 9 Abs. 1 Buchst. B 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung von Art. 2 Buchst. c 

und Art. 5 Abs. 3 Buchst. d der Richtlinie 
2001/29/EG des Europäischen Parlaments 
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und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Urhe-

berrechts und der verwandten Schutzrechte 
in der Informationsgesellschaft (ABl. Nr. L 

167 vom 22. Juni 2001, S. 10) sowie Art. 9 
Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2006/115/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2006 zum Vermietrecht 
und Verleihrecht sowie zu bestimmten dem 

Urheberrecht verwandten Schutzrechten im 
Bereich des geistigen Eigentums (ABl. Nr. L 

376 vom 27. Dezember 2006, S. 28) fol-
gende Fragen zur Vorabentscheidung vor-

gelegt:  
 

1. Liegt ein Eingriff in das ausschließliche 

Recht des Tonträgerherstellers zur Verviel-
fältigung seines Tonträgers aus Art. 2 

Buchst. c der Richtlinie 2001/29/EG vor, 
wenn seinem Tonträger kleinste Tonfetzen 

entnommen und auf einen anderen Tonträ-
ger übertragen werden?  

. Handelt es sich bei einem Tonträger, der 
von einem anderen Tonträger übertragene 

kleinste Tonfetzen enthält, im Sinne von 

Art. 9 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 
2006/115/EG um eine Kopie des anderen 

Tonträgers?  
3. Können die Mitgliedstaaten eine Bestim-

mung vorsehen, die - wie die Bestimmung 
des § 24 Abs. 1 UrhG - klarstellt, dass der 

Schutzbereich des ausschließlichen Rechts 
des Tonträgerherstellers zur Vervielfälti-

gung (Art. 2 Buchst. c der Richtlinie 

2001/29/EG) und Verbreitung (Art. 9 Abs. 1 
Buchst. b der Richtlinie 2006/115/EG) sei-

nes Tonträgers in der Weise immanent be-
schränkt ist, dass ein selbständiges Werk, 

das in freier Benutzung seines Tonträgers 
geschaffen worden ist, ohne seine Zustim-

mung verwertet werden darf?  
4. Wird ein Werk oder ein sonstiger Schutz-

gegenstand im Sinne von Art. 5 Abs. 3 

Buchst. d der Richtlinie 2001/29/EG für Zi-
tatzwecke genutzt, wenn nicht erkennbar 

ist, dass ein fremdes Werk oder ein fremder 
sonstiger Schutzgegenstand genutzt wird?  

5. Lassen die Vorschriften des Unionsrechts 
zum Vervielfältigungsrecht und Verbrei-

tungsrecht des Tonträgerherstellers (Art. 2 
Buchst. c der Richtlinie 2001/29/EG und Art. 

9 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 

2006/115/EG) und den Ausnahmen oder 
Beschränkungen dieser Rechte (Art. 5 Abs. 

2 und 3 der Richtlinie 2001/29/EG und Art. 
10 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie 

2006/115/EG) Umsetzungsspielräume im 
nationalen Recht?  

6. In welcher Weise sind bei der Bestim-
mung des Schutzumfangs des ausschließ- 

lichen Rechts des Tonträgerherstellers zur 
Vervielfältigung (Art. 2 Buchst. c der Richt-

linie 2001/29/EG) und Verbreitung (Art. 9 
Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 

2006/115/EG) seines Tonträgers und der 

Reichweite der Ausnahmen oder Beschrän-
kungen dieser Rechte (Art. 5 Abs. 2 und 3 

der Richtlinie 2001/29/EG und Art. 10 Abs. 
2 Satz 1 der Richtlinie 2006/115/EG) die 

Grundrechte der EUGrundrechtecharta zu 
berücksichtigen? 

Fundstellen: GRUR 2017, 895; NJW 2017, 

3472; WRP 2017, 1114 

 

Reformistischer Aufbruch 
BGH, Beschl. v. 27.07.2017 – I ZR 228/15 

– KG; LG Berlin 

Richtlinie 2001/29/EG Art. 2 Buchst. a, Art. 
3 Abs. 1, Art. 5 Abs. 3; UrhG §§ 50, 51 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung von Art. 5 Abs. 3 der 
Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Mai 
2001 zur Harmonisierung bestimmter As-

pekte des Urheberrechts und der verwand-

ten Schutzrechte in der Informationsgesell-
schaft (ABl. Nr. L 167 vom 22. Juni 2001, S. 

10) folgende Fragen zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: 

 
1. Lassen die Vorschriften des Unionsrechts 

zu den Ausnahmen oder Beschränkungen 
dieser Rechte gemäß Art. 5 Abs. 3 der Richt-

linie 2001/29/EG Umsetzungsspielräume im 

nationalen Recht?  
2. In welcher Weise sind bei der Bestim-

mung der Reichweite der in Art. 5 Abs. 3 der 
Richtlinie 2001/29/EG vorgesehenen Aus-

nahmen oder Beschränkungen des aus-
schließlichen Rechts der Urheber zur Ver-

vielfältigung (Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 
2001/29/EG) und zur öffentlichen Wieder-

gabe einschließlich der öffentlichen Zugäng-

lichmachung (Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/29/EG) ihrer Werke die Grundrechte 

der EU-Grundrechtecharta zu berücksichti-
gen?  

3. Können die Grundrechte der Informati-
onsfreiheit (Art. 11 Abs. 1 Satz 2 EUGrund-

rechtecharta) oder der Pressefreiheit (Art. 
11 Abs. 2 EU-Grundrechtecharta) Ausnah-

men oder Beschränkungen des ausschließli-

chen Rechts der Urheber zur Vervielfälti-
gung (Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 
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2001/29/EG) und zur öffentlichen Wieder-
gabe einschließlich der öffentlichen Zugäng-

lichmachung (Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/29/EG) ihrer Werke außerhalb der in 

Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie 2001/29/EG vor-
gesehenen Ausnahmen oder Beschränkun-

gen rechtfertigen?  

4. Ist die öffentliche Zugänglichmachung 
von urheberrechtlich geschützten Werken 

im Internetportal eines Presseunterneh-
mens bereits deshalb nicht als erlaubnis-

freie Berichterstattung über Tagesereig-
nisse gemäß Art. 5 Abs. 3 Buchst. c Fall 2 

der Richtlinie 2001/29/EG anzusehen, weil 
es dem Presseunternehmen möglich und 

zumutbar war, vor der öffentlichen Zugäng-

lichmachung der Werke des Urhebers seine 
Zustimmung einzuholen?  

5. Fehlt es an einer Veröffentlichung zum 
Zwecke des Zitats gemäß Art. 5 Abs. 3 

Buchst. d der Richtlinie 2001/29/EG, wenn 
zitierte Textwerke oder Teile davon nicht - 

beispielsweise durch Einrückungen oder 
Fußnoten - untrennbar in den neuen Text 

eingebunden werden, sondern im Internet 

im Wege der Verlinkung als neben dem 
neuen Text selbständig abrufbare PDF-Da-

teien öffentlich zugänglich gemacht wer-
den?  

6. Ist bei der Frage, wann ein Werk im Sinne 
von Art. 5 Abs. 3 Buchst. d der Richtlinie 

2001/29/EG der Öffentlichkeit bereits recht-
mäßig zugänglich gemacht wurde, darauf 

abzustellen, ob dieses Werk in seiner kon-

kreten Gestalt bereits zuvor mit Zustim-
mung des Urhebers veröffentlicht war? 

Fundstellen: GRUR 2017, 1027; MMR 2017, 

718; WRP 2017, 1213 

 

Sicherung der Drittauskunft 
BGH, Urt. v. 21.09.2017 – I ZR 58/16 – OLG 

Hamburg LG Hamburg 
GVG § 17a Abs. 5 und 6; UrhG § 101 Abs. 

2, Abs. 7 und Abs. 9; TKG § 96 Abs. 1 
 

a) Begehrt der Rechtsinhaber, es dem In-

ternet-Provider zu untersagen, diejenigen 
Daten zu löschen, die für die Erteilung der 

Auskunft gemäß § 101 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
UrhG über Name und Anschrift von Perso-

nen erforderlich sind, denen dynamische IP-
Adressen zugeteilt waren, unter denen ur-

heberrechtsverletzende Handlungen im In-
ternet vorgenommen wurden, ist der 

Rechtsweg zur streitigen ordentlichen Ge-

richtsbarkeit eröffnet. Dieses Begehren ist 
nicht nach den Vorschriften des Gesetzes 

über das Verfahren in Familiensachen und 

in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit geltend zu machen.  

b) Der Internet-Provider ist in Fällen offen-
sichtlicher Rechtsverletzungen bis zum Ab-

schluss des Gestattungsverfahrens nach § 
101 Abs. 9 UrhG verpflichtet, die Löschung 

der von ihm nach § 96 Abs. 1 Satz 1 TKG 

erhobenen Verkehrsdaten zu unterlassen, 
die die Auskunftserteilung nach § 101 Abs. 

2 Satz 1 Nr. 3 UrhG gegenüber dem Rechts-
inhaber ermöglichen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1236; WRP 2017, 

1488 

 

2. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 

 

World of Warcraft II 
BGH, Urt. v. 12.01.2017 – I ZR 253/14 – 

OLG Hamburg; LG Hamburg 

UWG § 4 Nr. 4; UMV Art. 12 Abs. 1 Buchst. 
c und Abs. 2, Art. 101 Abs. 2; Rom-II-VO 

Art. 8 Abs. 2; MarkenG § 125b Nr. 2, § 14 
Abs. 6, § 19 Abs. 3 Nr. 2 

 
c) Ansprüche auf Auskunftserteilung und 

Feststellung der Schadensersatzpflicht we-
gen Verletzung einer Unionsmarke beurtei-

len sich gemäß Art. 101 Abs. 2 UMV, Art. 8 

Abs. 2 Rom-II-VO nach deutschem Recht, 
wenn der Ort der Verletzungshandlung in 

Deutschland liegt, weil die markenrechts-
verletzenden Waren von einem in Deutsch-

land ansässigen Unternehmen im Internet 
beworben und angeboten werden.  

d) Ansprüche aus § 125b Nr. 2, § 14 Abs. 6, 
§ 19 Abs. 3 Nr. 2 MarkenG, § 242 BGB auf 

Auskunftserteilung und Feststellung der 

Schadensersatzpflicht wegen Verletzung ei-
ner Unionsmarke sind nur in Bezug auf Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union be-
gründet, in denen aufgrund der Verlet-

zungshandlung ein Schaden entstanden ist. 
 

(Anmerkung d. Redaktion: Teile des Leitsat-
zes sind im Lauterkeitsrecht zu finden) 

Fundstellen: CR 2017, 154; GRUR 2017, 

397; MD 2017, 376 

 

PUC 

BGH, Beschl. v. 23.02.2017 – I ZR 126/15 
– OLG Hamburg; LG Hamburg 

Richtlinie 2008/95/EG Art. 14; Verordnung 
(EG) Nr. 207/2009 Art. 34 Abs. 2 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung des Art. 14 der Richt-



GB 1/2018 27 

 

linie 2008/95/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Oktober 2008 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Marken (ABl. Nr. L 

299 vom 8. November 2008, S. 25) und des 
Art. 34 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 

207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 

über die Unionsmarke (ABl. Nr. L 78 vom 
24. März 2009, S. 1) folgende Fragen zur 

Vorabentscheidung vorgelegt:  
 

1. Ist es mit Art. 14 der Richtlinie 
2008/95/EG vereinbar, wenn die Ungültig-

keit oder der Verfall einer nationalen Marke, 
die die Grundlage für die Beanspruchung 

des Zeitrangs einer Unionsmarke bildet und 

Gegenstand eines Verzichts gewesen oder 
erloschen ist, nachträglich nur dann festge-

stellt werden kann, wenn die Voraussetzun-
gen für die Ungültigkeit oder den Verfall 

nicht nur zum Zeitpunkt des Verzichts auf 
die Marke oder ihres Erlö- schens, sondern 

auch zum Zeitpunkt der gerichtlichen Ent-
scheidung über die Feststellung vorliegen?  

2. Falls die Frage 1 zu bejahen ist: Hat die 

Inanspruchnahme des Zeitrangs nach Art. 
34 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 

207/2009 die Wirkung, dass das nationale 
Markenrecht erlischt und nicht mehr rechts-

erhaltend benutzt werden kann, oder bleibt 
die nationale Marke auf der Grundlage des 

Unionsrechts aufrechterhalten, auch wenn 
sie im Register des betreffenden Mitglied-

staats nicht mehr existiert, mit der Folge, 

dass sie weiterhin rechtserhaltend benutzt 
werden kann und muss? 

Fundstellen: GRUR 2017, 517; MD 2017, 

474; WRP 2017, 560 

 

Medicon-Apotheke/MediCo Apotheke 
BGH, Urt. v. 02.03.2017 – I ZR 30/16 – OLG 

Hamm; LG Bielefeld 
MarkenG § 14 Abs. 2 Nr. 2 

 
a) Für die Beurteilung, ob eine Wortmarke 

oder deren Bestandteile die beanspruchten 

Waren oder Dienstleistungen beschreiben, 
kommt es nicht darauf an, welche Bedeu-

tung der Markeninhaber dem Markenwort 
beimessen will. Maßgeblich ist vielmehr die 

Sicht des angesprochenen Verkehrs.  
b) Eine Verwechslungsgefahr kann aus-

nahmsweise trotz klanglicher oder schrift-
bildlicher Ähnlichkeit der einander gegen-

überstehenden Zeichen wegen eines ohne 

weiteres erkennbaren eindeutigen abwei-
chenden Begriffsinhalts der Zeichen zu ver-

neinen sein. Ein Sinngehalt, der sich erst 

nach analytischer Betrachtung ergibt, reicht 
hierfür jedoch nicht aus. 

Fundstellen: GRUR 2017, 914; MD 2017, 

916; WRP 2017, 1104 

 

BretarisGenuair 
BGH, Urt. v. 30.03.2017 – I ZR 263/15 – 

OLG Hamburg; LG Hamburg 
Verordnung (EG) Nr. 726/2004 Art. 57 Abs. 

1 Satz 2 Buchst. o; Richtlinie 2001/83/EG 

Art. 63 Abs. 1, Art. 76 Abs. 4; GMV Art. 13 
Abs. 2; UMV Art. 13 Abs. 2; AMG § 10 Abs. 

1 und 8 Satz 3; MarkenG § 19 Abs. 3 Nr. 1 
und Abs. 4 

 
a) Die Bestätigung der Europäischen Arznei-

mittel-Agentur, dass ihr der beabsichtigte 
Vertrieb eines in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union in den Verkehr ge-

brachten, von der Europäischen Kommis-
sion unionsweit zugelassenen Arzneimittels 

in einem anderen Mitgliedstaat angezeigt 
wurde, ist kein Verwaltungsakt, mit dem die 

mitgeteilte Kennzeichnung des Arzneimit-
tels gestattet wird. Diese Bestätigung hin-

dert den Markeninhaber nicht, sich gemäß 
Art. 13 Abs. 2 GMV und Art. 13 Abs. 2 UMV 

mit der Begründung dem Parallelvertrieb zu 

widersetzen, eine bestimmte Kennzeich-
nung des Arzneimittels verstoße gegen die 

Vorschriften des Arzneimittelgesetzes und 
der parallele Vertrieb des Produkts in 

Deutschland sei deshalb rechtswidrig (Ab-
grenzung zu BGH, Urteil vom 2. Dezember 

2015 - I ZR 239/14, GRUR 2016, 702 - Eli-
gard).  

b) Ein Anspruch auf Kostenerstattung für 

ein nach Erlass einer Beschlussverfügung 
verfasstes Abschlussschreiben setzt voraus, 

dass der Gläubiger vor dessen Übersendung 
eine angemessene Frist abgewartet hat. 

Ebenso wie bei einer durch Urteil ergange-
nen oder nach Widerspruch bestätigten 

einstweiligen Verfügung ist es im Regelfall 
geboten und ausreichend, wenn der Gläubi-

ger eine Wartefrist von zwei Wochen nach 

Zustellung der einstweiligen Verfügung ein-
hält (Fortführung von BGH, Urteil vom 22. 

Januar 2015 - I ZR 59/14, GRUR 2015, 822 
- Kosten für Abschlussschreiben II).  

c) Der Auskunftsanspruch des Markeninha-
bers auf Benennung von Lieferanten und 

anderen Vorbesitzern nach § 19 Abs. 3 Nr. 
1 MarkenG setzt nicht voraus, dass die Vor-

besitzer an den in Rede stehenden Marken-

verletzungen beteiligt waren. 
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Fundstellen: GRUR 2017, 1160; MD 2017, 

1034; WRP 2017, 1337 

 

Schokoladenstäbchen III 

BGH, Beschl. v. 06.04.2017 – I ZB 39/16 – 
Bundespatentgericht 

MarkenG §§ 3, 8 Abs. 2 Nr. 1, §§ 50, 107 

Abs. 1, § 112 Abs. 1, § 115 Abs. 1; PVÜ Art. 
6 quienquies Abschn. B Satz 1 Nr. 2 

 
a) Bei der Prüfung, ob eine dreidimensionale 

Marke, die in der Form einer Ware besteht, 
Unterscheidungskraft aufweist, weil ihre 

Gestaltung erheblich von der Norm oder 
Branchenüblichkeit abweicht, ist auf ihren 

Gesamteindruck abzustellen.  

b) Die Frage, ob der Vertrieb einer Ware 
Auswirkungen darauf hat, ob und in welcher 

Weise der Verkehr eine Warenform im Zeit-
punkt der Markenanmeldung oder der 

Schutzerstreckung als branchenüblich an-
sieht, ist nach den gesamten Gegebenhei-

ten des betroffenen Marktsegments - etwa 
den dort bestehenden Marktanteilen, den 

erzielten Umsätzen, der räumlichen und 

zeitlichen Ausdehnung des Vertriebs und 
sonstigen Vertriebsumständen - zu beant-

worten. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1262; MD 2017, 

1162; WRP 2017, 1478 

 

Dorzo 

BGH, Beschl. v. 11.05.2017 – I ZB 6/16 – 
Bundespatentgericht 

MarkenG § 26 Abs. 1 und 3 Satz 1 
 

a) Die Ergänzung einer an sich unveränder-

ten Marke durch Zusätze stellt keine Benut-
zung der Marke in der eingetragenen Form 

gemäß § 26 Abs. 1 MarkenG dar, wenn die 
Zusätze mit dem Zeichen erkennbar ver-

bunden sind. In diesem Fall handelt es sich 
um eine Verwendung der Marke in einer von 

der Eintragung abweichenden Form (§ 26 
Abs. 3 Satz 1 MarkenG).  

b) Erkennt der Verkehr das mit Zusätzen 

verwendete Markenwort (hier: DorzoVi-
sion®) nicht mehr als eigenständiges Pro-

duktkennzeichen (hier: Dorzo), verändert 
die Abweichung grundsätzlich den kenn-

zeichnenden Charakter der Marke, so dass 
von einer rechtserhaltenden Benutzung 

nach § 26 Abs. 3 Satz 1 MarkenG nicht aus-
gegangen werden kann.  

c) Bei der Prüfung, ob eine von der Eintra-

gung abweichende Verwendung der Marke 

deren kennzeichnenden Charakter verän-
dert, kommt es nicht darauf an, ob die 

Marke innerhalb der konkreten Verwen-
dungsform eine selbständig kennzeich-

nende Stellung innehat. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1043; MD 2017, 

915; WRP 2017, 1209 

 

3. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 

 

Vakuumtransportsystem 
BGH, Urt. v. 10.01.2017 – X ZR 17/13 – 

OLG Düsseldorf  
ZPO § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, § 544 Abs. 

2 Satz 2, § 580 Nr. 6, § 582 
 

a) Die Revision gegen ein auf Patentverlet-
zung erkennendes Berufungsurteil ist zur 

Sicherung einer einheitlichen Rechtspre-

chung zuzulassen, wenn das Patent ganz o-
der teilweise rechtskräftig für nichtig erklärt 

wird und dies dem Berufungsurteil die 
Grundlage entzieht. Der Zulassungsgrund 

muss gegebenenfalls innerhalb der Frist zur 
Wiedereinsetzung in die insoweit versäumte 

Frist zur Begründung der Nichtzulassungs-
beschwerde geltend gemacht werden (Fort-

führung von BGH, Beschluss vom 6. April 

2004 - X ZR 272/02, BGHZ 158, 372 - 
Druckmaschinen-Temperierungssystem I) 

b) Die Partei kann den Wegfall der Urteils-
grundlage nicht im Wege einer Restitutions-

klage geltend machen, wenn sie es schuld-
haft unterlassen hat, den Restitutionsgrund 

zum Gegenstand einer Beschwerde gegen 
die Nichtzulassung der Revision im Verlet-

zungsurteil zu machen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 428; Mitt. 2017, 

170 

 

Borrelioseassay 
BGH, Urt. v. 17.01.2017 – X ZR 11/15 – 

Bundespatentgericht 
EPÜ Art. 83; PatG § 34 Abs. 4 

 
Ein In-vitro-Verfahren, bei dem mit einem 

durch seine offenbarte Aminosäurense-
quenz und der für diese codierenden Nukle-

insäuresequenz definierten Polypeptid oder 

mit Polypeptiden, für die im Patent nicht nä-
her bestimmte Segmente der Nukleinsäu-

resequenz codieren, auf eine spezifische im-
munologische Bindung getestet werden 

kann (hier: auf gegen Borrelia burgdorferi 
gerichtete Antikörper), ist insgesamt aus-

führbar offenbart, wenn das Verfahren mit 
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einem der vollen Sequenzlänge entspre-
chenden Polypeptid mit einem praktisch 

brauchbaren Ergebnis ausgeführt werden 
kann, auch wenn besser geeignete Seg-

mente nicht ohne erfinderisches Bemühen 
aufgefunden werden können. 

Fundstellen: GRUR 2017, 493; Mitt. 2017, 

222 

 

Gestricktes Schuhoberteil 

BGH, Urt. v. 31.01.2017 – X ZR 119/14 – 
Bundespatentgericht 

EPÜ Art. 56 
 

Dass für den Fachmann eine bestimmte 
Entgegenhaltung als möglicher Ausgangs-

punkt von Bemühungen um eine Fortent-
wicklung in Betracht kam, darf insbeson-

dere bei im Prioritätszeitpunkt sehr altem 

Stand der Technik nicht allein aus der sach-
lichen Nähe zur erfindungsgemäßen Lösung 

gefolgert werden. Enthält jedoch eine seit 
vielen Jahren bekannte technische Lösung 

bereits alle wesentlichen Elemente der Er-
findung, bedarf die Annahme, die ältere Lö-

sung liege außerhalb desjenigen Bereichs, 
in dem sich am Prioritätstag aus fachmän-

nischer Sicht mögliche Ansatzpunkte für die 

Lösung des technischen Problems finden lie-
ßen, einer besonders sorgfältigen Prüfung. 

Fundstellen: GRUR 2017, 498; Mitt. 2017, 

216 

 

Lichtschutzfolie 
BGH, Urt. v. 14.02.2017 – X ZR 64/15 – 

OLG München; LG München 
ArbNErfG § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 2 Satz 2, 

beide in der bis 30. September 2009 gelten-
den Fassung 

 

a) Für Erfindungen, die vor dem 1. Oktober 
2009 gemeldet wurden, ist das Schriftfor-

merfordernis des § 5 ArbNErfG a.F. weiter-
hin maßgeblich.  

b) Wenn der Arbeitgeber eine nicht in 
Schriftform gemeldete Diensterfindung mit 

dem Inhalt der von seinem Arbeitnehmer 
entwickelten technischen Lehre zum Patent 

anmeldet und dabei alle an der Entwicklung 

beteiligten Erfinder benennt, liegt darin in 
der Regel auch dann eine zuverlässige 

Grundlage für den Beginn der in § 6 Abs. 2 
Satz 2 ArbNErfG a.F. normierten Frist, wenn 

der Arbeitnehmer nach der Einreichung der 
Patentanmeldung eine formgerechte Erfin-

dungsmeldung nachreicht.  

c) Meldet ein Arbeitnehmer eine Erfindung, 
die im Verhältnis zu einer früher gemelde-

ten, vom Arbeitgeber nicht in Anspruch ge-
nommenen Erfindung lediglich eine schöp-

ferische Weiterentwicklung darstellt, die 
zwar für die wirtschaftliche Verwertung der 

Erfindung bedeutsam, aber nicht selbstän-

dig schutzfähig ist, erlangt der Arbeitgeber, 
der den Gegenstand der zweiten Meldung in 

Anspruch nimmt und zusammen mit dem 
Gegenstand der ersten Meldung zum Patent 

anmeldet, am Gegenstand der Anmeldung 
und der daraus hervorgehenden Schutz-

rechte eine Mitberechtigung.  
PatG § 6 Satz 2, BGB § 745 Abs. 1 Eine Be-

nutzungsregelung, die einem der Mitbe-

rechtigten die Nutzung der gemeinsamen 
Erfindung verbietet, kann allenfalls unter 

besonderen Voraussetzungen einer ord-
nungsmäßigen Verwaltung und Benutzung 

entsprechen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 504; Mitt. 2017, 

182 

 

Cryptosporidium 

BGH, Urt. v. 23.02.2017 – X ZR 99/14 – 
Bundespatentgericht 

EPÜ Art 54; PatG § 3 

 
a) Eine Verwendung ist neu, wenn die ge-

schützte Lehre eine zusätzliche Verwen-
dungsmöglichkeit aufzeigt, die durch objek-

tive Merkmale von den im Stand der Tech-
nik bekannten Verwendungsmöglichkeiten 

abgegrenzt werden kann (Bestätigung von 
BGH, Urteil vom 20. Dezember 2011 - X ZR 

53/11, GRUR 2012, 373 - Glasfasern I).  

b) Für die Annahme einer neuheitsschädli-
chen Vorwegnahme ist dementsprechend 

nur Raum, wenn der Fachmann den be-
kannten Gegenstand zweckgerichtet zu 

dem geschützten Verwendungszweck ein-
gesetzt hat. 

Fundstellen: GRUR 2017, 681; Mitt. 2017, 

265 

 

Ankopplungssystem 
BGH, Urt. v. 01.03.2017 – X ZR 10/15 – 

Bundespatentgericht 

PatG § 82 
 

Ein Patent kann vom Nichtigkeitsbeklagten 
nur insoweit beschränkt verteidigt werden, 

als es vom Nichtigkeitskläger angegriffen 
wird. Die beschränkte Verteidigung des 

Streitpatents durch Kombination eines an-
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gegriffenen Anspruchs mit einem nicht an-
gegriffenen Unteranspruch oder mit einer 

von mehreren Varianten eines nicht ange-
griffenen Unteranspruchs ist unzulässig. 

Fundstellen: GRUR 2017, 604; Mitt. 2017, 

262 

 

Abdichtsystem 
BGH, Urt. v. 16.05.2017 – X ZR 120/15 – 

OLG Karlsruhe; LG Mannheim 

ZPO § 521 Abs. 2 Satz 2, § 277 Abs. 2, § 
524 Abs. 3 Satz 2; PatG § 140a Abs. 3 Satz 

1; PatG § 9 Nr. 1, § 139; BGB § 840 
 

ZPO § 521 Abs. 2 Satz 2, § 277 Abs. 2, § 
524 Abs. 3 Satz 2  

Die Wirksamkeit einer Frist zur Berufungs-
erwiderung hängt nicht davon ab, ob der 

Berufungsbeklagte darüber belehrt wurde, 

dass auch eine Anschlussberufung nur in-
nerhalb dieser Frist zulässig ist. 

PatG § 140a Abs. 3 Satz 1  
a) Die in § 140a Abs. 3 Satz 1 PatG vorge-

sehenen Ansprüche auf Rückruf und auf 
endgültige Entfernung aus den Vertriebswe-

gen können nebeneinander geltend ge-
macht werden.  

b) Ein Anspruch auf Rückruf aus den Ver-

triebswegen ist nicht deshalb ausgeschlos-
sen, weil der Verpflichtete im Ausland an-

sässig ist. 
PatG § 9 Nr. 1, § 139; BGB § 840  

a) Ein im Ausland ansässiger Lieferant eines 
im Inland patentgeschützten Erzeugnisses, 

der einen ebenfalls im Ausland ansässigen 
Abnehmer beliefert, ist nicht ohne weiteres 

verpflichtet, die weitere Verwendung der 

gelieferten Ware durch den Abnehmer zu 
überprüfen oder zu überwachen.  

b) Der Lieferant ist in der genannten Lage 
zu einer Überprüfung des Sachverhalts ver-

pflichtet, wenn für ihn konkrete Anhalts-
punkte vorliegen, die es als naheliegend er-

scheinen lassen, dass seine Abnehmer die 
gelieferte Ware ins Inland weiterliefern oder 

dort anbieten.  

c) Die pflichtwidrige und schuldhafte Er-
möglichung oder Förderung einer fremden 

Patentverletzung kann Ansprüche aus §§ 
139 ff. PatG nur dann begründen, wenn es 

zu einer Patentverletzung durch den Dritten 
gekommen ist oder wenn zumindest Erstbe-

gehungsgefahr besteht (Bestätigung von 
BGH, Urteil vom 30. April 1964 - Ia ZR 

224/63, GRUR 1964, 496, 497 - Formsand 

II).  

d) Die pflichtwidrige und schuldhafte Förde-
rung oder Ermöglichung einer fremden Pa-

tentverletzung begründet nicht ohne weite-
res einen uneingeschränkten Anspruch auf 

Unterlassung von Handlungen, die für sich 
gesehen noch keine Patentverletzung dar-

stellen.  

e) Sofern ein Abnehmer zumindest eine 
Verletzungshandlung begangen hat, ist der 

Lieferant, der dies pflichtwidrig und schuld-
haft mitverursacht hat, grundsätzlich ver-

pflichtet, über alle Lieferungen an diesen 
Abnehmer Rechnung zu legen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 785; Mitt. 2017, 

410 

 

Sektionaltor II 
BGH, Urt. v. 16.05.2017 – X ZR 85/14 – 

OLG Düsseldorf; LG Düsseldorf 

BGB § 745 Abs. 2 
 

a) Ob einem Mitberechtigten für die Nut-
zung einer Erfindung durch einen anderen 

Mitberechtigten im Rahmen der Billigkeit ein 
Ausgleich in Geld zusteht, kann auch von 

den Gründen abhängen, aus denen der An-
spruchsteller von einer eigenen Nutzung der 

Erfindung abgesehen hat. b) Der Gläubiger 

eines solchen Anspruchs verfügt nicht erst 
dann über den für den Beginn der Verjäh-

rungsfrist nach § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB er-
forderlichen Kenntnisstand, wenn ihm 

rechtskräftig eine Mitberechtigung an ange-
meldeten oder erteilten Schutzrechten zu-

gesprochen wurde oder die Höhe seines ide-
ellen Anteils geklärt ist. BGB § 259 Abs. 1 

a) Gemäß § 259 Abs. 1 BGB hängt der An-

spruch auf Vorlage von Belegen grundsätz-
lich nicht davon ab, ob die Vorlage von Be-

legen im Rahmen der geschuldeten Rech-
nungslegung üblich ist. Maßgeblich ist viel-

mehr, ob die Erteilung von Belegen bei 
demjenigen Vorgang üblich ist, den der Be-

leg dokumentieren soll. b) Wenn sich der 
Anspruch auf Rechnungslegung aus § 242 

BGB ergibt, besteht ein Anspruch auf Vor-

lage von Belegen aber grundsätzlich nur 
dann, wenn in vergleichbaren vertraglichen 

Beziehungen üblicherweise Belege vorge-
legt werden. 

Fundstellen: GRUR 2017, 890; Mitt. 2017, 

416; WRP 2017, 1232 

 

Raltegravir 
BGH, Urt. v. 11.07.2017 – X ZB 2/17 – Bun-

despatentgericht 
PatG § 24, § 85 Abs. 1 
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a) Ob sich der Lizenzsucher innerhalb eines 

angemessenen Zeitraumes erfolglos be-
müht hat, vom Patentinhaber die Zustim-

mung zur Benutzung der Erfindung zu an-
gemessenen geschäftsüblichen Bedingun-

gen zu erhalten, ist anhand der Umstände 

des jeweiligen Einzelfalls zu beurteilen.  
b) Ein öffentliches Interesse an der Ertei-

lung einer Zwangslizenz für einen pharma-
zeutischen Wirkstoff kann auch dann beste-

hen, wenn nur eine relativ kleine Gruppe 
von Patienten betroffen ist. Dies gilt insbe-

sondere dann, wenn diese Gruppe einer be-
sonders hohen Gefährdung ausgesetzt 

wäre, wenn das in Rede stehende Medika-

ment nicht mehr verfügbar wäre.  
c) Ein zögerliches Verhalten des Lizenzsu-

chers ist bei der nach § 85 Abs. 1 PatG er-
forderlichen Interessenabwägung zu be-

rücksichtigen. Ein solches Verhalten spricht 
aber nicht ohne weiteres gegen das Vorlie-

gen eines öffentlichen Interesses.  
d) Der Erlass einer einstweiligen Verfügung 

nach § 85 Abs. 1 PatG bedarf nicht zusätz-

lich der in § 935 oder § 940 ZPO normierten 
Voraussetzungen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1017; Mitt. 2017, 

403 

 

Phosphatidylcholin 
BGH, Beschl. v. 25.07.2017 – X ZB 5/16 – 

Bundespatentgericht 
PatG § 38 

 
a) Eine Patentanmeldung ist zurückzuwei-

sen, wenn der Gegenstand des Anspruchs, 

den der Anmelder zur Prüfung stellt, über 
den Inhalt der Anmeldung in der ursprüng-

lich eingereichten Fassung hinausgeht und 
dieser Mangel nach Aufforderung durch die 

Prüfungsstelle vom Anmelder nicht behoben 
wird (Fortführung von BGH, Beschluss vom 

17. September 1974 - X ZB 17/73, GRUR 
1975, 310 - Regelventil).  

b) Die Aufnahme eines Merkmals, wonach 

die beanspruchte Zubereitung eine be-
stimmte Substanz nicht enthalten darf, 

stellt nicht ohne weiteres eine unzulässige 
Erweiterung dar (Abgrenzung zu BGH, Urteil 

vom 12. Juli 2011 - X ZR 75/08, GRUR 
2011, 1109 - Reifenabdichtmittel). 

Fundstellen: GRUR 2017, 1105; Mitt. 2017, 

493 

 

Mehrschichtlager 
BGH, Beschl. v. 19.09.2017 – X ZB 1/17 – 

Bundespatentgericht 
PatKostG § 6 Abs. 2 

 
Haben zwei Beteiligte gemeinsam eine Be-

schwerdeschrift eingereicht, jedoch nur eine 

Beschwerdegebühr gezahlt, ist ihre Erklä-
rung im Zweifel dahin auszulegen, dass die 

Beschwerde, falls sie mangels Entrichtung 
einer ausreichenden Zahl von Gebühren 

nicht für beide Beteiligte in zulässiger Weise 
erhoben wurde, für den im Rubrum der an-

gefochtenen Entscheidung an erster Stelle 
Genannten erhoben sein soll. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1286; Mitt. 2017, 

572 

 

4. LAUTERKEITSRECHT 

 

Motivkontaktlinsen 

BGH, Urt.v. 12.01.2017 – I ZR 258/15 – 
OLG Bamberg 

UWG § 3a; Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 
über kosmetische Mittel Art. 2 Abs. 1 

Buchst. a; Richtlinie 2001/95/EG Art. 2 
Buchst. b, e und f, Art. 5 Abs. 1 und 2 Satz 

1; ProdSG § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 3, 6 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 5 Satz 1 und 2 
 

a) Farbige Motivkontaktlinsen ohne 
Sehstärke fallen nicht in den Anwendungs-

bereich der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 
über kosmetische Mittel (im Anschluss an 

EuGH, Urteil vom 3. September 2015 - C-
321/14, GRUR Int. 2015, 978 Rn. 15 bis 27 

- Colena/Karnevalservice Bastian). 

b) Die in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ProdSG 
geregelte Pflicht zur Angabe des Namens 

und der Kontaktanschrift trifft allein den 
Hersteller, seinen Bevollmächtigten und den 

Einführer, nicht dagegen Händler. 
c) Die in § 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 ProdSG 

enthaltenen Bestimmungen dienen dem 
Schutz der Verbraucher, die davor bewahrt 

werden sollen, mit unsicheren Produkten in 

Berührung zu kommen, und stellen damit 
Marktverhaltensregelungen im Sinne von § 

3a UWG dar. 
d) Die aus § 6 Abs. 5 Satz 1 ProdSG fol-

gende Verpflichtung des Händlers, dazu bei-
zutragen, dass nur sichere Verbraucherpro-

dukte auf dem Markt bereitgestellt werden, 
umfasst auch die Verpflichtung, dafür zu 

sorgen, dass die von ihm angebotenen Ver-

braucherprodukte mit dem Namen und der 
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Kontaktanschrift des Herstellers versehen 
sind.  

e) Ein Verstoß gegen § 6 Abs. 5 Satz 1 
ProdSG ist regelmäßig geeignet, die Inte-

ressen der Verbraucher im Sinne von § 3a 
UWG spürbar zu beeinträchtigen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 409; MD 2017, 

404; WRP 2017, 418 

 

World of Warcraft II 

BGH, Urt. v. 12.01.2017 – I ZR 253/14 – 
OLG Hamburg; LG Hamburg 

UWG § 4 Nr. 4; UMV Art. 12 Abs. 1 Buchst. 
c und Abs. 2, Art. 101 Abs. 2; Rom-II-VO 

Art. 8 Abs. 2; MarkenG § 125b Nr. 2, § 14 
Abs. 6, § 19 Abs. 3 Nr. 2 

 
a) Der lauterkeitsrechtliche Schutz eines 

durch Allgemeine Geschäftsbedingungen 

ausgestalteten Geschäftsmodells vor geziel-
ter Behinderung im Sinne von § 4 Nr. 4 

UWG durch Missachtung der Geschäftsbe-
dingungen setzt grundsätzlich voraus, dass 

die missachteten Geschäftsbedingungen in 
die Verträge des Verwenders einbezogen 

werden und der Inhaltskontrolle standhal-
ten. Das gilt auch dann, wenn der Herstel-

ler, Vertreiber oder Veranstalter eines 

Spiels in seinen Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen die Spielregeln niedergelegt hat. 

Er verdient den lauterkeitsrechtlichen 
Schutz vor einer gezielten Behinderung 

durch einen Verstoß gegen die Spielregeln 
nur, wenn diese Spielregeln rechtlich ver-

bindlich sind (Fortführung von BGH, Urteil 
vom 30. April 2014 - I ZR 224/12, GRUR 

2014, 785 Rn. 32 = WRP 2014, 839 - Flug-

vermittlung im Internet).  
b) Das bloße Sich-Hinwegsetzen über Ver-

tragsbedingungen reicht für die Bewertung 
einer geschäftlichen Handlung als wettbe-

werbswidrig regelmäßig nicht aus. Es müs-
sen vielmehr besondere Umstände hinzu-

treten, die das Wettbewerbsverhalten als 
unlauter erscheinen lassen. Solche beson-

deren Umstände können vorliegen, wenn 

das pflichtwidrige Verhalten der einen Ver-
tragspartei das durch Allgemeine Ge-

schäftsbedingungen ausgestaltete Ge-
schäftsmodell der anderen Vertragspartei 

beeinträchtigt und damit in unlauterer 
Weise auf das von der anderen Vertragspar-

tei angebotene Produkt einwirkt. Dabei 
kann bereits in der mittelbaren Einwirkung 

auf das Produkt eines Mitbewerbers eine 

wettbewerbsrechtlich unlautere produktbe-
zogene Behinderung zu sehen sein. Eine 

Einwirkung auf das Produkt eines Mitbewer-
bers ist regelmäßig als unlauter anzusehen, 

wenn dabei eine Schutzvorkehrung unter-
laufen wird, die eine solche Einwirkung ver-

hindern soll (Fortführung von BGH, Urteil 
vom 22. Juni 2011 - I ZR 159/10, GRUR 

2011, 1018 Rn. 69 und 70 = WRP 2011, 

1469 - Automobil-Onlinebörse; Urteil vom 
30. April 2014 - I ZR 224/12, GRUR 2014, 

785 Rn. 37 = WRP 2014, 839 - Flugvermitt-
lung im Internet).  

 
(Anmerkung d. Redaktion: Teile des Leitsat-

zes sind im Marken- und Kennzeichenrecht 
zu finden) 

Fundstellen: CR 2017, 154; GRUR 2017, 

397; MD 2017, 376 

 

YouTube-Werbekanal 

BGH, Beschl. v. 12.01.2017 – I ZR 117/15 

– OLG Köln; LG Köln 
Richtlinie 2010/13/EU Art. 1 Abs. 1 Buchst. 

a; Pkw-EnVKV § 5 Abs. 2 Satz 1 Halbs. 2 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

wird zur Auslegung des Art. 1 Abs. 1 
Buchst. a der Richtlinie 2010/13/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 10. März 2010 zur Koordinierung be-

stimmter Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften der Mitgliedstaaten über die Be-
reitstellung audiovisueller Mediendienste 

(ABl. Nr. L 95 vom 15. April 2010) fol-
gende Frage zur Vorabentscheidung vorge-

legt:  
 

Betreibt derjenige, der bei dem Internet-
dienst YouTube einen Videokanal unterhält, 

von dem Internetnutzer kurze Werbevideos 

für Modelle neuer Personenkraftwagen ab-
rufen können, einen audiovisuellen Medi-

endienst im Sinne von Art. 1 Abs. 1 
Buchst. a der Richtlinie 2010/13/EU? 

Fundstellen: CR 2017, 403; GRUR 2017, 

412; MD 2017, 398 

 

Wettbewerbsbezug 

BGH, Urt. v. 26.01.2017 – I ZR 217/15 – 
OLG Frankfurt am Main; LG Frankfurt am 

Main 
GG Art. 2 Abs. 1; BGB § 823 Abs. 1 (Ah), § 

824; UWG § 2 Abs. 1 Nr. 3, § 8 Abs. 3 Nr. 1 
 

Ein Anbieter geschlossener Immobilien-

fonds und eine auf Kapitalmarktrecht spezi-
alisierte Rechtsanwaltsgesellschaft, die im 
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Internet zum Zwecke der Akquisition an-
waltlicher Beratungsmandate Pressemittei-

lungen zu dem Fondsanbieter veröffentlicht, 
sind keine Mitbewerber im Sinne des § 2 

Abs. 1 Nr. 3 UWG. Zwar kann sich die an-
waltliche Tätigkeit der Rechtsanwaltsgesell-

schaft nachteilig auf die Geschäftstätigkeit 

der Fondsgesellschaft auswirken, wenn po-
tentielle Kunden vom Erwerb der Anlage-

produkte abgehalten werden. Es fehlt je-
doch der für die Begründung der Mitbewer-

bereigenschaft erforderliche wettbewerbli-
che Bezug zwischen den Unternehmen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 918; MD 2017, 

924; WRP 2017, 1085 

 

ARD-Buffet 
BGH, Urt. v. 26.01.2017 – I ZR 207/14 – 

OLG Hamburg; LG Hamburg 

UWG § 3a; RStV § 11a Abs. 1 Satz 2, § 16a 
Abs. 1 Satz 1 

 
a) Die Bestimmung des § 11a Abs. 1 Satz 2 

RStV, wonach der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk programmbegleitend Druckwerke 

mit programmbezogenem Inhalt anbieten 
kann, ist eine gesetzliche Vorschrift im 

Sinne von § 3a UWG, die auch dazu be-

stimmt ist, im Interesse der Marktteilneh-
mer das Marktverhalten zu regeln.  

b) Aus § 11a Abs. 1 Satz 2 RStV ergibt sich 
das an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

gerichtete Verbot, Druckwerke (selbst) an-
zubieten oder - was dem gleichsteht - 

(durch Dritte) anbieten zu lassen, wenn es 
sich dabei nicht um programmbegleitende 

Druckwerke mit programmbezogenem In-

halt handelt. Darüber hinaus lässt sich § 
11a Abs. 1 Satz 2 RStV das an den öffent-

lich-rechtlichen Rundfunk gerichtete Verbot 
entnehmen, das Angebot von Druckwerken 

durch Dritte zu unterstützen, und zwar auch 
dann, wenn es sich dabei um programmbe-

gleitende Druckwerke mit programmbeglei-
tendem Inhalt handelt.  

c) Anbieter eines Druckwerks im Sinne des 

§ 11a Abs. 1 Satz 2 RStV ist sowohl derje-
nige, der das Druckwerk auf eigene Kosten 

vervielfältigt und verbreitet und damit die 
wirtschaftliche Verantwortung für das 

Druckwerk trägt, als auch derjenige, der 
den Inhalt des Druckwerks bestimmt und 

damit die publizistische Verantwortung für 
das Druckwerk hat.  

d) Es verstößt gegen § 11a Abs. 1 Satz 2 

RStV, wenn eine öffentlich-rechtliche Rund-
funkanstalt das Angebot eines Druckwerks 

durch einen Verlag dadurch fördert, dass sie 

auf ihrer Internetseite für das Druckwerk 
wirbt und für ihre Sendungen geschützte 

Marken durch eine rechtlich selbständige 
Tochtergesellschaft für das Druckwerk li-

zenziert. Für einen solchen Verstoß haftet 
neben der öffentlichrechtlichen Rundfunk-

anstalt deren rechtlich selbständige Toch-

tergesellschaft.  
e) Die Bestimmung des § 16a Abs. 1 Satz 1 

RStV, wonach die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, das 

ZDF und das Deutschlandradio berechtigt 
sind, kommerzielle Tätigkeiten auszuüben, 

ist im Hinblick auf die Regelung des § 11a 
Abs. 1 Satz 2 RStV dahin einschränkend 

auszulegen, dass sie den öffentlich-rechtli-

chen Rundfunk weder berechtigt, Druck-
werke anzubieten oder anbieten zu lassen, 

wenn es sich dabei nicht um programmbe-
gleitende Druckwerke mit programmbezo-

genem Inhalt handelt, noch berechtigt, das 
Angebot von Druckwerken durch Dritte zu 

unterstützen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 422; MD 2017, 

366; MMR 2017, 325 

 

Weihrauch-Extrakt-Kapseln II 

BGH, Urt. v. 09.01.2017 – I ZR 130/13 – 

OLG Hamburg; LG Hamburg 
HWG § 3a; AMG §§ 2, 21 Abs. 2 Nr. 1 

 
Das Werbeverbot des § 3a HWG gilt nicht 

für ein Arzneimittel, das gemäß § 21 Abs. 2 
Nr. 1 AMG in den wesentlichen Herstel-

lungsschritten in einer Apotheke in einer 
Menge bis zu hundert abgabefertigen Pa-

ckungen an einem Tag im Rahmen des üb-

lichen Apothekenbetriebs hergestellt wird. 

Fundstellen: GRUR 2017, 833; MD 2017, 

697; WRP 2017, 948 

 

Komplettküchen 

BGH, Urt. v. 02.03.2017 – I ZR 41/16 – OLG 
Köln; LG Köln 

UWG § 5a Abs. 2 und 3 Nr. 1 
 

a) Bei Komplettküchen, die - da sie nicht frei 
geplant werden können - als "all-inclusive-

Angebote" zu einem günstigen Festpreis an-

geboten werden, kann die Entscheidung 
über den Kauf ohne vorhergehende Bera-

tung oder Planung durch einen Verkäufer 
und ohne Kenntnis sämtlicher Details des 

Angebots getroffen werden (Abgrenzung zu 
BGH, Urteil vom 21. Juli 2011 - I ZR 192/09, 

GRUR 2012, 402 = WRP 2012, 450 - Trep-
penlift).  
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b) An der Rechtsprechung des Senats, wo-
nach eine spürbare Irreführung durch Un-

terlassen ohne Weiteres vorliegt, wenn dem 
Verbraucher Informationen vorenthalten 

werden, die das Unionsrecht als wesentlich 
einstuft, kann unter der Geltung des mit 

Wirkung vom 20. Dezember 2015 geänder-

ten § 5a Abs. 2 UWG nicht festgehalten wer-
den.  

c) Der Verbraucher wird eine wesentliche 
Information regelmäßig und insbesondere 

dann für eine informierte Kaufentscheidung 
benötigen, wenn die Information wesentli-

che Merkmale der Ware oder Dienstleistung 
im Sinne von § 5a Abs. 3 Nr. 1 UWG betrifft. 

Den Unternehmer, der das Gegenteil be-

hauptet, trifft insoweit eine sekundäre Dar-
legungslast.  

d) Sofern im konkreten Fall keine besonde-
ren Umstände vorliegen, ist grundsätzlich 

davon auszugehen, dass das Vorenthalten 
einer wesentlichen Information, die der Ver-

braucher nach den Umständen benötigt, um 
eine informierte Entscheidung zu treffen, 

auch geeignet ist, den Verbraucher zu einer 

geschäftlichen Entscheidung zu veranlas-
sen, die er bei der geboten gewesenen In-

formation nicht getroffen hätte. 

Fundstellen: GRUR 2017, 922; MD 2017, 

916; WRP 2017, 1081 

 

Konsumgetreide 

BGH, Urt. v. 02.03.2017 – I ZR 194/15 – 
OLG Koblenz; LG Koblenz 

Richtlinie 66/402/EWG; Richtlinie 
2005/29/EG Art. 2 Buchst. a; ZPO § 253 

Abs. 2 Nr. 2; UWG §§ 3, 3a, 8; SaatG § 2 

Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, Nr. 12, § 3 Abs. 1 
 

a) Die Vorschrift des § 3 Abs. 1 SaatG 
schützt nicht nur das kollektive Interesse an 

der Sicherstellung des Ernteertrags, son-
dern gewährleistet im Interesse der Saat-

gutverbraucher die Bereitstellung unbe-
denklichen und leistungsfähigen Saatguts. § 

3 Abs. 1 SaatG regelt daher im Sinne des § 

3a UWG das Marktverhalten.  
b) Ein Landwirt, der Saatgut zur Verwen-

dung in seinem Betrieb erwirbt, ist nicht 
Verbraucher im Sinne des Art. 2 Buchst. a 

der RL 2005/29/EG über unlautere Ge-
schäftspraktiken. Er handelt vielmehr im 

Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit.  
c) Die "Bestimmung" von Samen zur Erzeu-

gung von Pflanzen oder zum Anbau gemäß 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a SaatG ist ein ob-
jektives, durch äußere Umstände feststell-

bares Tatbestandsmerkmal. Ist für denjeni-
gen, der Konsumgetreide gewerblich in Ver-

kehr bringt, die von seinem Abnehmer spä-
ter vorgenommene Aussaat des Konsumge-

treides aufgrund objektiver Umstände vo-
raussehbar, so liegt eine "Bestimmung" zur 

Aussaat bereits im Zeitpunkt des Inverkehr-

bringens vor. 

Fundstellen: GRUR 2017, 537; WRP 2017, 

542 

 

Anwaltsabmahnung II 

BGH, Urt. v. 06.04.2017 – I ZR 33/16 – OLG 
Frankfurt am Main; LG Frankfurt am Main 

UWG § 3a, § 8 Abs. 3 Nr. 2, § 12 Abs. 1 
Satz 2; PBefG § 47 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 

2 Satz 1 
a) Bei dem in § 47 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 

Satz 1 PBefG geregelten Verbot, Taxen au-

ßerhalb behördlich zugelassener Stellen für 
Beförderungsaufträge bereitzuhalten, han-

delt es sich um eine Berufsausübungsrege-
lung, die der Wahrung der Chancengleich-

heit der Taxiunternehmer beim Wettbewerb 
um Fahraufträge dient. Die Regelung ist 

deshalb gemäß § 3a UWG dazu bestimmt, 
im Interesse der Marktteilnehmer das 

Marktverhalten zu regeln.  

b) Ein Fachverband, zu dessen satzungsmä-
ßigen Aufgaben die Verfolgung der in sei-

nem Gebiet auftretenden Wettbewerbsver-
stöße gehört, muss in personeller und sach-

licher Hinsicht so ausgestattet sein, dass 
sich für typische und durchschnittlich 

schwierige Abmahnungen die Einschaltung 
eines Rechtsanwalts erübrigt. Die Kosten 

für eine anwaltliche Abmahnung, mit der ty-

pische und durchschnittlich schwer zu ver-
folgende Wettbewerbsverstöße geltend ge-

macht werden, sind auch dann nicht erstat-
tungsfähig, wenn ein Fachverband nur aus-

nahmsweise wettbewerbsrechtliche Ansprü-
che verfolgt (Festhaltung BGH, Urteil vom 

12. April 1984 - I ZR 45/82, GRUR 1984, 
691 - Anwaltsabmahnung). 

Fundstellen: GRUR 2017, 926; MD 2017, 

821; NJW 2017, 3790 

 

Energieeffizienzklasse II 

BGH, Urt. v. 06.04.2017 – I ZR 159/16 – 
OLG Zweibrücken; LG Landau 

UWG § 3a; VO (EU) Nr. 626/2011 Art. 4 
Buchst. C 

 
Die Energieeffizienzklasse eines in einem 

Internetshop beworbenen Modells eines 
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Luftkonditionierers muss nicht auf dersel-
ben Internetseite wie die preisbezogene 

Werbung angeben werden, sondern kann 
auch auf einer Internetseite angeführt sein, 

die sich nach Anklicken eines Links öffnet, 
der in der Nähe der preisbezogenen Wer-

bung angebracht und klar und deutlich als 

elektronischer Verweis auf die Angabe der 
Effizienzklasse zu erkennen ist. Dem ent-

spricht ein nur allgemein mit "Mehr zum Ar-
tikel" bezeichneter Link nicht (Ergänzung zu 

BGH, Urteil vom 4. Februar 2016 - I ZR 
181/14, GRUR 2016, 954 Rn. 22 ff. = WRP 

2016, 1100 - Energieeffizienzklasse I). 

Fundstellen: CR 2017, 589; GRUR 2017, 

928; MD 2017, 824 

 

Preisportal 

BGH, Urt. v. 27.04.2017 – I ZR 55/16 – KG; 

LG Berlin 
UWG §§ 3, 5a Abs. 2, § 8 Abs. 1 und 3 

 
Bei dem über das Internet erfolgenden An-

gebot eines Preisvergleichs für Bestattungs-
dienstleistungen ist die Information dar-

über, dass der Preisvergleich nur solche An-
bieter erfasst, die sich gegenüber dem An-

bieter des Vergleichsportals für den Fall ei-

nes Vertragsabschlusses zur Zahlung einer 
Provision verpflichtet haben, eine wesentli-

che Information im Sinne des § 5a Abs. 2 
UWG. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1265; MD 2017, 

1157; WRP 2017, 1468 

 

Aufzeichnungspflicht 
BGH, Urt. v. 27.04.2017 – I ZR 215/15 – 

OLG Karlsruhe; LG Mannheim 
UWG §§ 3, 3a, 8; SaatG § 2 Abs. 1 Nr. 1 

Buchst. a, § 3 Abs. 1, § 27; SortG § 10a 

Abs. 2; SaatAufzV § 1 Abs. 1 Nr. 6 
 

a) Die in § 27 Abs. 1 Nr. 2 SaatG in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1 Nr. 6 SaatAufzV gere-

gelte Aufzeichnungspflicht für gewerblich in 
Verkehr gebrachtes, abgefülltes oder für 

andere bearbeitetes Saatgut stellt eine 
Marktverhaltensregelung im Sinne des § 4 

Nr. 11 UWG aF und § 3a UWG dar.  

b) Der Aufzeichnungspflicht nach § 27 Abs. 
1 Nr. 2 SaatG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 

SaatAufzV unterliegt auch Nachbausaatgut 
im Sinne des § 10a Abs. 2 SortG.  

c) Eine Person, die gewerbsmäßig Saatgut 
für andere bearbeitet, hat zur Erfüllung der 

Aufzeichnungspflicht nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 
SaatG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 

SaatAufzV zumutbare Anstrengungen zu 
unternehmen, um vom das Saatgut einlie-

fernden Landwirt die zur Erfüllung der Auf-
zeichnungspflicht erforderlichen Informatio-

nen zu erlangen. 

Fundstellen: GRUR 2017, 819; WRP 2017, 

941 

 

Flugpreisangabe 

BGH, Beschl. v. 27.04.2017 – I ZR 209/15 

– OLG Köln; LG Köln 
UWG § 3a; Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 

Art. 2 Nr. 18, Art. 22 Abs. 1, Art. 23 Abs. 1 
Satz 2 und 3 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung von Art. 23 Abs. 1 
Satz 2 und 3 und von Art. 2 Nr. 18 der Ver-

ordnung Nr. 1008/2008/EG des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 24. 
September 2008 über gemeinsame Vor-

schriften für die Durchführung von Luftver-
kehrsdiensten in der Gemeinschaft (ABl. Nr. 

L 293 vom 31. Oktober 2008, S. 3) folgende 
Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:  

 
1. Hat die Angabe der nach Art. 23 Abs. 1 

Satz 2 und 3 der Verordnung Nr. 

1008/2008/EG auszuweisenden Flugpreise 
für innergemeinschaftliche Flugdienste, so-

weit sie nicht in Euro ausgedrückt werden, 
in einer bestimmten Währung zu erfolgen?  

2. Falls die Frage 1 bejaht wird: In welcher 
Landeswährung können die in Art. 2 Nr. 18 

und Art. 23 Abs. 1 Satz 2 und 3 der Verord-
nung Nr. 1008/2008/EG genannten Preise 

angegeben werden, wenn ein in einem Mit-

gliedstaat (hier: Deutschland) niedergelas-
senes Luftfahrtunternehmen gegenüber ei-

nem Verbraucher im Internet einen Flug-
dienst mit Abflugort in einem anderen Mit-

gliedstaat (hier: Vereinigtes Königreich) be-
wirbt und anbietet? Kommt es in diesem Zu-

sammenhang darauf an, dass für das Ange-
bot eine Internetadresse mit einer länder-

spezifischen Top-Level-Domain (hier: www. 

.de) verwandt wird, die auf den Mitglied-
staat des Sitzes des Luftfahrtunternehmens 

hinweist, und der Verbraucher sich in die-
sem Mitgliedstaat aufhält? Ist von Bedeu-

tung, ob alle oder die überwiegende Zahl 
der Luftfahrtunternehmen die fraglichen 

Preise in der am Abflugort geltenden Lan-
deswährung angeben? 

Fundstellen: GRUR 2017, 742; MD 2017, 

695; MMR 2017, 690 
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Luftentfeuchter 
BGH, Urt. v. 04.05.2017 – I ZR 208/15 – 

OLG Düsseldorf; LG Krefeld 
BGB §§ 278, 339 Satz 2, § 449; UWG § 8 

Abs. 1 Satz 1 
 

a) Der Vorbehaltskäufer bei einem Eigen-

tumsvorbehalt ist nicht Erfüllungsgehilfe 
des Vorbehaltsverkäufers bei der Einhaltung 

einer auf einem Vertragsstrafeversprechen 
beruhenden Unterlassungspflicht.  

b) Die Verpflichtung des Unterlassungs-
schuldners, bereits ausgelieferte und mit 

wettbewerbswidriger Werbung versehene 
Produkte zurückzurufen, setzt nicht voraus, 

dass ihm gegen seine Abnehmer rechtlich 

durchsetzbare Ansprüche auf Unterlassung 
der Weiterveräußerung oder auf Rückgabe 

dieser Produkte zustehen. Er ist verpflich-
tet, im Rahmen des Möglichen und Zumut-

baren auf Dritte einzuwirken, soweit dies 
zur Beseitigung eines fortdauernden Stö-

rungszustands erforderlich ist.  
c) Entschließt sich der zum Rückruf bereits 

ausgelieferter Ware verpflichtete Unterlas-

sungsschuldner aufgrund einer einheitli-
chen, rechtlich allerdings unzutreffenden 

Überlegung, von einem Rückruf abzusehen, 
liegt bei einer wertenden Betrachtungs-

weise nur ein Verstoß gegen die Unterlas-
sungsverpflichtung vor. 

Fundstellen: GRUR 2017, 823; NJW 2018, 

155; WRP 2017, 944 

 

Testkauf im Internet 
BGH, Urt. v. 11.05.2017 – I ZR 60/16 – OLG 

Brandenburg; LG Neuruppin 

BGB §§ 13, 339 Satz 2; UWG § 8 Abs. 1 
 

a) Hat ein Testkäufer bei einem Kauf im In-
ternet im Einklang mit einem objektiv ver-

folgten gewerblichen Geschäftszweck zu-
nächst bestätigt, die Bestellung als Unter-

nehmer vorzunehmen und versucht er an-
schließend durch Eintragung im Online-Be-

stellformular, sich als Verbraucher darzu-

stellen, handelt er unredlich.  
b) Auf ein entsprechendes Verhalten eines 

Testkäufers kann der Gläubiger die Verwir-
kung einer vereinbarten Vertragsstrafe 

nicht stützen.  
c) Der fragliche Testkauf begründet keine 

Erstbegehungsgefahr für ein rechtswidriges 
Verhalten des Gegners gegenüber einem 

Verbraucher. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1140; MD 2017, 

1026; WRP 2017, 1328 

 

Märchensuppe 

BGH, Urt. v. 18.05.2017 – I ZR 100/16 – 
OLG Karlsruhe; LG Konstanz 

Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 Art. 8, Art. 
9 

 

a) Eine nährwertbezogene Angabe über ei-
nen reduzierten Nährstoffanteil stellt auch 

dann eine vergleichende Angabe im Sinne 
des Art. 9 der Verordnung (EG) 1924/2006 

dar, wenn sie auf einen erhöhten oder ver-
minderten Nährstoffgehalt hinweist, ohne 

Vergleichsprodukte zu benennen. Eine sol-
che Angabe unterliegt, selbst wenn sie die 

in Art. 8 Abs. 1 in Verbindung mit dem An-

hang der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
genannten Bedingungen einhält, zusätzlich 

den Anforderungen des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 
dieser Verordnung.  

b) Die nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1924/2006 erforderliche In-

formation über den Unterschied in der 
Menge des Nährstoffs ist so zu geben, dass 

der Durchschnittsverbraucher sie unschwer 

zur Kenntnis nehmen kann. Dies erfordert, 
wenn die Information nicht in unmittelba-

rem räumlichen Zusammenhang mit der 
nährstoffbezogenen Angabe erfolgt, min-

destens einen im räumlichen Zusammen-
hang mit der Angabe angebrachten Hinweis 

darauf, wo die Zusatzinformation aufgefun-
den werden kann. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1278; MD 2017, 

1151; WRP 2017, 1471 

 

Uber Black 

BGH, Beschl. v. 18.05.2017 – I ZR 3/16 – 
KG; LG Berlin 

AEUV Art. 58 Abs. 1; Richtlinie 
2006/123/EG Art. 2 Abs. 2 Buchst. d, Art. 

16 Abs. 1 
 

Dem Gerichtshof der Europäischen Union 
werden zur Auslegung des Art. 58 Abs. 1 

AEUV und der Art. 2 Abs. 2 Buchst. d und 

16 Abs. 1 der Richtlinie 2006/123/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2006 über Dienstleis-
tungen im Binnenmarkt folgende Fragen zur 

Vorabentscheidung vorgelegt: 
 

1. Erbringt ein Unternehmen, das in Koope-
ration mit zur Personenbeförderung zuge-

lassenen Mietwagenunternehmen eine 

Smartphone-Applikation bereitstellt, über 
die Nutzer Mietwagen mit Fahrern bestellen 
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können, selbst eine Verkehrsdienstleistung 
im Sinne von Art. 58 Abs. 1 AEUV und Art. 

2 Abs. 2 Buchst. d der Richtlinie 
2006/123/EG, wenn die Organisationsleis-

tungen dieses Unternehmens eng mit der 
Beförderungsleistung verbunden sind, ins-

besondere wenn es  

- die Preisgestaltung, die Abwicklung des 
Zahlungsverkehrs und die Beförderungsbe-

dingungen für die Fahraufträge bestimmt  
und 

 - für die von ihm vermittelten Fahrzeuge 
unter seiner Unternehmensbezeichnung so-

wie mit einheitlichen Rabattaktionen wirbt?  
Für den Fall, dass der Gerichtshof die Frage 

1 verneinen sollte:  

2. Kann es aufgrund des Ziels, die Wettbe-
werbs- und Funktionsfähigkeit des Taxen-

verkehrs zu erhalten, unter dem Aspekt des 
Schutzes der öffentlichen Ordnung nach Art. 

16 Abs. 1 der Richtlinie 2006/123/EG bei 
den gegenwärtigen Verkehrsverhältnissen 

gerechtfertigt sein, eine Dienstleistung der 
im Streitfall in Rede stehenden Art zu unter-

sagen? 

Fundstellen: GRUR 2017, 743; MD 2017, 

688; MMR 2017, 686 

 

Teststreifen zur Blutzuckerkontrolle II 
BGH, Urt. v. 01.06.2017 – I ZR 152/13 – 

OLG Frankfurt am Main; LG Frankfurt am 
Main 

UWG § 3a; Richtlinie 98/79/EG über In-
vitro-Diagnostika Erwägungsgrund 19, Art. 

8 Abs. 1 Satz 1, Art. 9 und 11; ZPO § 33 
Abs. 1, § 256 Abs. 2, § 542 Abs. 2 Satz 1, 

§§ 802, 927 Abs. 2 Halbs. 2 

 
a) Der Parallelimporteur eines Produkts zur 

Eigenanwendung für die Blutzuckerbestim-
mung, das die CE-Kennzeichnung trägt und 

von einer benannten Stelle einer Konformi-
tätsbewertung unterzogen worden ist, ist 

nicht verpflichtet, eine neue Bewertung vor-
nehmen zu lassen, mit der die Konformität 

der Kennzeichnung und der Gebrauchsan-

weisung dieses Produkts wegen ihrer Über-
setzung in die Amtssprache des Einfuhrmit-

gliedstaats bescheinigt werden soll (im An-
schluss an EuGH, Urteil vom 13. Oktober 

2016 - C-277/15, GRUR Int. 2016, 1149 Rn. 
52 = WRP 2017, 161 - Servoprax/RDD; Auf-

gabe von BGH, Urteil vom 12. Mai 2010 - I 
ZR 185/07, GRUR 2010, 756 Rn. 11 = WRP 

2010, 1020 - One Touch Ultra).  

b) Unterlassungsansprüche, Auskunfts- und 
Schadensersatzansprüche sowie Ansprüche 

auf Abmahnkostenersatz hängen nicht in ei-
ner Weise voneinander ab, die die Erhebung 

einer Zwischenfeststellungsklage gemäß § 
256 Abs. 2 ZPO zulässt (Ergänzung zu BGH, 

Urteil vom 2. Mai 2002 - I ZR 45/01, BGHZ 
150, 377, 383 - Faxkarte; Urteil vom 31. 

Mai 2012 - I ZR 45/11, GRUR 2012, 949 Rn. 

36 = WRP 2012, 1086 - Missbräuchliche 
Vertragsstrafe).  

c) Gegenüber einer nach vorausgegange-
nem Verfügungsverfahren erhobenen 

Hauptsacheklage kann im Wege der Wider-
klage ein Antrag auf Aufhebung der einst-

weiligen Verfügung verfolgt werden.  
d) Bei einer nach Erlass einer einstweiligen 

Verfügung erhobenen Hauptsacheklage 

liegt der für die Zulässigkeit einer Hilfswi-
derklage auf Aufhebung der einstweiligen 

Verfügung im Falle der Abweisung der 
Hauptsacheklage gemäß § 33 Abs. 1 ZPO 

erforderliche Sachzusammenhang regelmä-
ßig vor.  

e) Mit der Revision kann die Aufhebung ei-
ner einstweiligen Verfügung im Wege der 

(Eventual-)Widerklage nicht begehrt wer-

den. 

Fundstellen: GRUR 2017, 938; MD 2017, 

814; WRP 2017, 1094 

 

Werbeprospekt mit Bestellpostkarte 

BGH, Beschl. v. 14.06.2017 – I ZR 54/16 – 
OLG Düsseldorf; LG Wuppertal 

Richtlinie 2011/83/EU Art. 6 Abs. 1 Buchst. 
h, Art. 8 Abs. 4 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung von Art. 6 Abs. 1 

Buchst. h und Art. 8 Abs. 4 der Richtlinie 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 25. Oktober 2011 über 
die Rechte der Verbraucher, zur Abände-

rung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates 
und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäi-

schen Parlaments und des Rates sowie zur 
Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des 

Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates (ABl. 
2011 Nr. L 304, S. 64) folgende Fragen zur 

Vorabentscheidung vorgelegt:  
 

1. Kommt es bei der Anwendung von Art. 8 
Abs. 4 der Richtlinie 2011/83/EU für die 

Frage, ob bei einem Fernkommunikations-
mittel (hier: Werbeprospekt mit Bestell-

postkarte) für die Darstellung der Informa-

tionen nur begrenzter Raum oder begrenzte 
Zeit zur Verfügung steht, darauf an,  
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a) ob das Fernkommunikationsmittel (abs-
trakt) seiner Art nach nur begrenzten Raum 

oder begrenzte Zeit zur Verfügung stellt, o-
der darauf,  

b) ob es (konkret) in seiner vom Unterneh-
mer gewählten Gestaltung nur begrenzten 

Raum oder begrenzte Zeit bietet?  

2. Ist es mit Art. 8 Abs. 4 und Art. 6 Abs. 1 
Buchst. h der Richtlinie 2011/83/EU verein-

bar, die Information über das Widerrufs-
recht im Fall begrenzter Darstellungsmög-

lichkeit im Sinne von Art. 8 Abs. 4 der Richt-
linie 2011/83/EU auf die Information über 

das Bestehen eines Widerrufsrechts zu be-
schränken?  

3. Ist es nach Art. 8 Abs. 4 und Art. 6 Abs. 

1 Buchst. h der Richtlinie 2011/83/EU vor 
einem Vertragsabschluss im Fernabsatz 

auch im Fall begrenzter Darstellungsmög-
lichkeit stets zwingend geboten, dem Fern-

kommunikationsmittel das Muster-Wider-
rufsformular gemäß Anhang I Teil B der 

Richtlinie 2011/83/EU beizufügen? 

Fundstellen: GRUR 2017, 930; MD 2017, 

805; WRP 2017, 1074 

 

Grüne Woche II 

BGH, Beschl. v. 13.07.2017 – I ZR 135/16 

– OLG Karlsruhe; LG Freiburg 
Richtlinie 2011/83/EU Art. 2 Nr. 9 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung von Art. 2 Nr. 9 der 
Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2011 über die Rechte der Verbraucher, zur 

Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des 

Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates so-

wie zur Aufhebung der Richtlinie 
85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 

97/7/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates (ABl. Nr. L 304 vom 22. Novem-

ber 2011, S. 64) folgende Fragen zur Vor-
abentscheidung vorgelegt: 

  

1. Handelt es sich bei einem Messestand in 
einer Halle, den ein Unternehmer während 

einer für wenige Tage im Jahr stattfinden-
den Messe zum Zweck des Verkaufs seiner 

Produkte nutzt, um einen unbeweglichen 
Gewerberaum im Sinne von Art. 2 Nr. 9 

Buchst. a der Richtlinie 2011/83/EU oder 
um einen beweglichen Gewerberaum im 

Sinne von Art. 2 Nr. 9 Buchst. b der Richtli-

nie 2011/83/EU?  
2. Für den Fall, dass es sich um einen be-

weglichen Gewerberaum handelt: Ist die 

Frage, ob ein Unternehmer seine Tätigkeit 
"für gewöhnlich" auf Messeständen ausübt, 

danach zu beantworten,  
a) wie der Unternehmer seine Tätigkeit or-

ganisiert oder  
b) ob der Verbraucher mit dem Vertrags-

schluss über die in Rede stehenden Waren 

auf der konkreten Messe rechnen muss?  
3. Für den Fall, dass es bei der Antwort auf 

die zweite Frage auf die Sicht des Verbrau-
chers ankommt (Frage 2 b): Ist bei der 

Frage, ob der Verbraucher mit dem Ver-
tragsschluss über die konkreten Waren auf 

der in Rede stehenden Messe rechnen 
muss, darauf abzustellen, wie die Messe in 

der Öffentlichkeit präsentiert wird, oder da-

rauf, wie die Messe sich dem Verbraucher 
bei Abgabe der Vertragserklärung tatsäch-

lich darstellt? 

Fundstellen: GRUR 2017, 934; MD 2017, 

915; WRP 2017, 1091 

 

Leuchtballon 

BGH, Urt. v. 14.09.2017 – I ZR 2/16 – OLG 
Köln; LG Köln 

UWG § 4 Nr. 3 Buchst. A 
 

Im Falle der nachschaffenden Übernahme 

unter Verwendung einer dem Stand der 
Technik entsprechenden angemessenen 

technischen Lösung kann eine verbleibende 
Herkunftstäuschung hinzunehmen sein, 

wenn der Nachahmer die ihm zumutbaren 
Maßnahmen trifft, um einer Herkunftstäu-

schung entgegenzuwirken. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1135; MD 2017, 

1015; WRP 2017, 1332 

 

MeinPaket.de II 

BGH, Urt. v. 14.09.2017 – I ZR 231/14 – 

OLG Köln; LG Bonn 
UWG § 5a Abs. 3 und 5 

 
a) Das Aufrufen eines Verkaufsportals im 

Internet ist eine geschäftliche Entscheidung 
im Sinne von § 5a Abs. 3 UWG.  

b) Räumliche oder zeitliche Beschränkun-
gen des Kommunikationsmittels im Sinne 

von § 5a Abs. 5 Nr. 1 UWG sind nicht erst 

dann anzunehmen, wenn es objektiv un-
möglich ist, die fraglichen Angaben schon 

bei der Aufforderung zum Kauf zu machen.  
c) Für die Frage, welche Informationen der 

Unternehmer im Rahmen einer Aufforde-
rung zum Kauf erteilen muss, ist eine Prü-

fung des Einzelfalls erforderlich, bei der es 
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einerseits auf die vom Unternehmer ge-
wählte Gestaltung des Werbemittels und 

den Umfang der insgesamt erforderlichen 
Angaben ankommt, und andererseits die 

Entscheidung des Gesetzgebers zu beach-
ten ist, bestimmte Angaben als wesentlich 

anzusehen. 

Fundstelle: GRUR 2017, 1269 

 

Rückrufsystem 

BGH, Beschl. v. 05.10.2017 – I ZR 163/16 
– OLG Köln; LG Köln 

Richtlinie 2011/83/EU Art. 6 Abs. 1 Buchst. 
c; EGBGB Art. 246a § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 

§ 4 Abs. 1, Abs. 3; BGB § 312d Abs. 1 Satz 
1 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung von Art. 6 Abs. 1 

Buchst. c der Richtlinie 2011/83/EU des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2011 über die Rechte der Ver-
braucher (ABl. 2011 L 304, S. 64) folgende 

Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:  
 

1. Können die Mitgliedstaaten eine Bestim-
mung vorsehen, die - wie die Bestimmung 

des Art. 246a § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EGBGB 

- den Unternehmer verpflichtet, dem Ver-
braucher im Rahmen des Abschlusses von 

Fernabsatzverträgen vor Abgabe von des-

sen Vertragserklärung nicht nur gegebe-

nenfalls, sondern stets seine Telefonnum-

mer zur Verfügung zu stellen?  

2. Bedeutet die in der deutschen Sprach-

fassung des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der 

Richtlinie 2011/83/EU verwendete Wen-
dung "gegebenenfalls", dass ein Unterneh-

mer nur über in seinem Unternehmen be-
reits tatsächlich vorhandene Kommunikati-

onsmittel informieren muss, er also nicht 
gehalten ist, einen Telefon- oder Telefaxan-

schluss bzw. ein E-Mail-Konto neu einzu-
richten, wenn er sich entschließt, in seinem 

Unternehmen auch Fernabsatzverträge ab-
zuschließen?  

3. Falls die Frage 2 bejaht wird: 

Bedeutet die in der deutschen Sprachfas-

sung des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Richt-

linie 2011/83/EU angeführte Wendung "ge-

gebenenfalls", dass nur solche Kommunika-
tionsmittel bereits in einem Unternehmen 

vorhanden sind, die vom Unternehmer tat-
sächlich jedenfalls auch für den Kontakt zu 

Verbrauchern im Rahmen des Abschlusses 
von Fernabsatzverträgen eingesetzt wer-

den, oder sind auch solche Kommunikati-
onsmittel im Unternehmen vorhanden, die 

vom Unternehmer bislang ausschließlich zu 
anderen Zwecken, wie etwa der Kommuni-

kation mit Gewerbetreibenden oder Behör-
den, genutzt werden?  

4. Ist die in Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Richt-
linie 2011/83/EU erfolgte Aufzählung der 

Kommunikationsmittel Telefon, Telefax und 

E-Mail abschließend, oder kann der Unter-
nehmer auch andere, dort nicht genannte 

Kommunikationsmittel - wie etwa ein Inter-
net-Chat oder ein telefonisches Rückrufsys-

tem - einsetzen, sofern dadurch eine 
schnelle Kontaktaufnahme und eine effizi-

ente Kommunikation sichergestellt ist?  
5. Kommt es bei der Anwendung des Trans-

parenzgebots des Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 

2011/83/EU, nach dem der Unternehmer 
den Verbraucher in klarer und verständli-

cher Weise über die in Art. 6 Abs. 1 Buchst. 
c der Richtlinie 2011/83/EU genannten 

Kommunikationsmittel informieren muss, 
darauf an, dass die Information schnell und 

effizient erteilt wird? 

Fundstelle: GRUR 2018, 100 

 

Großhandelszuschläge 
BGH, Urt. v. 05.10.2017 – I ZR 172/16 – 

OLG Bamberg; LG Aschaffenburg 

UWG § 3a; AMG § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1; 
AMPreisV § 2 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2 

 
Die Vorschrift des § 2 Abs. 1 Satz 1 

AMPreisV legt für den pharmazeutischen 
Großhandel bei der Abgabe von verschrei-

bungspflichtigen Fertigarzneimitteln an 
Apotheken mit den dort vorgesehenen 

Großhandelszuschlägen lediglich eine Preis-

obergrenze fest. Der Großhandel ist danach 
nicht verpflichtet, einen Mindestpreis zu be-

anspruchen, der der Summe aus dem Abga-
bepreis des pharmazeutischen Unterneh-

mers, der Umsatzsteuer und einem Festzu-
schlag von 70 Cent entspricht. Er kann des-

halb nicht nur auf den in § 2 Abs. 1 Satz 1 
AMPreisV genannten preisabhängigen, bis 

zur Höchstgrenze von 3,15 Prozent verän-

derlichen Zuschlag, höchstens jedoch 37,80 
Euro, sondern auch auf den darin erwähn-

ten Festzuschlag von 70 Cent ganz oder teil-
weise verzichten. 

Fundstelle: GRUR 2017, 1281 

 

Tabakwerbung im Internet 

BGH, Urt. v. 05.10.2017 – I ZR 117/16 – 
OLG München; LG Landshut 

UWG § 3a; TabakerzG § 19 Abs. 2, 3; VTa-
bakG § 21a Abs. 3, 4 
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a) Das Werbeverbot für Tabakerzeugnisse 

in Diensten der Informationsgesellschaft 
gemäß § 21a Abs. 4 VTabakG und § 19 Abs. 

3 TabakerzG ist eine Marktverhaltensrege-
lung im Sinne des § 3a UWG.  

b) Es stellt eine verbotene Tabakwerbung in 

einem Dienst der Informationsgesellschaft 
dar, wenn ein Unternehmen auf der Start-

seite seines Internetauftritts für Tabaker-
zeugnisse wirbt. 

Fundstelle: GRUR 2017, 1273 

 

Cookie-Einwilligung 

BGH, Beschl. v. 05.10.2017 – I ZR 7/16 – 
OLG Frankfurt am Main; LG Frankfurt am 

Main 
Richtlinie 2002/58/EG Art. 5 Abs. 3 und Art. 

2 Buchst. f; Richtlinie 2009/136/EG Art. 2 

Nr. 5; Richtlinie 95/46/EG Art. 2 Buchst. h; 
Verordnung (EU) 2016/679 Art. 6 Abs. 1 

Buchst. a; UKlaG § 1; BGB § 307 Bd; TMG 
§ 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, § 15 Abs. 3 

 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 

werden zur Auslegung der Art. 5 Abs. 3 und 
Art. 2 Buchst. f der Richtlinie 2002/58/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten und den Schutz 

der Privatsphäre in der elektronischen Kom-
munikation (Datenschutzrichtlinie für elekt-

ronische Kommunikation, ABl. Nr. L 201 
vom 31. Juli 2002, S. 37) in der durch Art. 

2 Nr. 5 der Richtlinie 2009/136/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2009 zur Änderung der 

Richtlinie 2002/22/EG über den Universal-
dienst und Nutzerrechte bei elektronischen 

Kommunikationsnetzen und -diensten, der 
Richtlinie 2002/58/EG über die Verarbei-

tung personenbezogener Daten und den 
Schutz der Privatsphäre in der elektroni-

schen Kommunikation und der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenar-

beit im Verbraucherschutz (ABl. Nr. L 337 

vom 18. Dezember 2009, S. 11) geänderten 
Fassung in Verbindung mit Art. 2 Buchst. h 

der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 

1995 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 

und zum freien Datenverkehr (ABl. Nr. L 
281 vom 23. November 1995, S. 31) sowie 

des Art. 6 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung 

(EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 

zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung, ABl. Nr. L 119/1 vom 4. 

Mai 2016, S. 1) folgende Fragen zur Vor-
abentscheidung vorgelegt: 

 

1.  
a) Handelt es sich um eine wirksame Einwil-

ligung im Sinne des Art. 5 Abs. 3 und des 
Art. 2 Buchst. f der Richtlinie 2002/58/EG in 

Verbindung mit Art. 2 Buchst. h der Richtli-
nie 95/46/EG, wenn die Speicherung von 

Informationen oder der Zugriff auf Informa-
tionen, die bereits im Endgerät des Nutzers 

gespeichert sind, durch ein voreingestelltes 

Ankreuzkästchen erlaubt wird, das der Nut-
zer zur Verweigerung seiner Einwilligung 

abwählen muss?  
b) Macht es bei der Anwendung des Art. 5 

Abs. 3 und des Art. 2 Buchst. f der Richtlinie 
2002/58/EG in Verbindung mit Art. 2 

Buchst. h der Richtlinie 95/46/EG einen Un-
terschied, ob es sich bei den gespeicherten 

oder abgerufenen Informationen um perso-

nenbezogene Daten handelt?  
c) Liegt unter den in Vorlagefrage 1 a) ge-

nannten Umständen eine wirksame Einwilli-
gung im Sinne des Art. 6 Abs. 1 Buchst. a 

der Verordnung (EU) 2016/679 vor?  
2. Welche Informationen hat der Dienstean-

bieter im Rahmen der nach Art. 5 Abs. 3 der 
Richtlinie 2002/58/EG vorzunehmenden 

klaren und umfassenden Information dem 

Nutzer zu erteilen? Zählen hierzu auch die 
Funktionsdauer der Cookies und die Frage, 

ob Dritte auf die Cookies Zugriff erhalten? 

Fundstelle: GRUR 2018, 96 

 

5. KARTELLRECHT 

 

VBL-Gegenwert II 
BGH, Urt. v. 24.01.2017 – KZR 47/14 – OLG 

Karlsruhe; LG Mannheim 
GWB § 18 Abs. 3, § 19 Abs. 1 

 

a) Bei der Beurteilung von Konditionen für 
die Beendigung einer langjährigen vertrag-

lichen Bindung an einen marktstarken An-
bieter setzt die Annahme, die Angebotsum-

stellungsflexibilität potentieller Wettbewer-
ber beschränke durch die Marktmacht eröff-

nete Verhaltensspielräume, die Feststellung 
konkreter Anhaltspunkte voraus.  

b) Unangemessene Geschäftsbedingungen, 

die die Beendigung einer langjährigen Ver-
tragsbeziehung mit einem Normadressaten 
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des § 19 Abs. 1 GWB erschweren, stellen 
regelmäßig einen Missbrauch von Markt-

macht dar. 

Fundstelle: WRP 2017, 563 

 

Kabelkanalanlagen 
BGH, Urt. v. 24.01.2017 – KZR 2/15 – OLG 

Frankfurt am Main; LG Frankfurt am Main 
GWB § 19 Abs. 2 Nr. 2 

 

Für die Ermittlung des Entgelts, das sich bei 
wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahr-

scheinlichkeit ergäbe, kann ein von der 
Bundesnetzagentur auf der Grundlage des 

Telekommunikationsgesetzes nach Maß-
gabe der Kosten der effizienten Leistungs-

bereitstellung festgesetztes Entgelt für eine 
vergleichbare Leistung herangezogen wer-

den. 

Fundstellen: CR 2017, 320; MMR 2017, 

825; WRP 2017, 707 

 

Singulär genutzte Betriebsmittel II 
BGH, Beschl. v. 24.01.2017 – EnVR 36/15 – 

OLG Düsseldorf 
StromNEV (in der Fassung vom 22. August 

2013) § 19 Abs. 2 Satz 2 und 3, Abs. 3 
 

Ein auf der Grundlage von § 19 Abs. 3 
StromNEV ermitteltes Entgelt für singulär 

genutzte Betriebsmittel ist einer Reduzie-

rung gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 und 3 
StromNEV in der für die Jahre 2012 und 

2013 maßgeblichen, seit 22. August 2013 
geltenden Fassung nicht zugänglich. 

Fundstelle: EnWZ 2017, 269 

 

Baltic Cable AB 

BGH, Beschl. V. 07.03.2017 – EnVR 21/16 
– OLG Düsseldorf 

EnWG § 4a, § 109 Abs. 2; EnWG § 3 Nr. 32; 
EnWG § 3 Nr. 10 

 

EnWG § 4a, § 109 Abs. 2 
Die §§ 4a ff. EnWG sind anwendbar, wenn 

ein im Ausland ansässiges Unternehmen 
eine im Inland belegene Komponente eines 

Transportnetzes betreibt, der eine nicht un-
bedeutende Rolle für die inländische Ener-

gieversorgung zukommt.  
EnWG § 3 Nr. 32 

Eine grenzüberschreitende Verbindungslei-

tung zum Transport von Elektrizität zwi-
schen zwei Übertragungsnetzen gehört 

auch dann zum Verbundnetz, wenn der Ver-
bund nur über diese Leitung hergestellt wird 

und wenn der Betreiber dieser Leitung nicht 
mit dem Transport über weitere Teile des 

Netzes betraut ist.  
EnWG § 3 Nr. 10 

Der Betreiber einer Verbindungsleitung zwi-
schen zwei Übertragungsnetzen ist auch 

dann Betreiber eines Übertragungsnetzes, 

wenn er nicht für den Betrieb weiterer Teile 
der verbundenen Netze verantwortlich ist. 

Fundstelle: NVwZ-RR 2017, 492 

 

Postdienstleistungen 

BGH, Beschl. v. 04.04.2017 – X ZB 3/17 – 
OLG Dresden; Vergabekammer Sachsen 

GWB § 97 Abs. 1, 2, § 127 Abs. 1; VgV § 8 
Abs. 1 Satz 2, § 58; GWB § 179 Abs. 2; ZPO 

§ 524, § 565 Satz 2 
 

GWB § 97 Abs. 1, 2, § 127 Abs. 1; VgV § 8 

Abs. 1 Satz 2, § 58  
a) Es steht einer transparenten und wettbe-

werbskonformen Auftragsvergabe regelmä-
ßig nicht entgegen, wenn der öffentliche 

Auftraggeber für die Erfüllung qualitativer 
Wertungskriterien Noten mit zugeordneten 

Punktwerten vergibt, ohne dass die Verga-
beunterlagen weitere konkretisierende An-

gaben dazu enthalten, wovon die jeweils zu 

erreichende Punktzahl konkret abhängen 
soll.  

b) Ein Wertungsschema, bei dem die Quali-
tät der Leistungserbringung und der nach 

der einfachen linearen Methode in Punkte 
umzurechnende Preis mit jeweils 50% be-

wertet werden, ist ohne Weiteres auch dann 
nicht vergaberechtswidrig, wenn nur eine 

Ausschöpfung der Punkteskala in einem 

kleinen Segment (hier: 45 bis 50 von 50 
möglichen Punkten) zu erwarten ist. Die 

Wahl einer bestimmten Preisumrechnungs-
methode kann vergaberechtlich nur bean-

standet werden, wenn sich gerade ihre Her-
anziehung im Einzelfall aufgrund besonde-

rer Umstände als mit dem gesetzlichen Leit-
bild des Vergabewettbewerbs unvereinbar 

erweist.  

c) Der Gefahr einer Überbewertung qualita-
tiver Wertungskriterien zum Nachteil einzel-

ner Bieter ist durch eingehende Dokumen-
tation des Wertungsprozesses zu begegnen. 

Die Nachprüfungsinstanzen untersuchen 
auf Rüge die Benotung des Angebots des 

Antragstellers als solche und in Relation zu 
den übrigen Angeboten, insbesondere zu 

demjenigen des Zuschlagsprätendenten, 

und darauf hin, ob die jeweiligen Noten im 
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Vergleich ohne Benachteiligung des einen o-
der anderen Bieters plausibel vergeben 

wurden. 
GWB § 179 Abs. 2; ZPO § 524, § 565 Satz 

2  
a) Der Beschwerdegegner kann sich im 

Vergabenachprüfungsverfahren bis zum Ab-

lauf der ihm gesetzten Frist zur Beschwer-
deerwiderung der Beschwerde gegen die 

Entscheidung der Vergabekammer an-
schließen.  

b) Im Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 
nach § 179 Abs. 2 GWB kann die Be-

schwerde nach Beginn der mündlichen Ver-
handlung nur mit Einwilligung des Gegners 

zurückgenommen werden. 

Fundstelle: NZBau 2017, 366 

 

SWL Verteilungsnetzgesellschaft mbH 

BGH, Beschl. v. 25.04.2017 – EnVR 57/15 – 
OLG Düsseldorf 

GasNEV § 7 Abs. 1; GasNEV § 7 Abs. 3 und 
4; GasNEV § 8; ARegV § 6 Abs. 3 

 
GasNEV § 7 Abs. 1  

Konkreter Vortrag des Netzbetreibers zur 
Betriebsnotwendigkeit seines Umlaufver-

mögens ist auch dann nicht entbehrlich, 

wenn die Bundesnetzagentur einen Pau-
schalbetrag anerkannt hat, der nicht an-

hand des Jahresumsatzes, sondern anhand 
der anerkannten Netzkosten errechnet 

wurde.  
GasNEV § 7 Abs. 3 und 4  

Für die Verzinsung negativen Eigenkapitals 
aufgrund von § 4 Abs. 5 GasNEV ist der Ei-

genkapitalzinssatz für Neuanlagen anzuset-

zen.  
GasNEV § 8  

Bemessungsgrundlage für die Berechnung 
der kalkulatorischen Gewerbesteuer ist die 

Eigenkapitalverzinsung. Eine Bereinigung 
der Eigenkapitalverzinsung um die Gewer-

besteuer ("ImHundert-Rechnung") ist nach 
§ 8 GasNEV ausgeschlossen (Bestätigung 

von BGH, Beschluss vom 10. November 

2015 - EnVR 26/14, RdE 2016, 70 - Stadt-
werke Freudenstadt II).  

ARegV § 6 Abs. 3  
a) Rückstellungen für das Regulierungs-

konto sind auch dann nicht als Besonderheit 
im Sinne von § 6 Abs. 3 ARegV anzusehen, 

wenn sie auf einer witterungsbedingten 
Ausnahmesituation beruhen und besonders 

hoch ausfallen.  

b) Die Auflösung einer Rückstellung für 
Wartung und Instandhaltung ist nicht schon 

deshalb dem Grunde nach als eine Beson-
derheit im Sinne von § 6 Abs. 3 ARegV an-

zusehen, weil solche Auflösungen in den vo-
rangegangenen Jahren nicht vorgenommen 

wurden. 

Fundstelle: NVwZ-RR 2017, 728 

 

Stadtwerke Werl GmbH 
BGH, Beschl. v. 25.04.2017 – EnVR 17/16 – 

OLG Düsseldorf 

GasNEV § 6a Abs. 1; GasNEV § 7 Abs. 1 
Satz 3; GasNEV § 7 Abs. 1 Satz 5; § 7 Abs. 

7; ARegV § 24 Abs. 2 Satz 2 
 

GasNEV § 6a Abs. 1  
§ 6a Abs. 1 GasNEV steht in Einklang mit 

den Vorgaben des Energiewirtschaftsgeset-
zes.  

GasNEV § 7 Abs. 1 Satz 3  

Grundstücke sind gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 
GasNEV stets zu historischen Anschaffungs-

kosten anzusetzen.  
GasNEV § 7 Abs. 1 Satz 5; § 7 Abs. 7  

Die Regelung in § 7 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 
7 GasNEV steht in Einklang mit den Vorga-

ben des Energiewirtschaftsgesetzes.  
ARegV § 24 Abs. 2 Satz 2  

Der gemäß § 24 Abs. 2 Satz 2 ARegV für 

das vereinfachte Verfahren zu ermittelnde 
Effizienzwert unterliegt keinen nachträgli-

chen Anpassungen. 

Fundstelle: NJOZ 2017, 1593 

 

Schwachlasttarif 
BGH, Urt. v. 20.06.2017 – EnZR 32/16 – 

OLG Celle; LG Oldenburg 
KAV § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. A 

 
§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a KAV setzt 

voraus, dass der Tarif für die Abnahme in-

nerhalb der Schwachlastzeit auch ohne 
rechnerische Einbeziehung der Konzessi-

onsabgabe einen geringeren Arbeitspreis 
vorsieht als für die Abnahme in den übrigen 

Zeiträumen. 

Fundstelle: NJOZ 2017, 1422 

 

Heizkraftwerk Würzburg GmbH 
BGH, Beschl. v. 20.06.2017 – EnVR 40/16 – 

OLG Düsseldorf 
StromNEV § 18 Abs. 1 Satz 2 

 

Die vorgelagerte Netzebene im Sinne von § 
18 Abs. 1 Satz 2 StromNEV muss nicht 

zwingend eine höhere Ebene sein als die 
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Ebene des Netzes, in der die dezentrale Ein-
speisung erfolgt. Eine Netzebene ist viel-

mehr auch dann vorgelagert, wenn sie von 
einem anderen Netzbetreiber betrieben wird 

und deshalb für die Einspeisung in das 
nachgelagerte Netz ein Entgelt anfällt, das 

durch die dezentrale Einspeisung vermieden 

wird. 

Fundstelle: EnWZ 2017, 411 

 

Netzentgeltbefreiung III 
BGH, Beschl. v. 20.06.2017 – EnVR 24/16 – 

OLG Düsseldorf 
EnWG § 118 Abs. 6 

 
Der Anspruch auf Befreiung von den Entgel-

ten für den Netzzugang im Sinne des § 118 
Abs. 6 EnWG erfasst nicht die gesetzlichen 

Umlagen, die Konzessionsabgaben und die 

Entgelte für den Messstellenbetrieb, die 
Messung und die Abrechnung. 

Fundstelle: EnWZ 2017, 454 

 

Sofortüberweisung 

BGH, Urt. v. 18.07.2017 – KZR 39/16 – OLG 
Frankfurt am Main; LG Frankfurt am Main 

BGB § 312a Abs. 4 Nr. 1 
 

a) Die Vorschrift des § 312a Abs. 4 Nr. 1 
BGB ist als Klauselverbot mit Wertungs-

möglichkeit im Sinne von § 308 BGB unge-

achtet der Verbraucherrechte-Richtlinie an-
wendbar.  

b) Ein Zahlungssystem, das einem erhebli-
chen Teil der Kunden ein vertragswidriges 

Verhalten abverlangt, ist als einzige unent-
geltliche Zahlungsmöglichkeit im Sinne von 

§ 312a Abs. 4 Nr. 1 BGB nicht zumutbar.  
c) Der Kunde hat im Regelfall weder Veran-

lassung noch ist er verpflichtet, selbst zu 

überprüfen, ob die von seiner Bank als Si-
cherheitsbestimmungen für das Online-

Banking gestellten Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen wegen Kartellrechtswidrigkeit 

nichtig sind. 

Fundstelle: NJW 2017, 3289 

 

Individuelles Netzentgelt III 
BGH, Beschl. v. 18.07.2017 – EnVR 35/16 – 

OLG Düsseldorf 
StromNEV § 19 Abs. 2 Satz 1 

 

Die Vereinbarung eines individuellen 
Netzentgelts nach § 19 Abs. 2 Satz 1 Strom-

NEV setzt zwei übereinstimmende Willens-
erklärungen verschiedener Rechtssubjekte 

voraus. 

Fundstelle: NVwZ 2017, 1638 

 

ConsulTrust 
BGH, Urt. v. 17.10.2017 – KZR 24/15 – OLG 

Frankfurt am Main; LG Frankfurt am Main 
GmbHG § 57; GWB § 41 Abs. 1 aF 

 

GmbHG § 57 
Nach der Eintragung der Kapitalerhöhung in 

das Handelsregister kann ein Mangel der 
Form der Übernahmeerklärung nicht mehr 

mit Erfolg gerügt werden. 
 

GWB § 41 Abs. 1 aF 
Der Verstoß eines Rechtsgeschäfts gegen 

das Vollzugsverbot führte auch unter der 

Geltung von § 41 Abs. 1 GWB in der Fas-
sung der 7. GWB-Novelle nicht zu dessen 

Nichtigkeit, sondern nur zur schwebenden 
Unwirksamkeit. 

Fundstelle: NZG 2018, 29 

 

SW Kiel Netz GmbH 

BGH, Beschl. v. 17.10.2017 – EnVR 23/16 – 
OLG Schleswig 

ARegV § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 
 

a) Als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos-

tenanteile nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 
ARegV sind nur solche Personalzusatzkos-

ten anzusehen, die beim Netzbetreiber ent-
stehen. Hierfür ist erforderlich, dass die 

Kostenbelastung für den Netzbetreiber auf 
einer betrieblichen oder tariflichen Verein-

barung beruht und dass sich die Kosten für 
den Netzbetreiber selbst als Kosten aus 

Lohnzusatz- oder Versorgungsleistungen 

darstellen (Bestätigung von BGH, Beschluss 
vom 18. Oktober 2016 - EnVR 27/15, RdE 

2017, 80 - Infrawest GmbH).  
b) Der danach erforderliche Zusammen-

hang zwischen einer betrieblichen oder ta-
rifvertraglichen Vereinbarung und einer 

Kostenbelastung des Netzbetreibers liegt 
auch dann vor, wenn der Netzbetreiber die 

Kosten aufgrund eines Arbeitnehmerüber-

lassungs- oder Personalüberleitungsver-
trags zu tragen hat. 
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III. BUNDESPATENTGERICHT 

zusammengestellt von Marlon Dreisewerd 

 

1. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 

 

Gebührenrechtliche Behandlung ge-

meinschaftlicher Inhaber eines ge-
werblichen Schutzrechts im patent-

amtlichen bzw. -gerichtlichen Rechts-
behelfs- und Rechtsmittelverfahren 

10.01.2017 – 25 W (pat) 19/15 

§ 66 Abs. 1 MarkenG; § 82 Abs. 1 Satz 3 
MarkenG i. V. m. §§ 6 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 

1 Satz 2 Nr. 1 PatKostG i. V. m. § 66 Abs. 2 
MarkenG; §§ 66 Abs. 1, 67 Abs. 1 i. V. m. § 

91 Abs. 6 MarkenG; § 675 t BGB; Art. 19 
Abs. 4 GG; Vorbemerkungen zu Teil A und 

Teil B des Gebührenverzeichnisses zum Pa-
tentkostengesetz jeweils Absatz 2; § 64 

Abs. 2 MarkenG i. V. m. § 6 Abs. 1 Satz 1 

PatKostG; § 6 Abs. 2 i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 
1 PatKostG; § 61 Abs. 2 Satz 5 i. V. m. § 61 

Abs. 2 Satz 3 MarkenG; § 91 Abs. 2 Mar-
kenG; § 70 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 MarkenG; 

§ 71 Abs. 3 MarkenG 
 

 
1. Bei Beschwerden gegen Beschlüsse i. S. 

d. § 66 Abs. 1 Satz 1 MarkenG ist innerhalb 

der Beschwerdefrist des § 66 Abs. 2 Mar-
kenG auch eine Beschwerdegebühr zu be-

zahlen, §§ 82 Abs. 1 Satz 3 MarkenG i. V. 
m. § 6 Abs. 1 Satz 1 PatKostG. Bei Überwei-

sungen gilt nach § 2 Nr. 2 PatKostZV (Pa-
tentkostenzahlungsverordnung) der Tag 

der Gutschrift auf dem Konto der zuständi-
gen Bundeskasse für das DPMA als Zah-

lungstag. Ist die Zahlung der Beschwerde-

gebühr verspätet gezahlt worden, so gilt die 
Beschwerde gemäß § 82 Abs. 1 Satz 3 Mar-

kenG i. V. m. § 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
PatKostG i. V. m. § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 

PatKostG als nicht eingelegt. Bei unver-
schuldeter Fristversäumung ist nach § 91 

Abs. 1 Satz 1 MarkenG Wiedereinsetzung zu 
gewähren. Bei Überweisungen ist die Bank 

des Zahlungsempfängers verpflichtet, dem 

Empfänger den Zahlungsbetrag unverzüg-
lich verfügbar zu machen (§ 675 t Abs. 1 

Satz 1 BGB), nachdem er dort eingegangen 
ist. In der Regel ist der Geldbetrag dem 

Empfängerkonto spätestens am Folgetag 
des Geldeingangs gutzuschreiben. Von ei-

nem derartigen Ablauf darf auch der Gebüh-
renschuldner ausgehen. Eine spätere Gut-

schrift auf dem Konto des Empfängers liegt 

nicht im Verantwortungsbereich des Gebüh-
renschuldners und ist deshalb als unver-

schuldet anzusehen. 
Für die zu treffende Entscheidung in Bezug 

auf die Frage der Wiedereinsetzung ist ge-
mäß §§ 66 Abs. 1, 67 Abs. 1 i. V. m. § 91 

Abs. 6 MarkenG funktionell der Senat und 

nicht der Rechtspfleger zuständig (vgl. dazu 
im Einzelnen BPatG, BlPMZ 2013, 355).  

2. Gegen die von der Markenstelle des 
DPMA im Erinnerungsverfahren getroffene 

Feststellung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 
2 i. V. m. § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 PatKostG, 

dass die Erinnerung wegen nicht ausrei-
chender Gebührenzahlung als nicht einge-

legt gilt, ist die Beschwerde statthaft, da es 

sich dabei um eine abschließende Regelung 
mit Beschlussqualität i. S. d. § 66 Abs. 1 

Satz 1 MarkenG handelt.  
3. Gemeinschaftliche Inhaber eines gewerb-

lichen Schutzrechts in Bruchteilsgemein-
schaft (hier zwei Inhaber einer mit einem 

Widerspruch angegriffenen Marke) sind als 
Erinnerungsführer im patentamtlichen Ver-

fahren gemäß Absatz 2 der Vorbemerkung 

in Teil A des als Anlage zu § 2 Abs. 1 Pat-
KostG erlassenen Gebührenverzeichnisses 

gebührenrechtlich als ein „Antragsteller“ zu 
behandeln (entsprechendes gilt für deren 

Beschwerde vor dem BPatG). Für diese Auf-
fassung sprechen sowohl die systematisch-

historische Auslegung unter Hinzuziehung 
der Begründung im Gesetzgebungsverfah-

ren zum „Gesetz zur Änderung des patent-

amtlichen Einspruchsverfahrens und des 
Patentkostengesetzes“ vom 21. Juni 2006 

(BlPMZ 2006, 228, 234 re.Sp. Mitte bzw. 
235 li.Sp. Mitte) als auch verfassungsrecht-

liche Gesichtspunkte (a.A. BPatG GRUR-RR 
2014, 227 = Mitt 2014, 169 und BGH GRUR 

2015, 1255 – Mauersteinsatz und auch 
Deichfuß, GRUR 2015, 1170 „Gebühren im 

patentrechtlichen Verfahren bei Beteiligung 

mehrerer Personen“ dort unter III 2. a) 
dd)). 

Fundstelle: GRUR 2017, 1172 

 

Pippi Langstrumpf 

Beschl. v. 21.09.2016 – 29 W (pat) 37/13 
§§ 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2, 50 Abs. 1 und Abs. 

2 S. 1 MarkenG 
 

Zur Schutzfähigkeit des Namens einer be-
kannten fiktiven Figur als Marke. 

Fundstelle: Mitt. 2017, 178 
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2. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 

 

Fahrzeugdatenaufzeichnungsgerät 
Beschl. v. 01.02.2017 – 20 W (pat) 7/16 

§ 39 Abs. 1, § 100 Abs. 2 Nr. 1 PatG 
 

Die Teilungserklärung ist ausschließlich an 

das BPatG zu richten, solange sich die An-
meldung in der Beschwerdeinstanz befin-

det. Dies gilt auch für den Fall, dass die Tei-
lung erst nach Erlass der Beschwerdeent-

scheidung erklärt wird, zu einem Zeitpunkt 
also, in dem das BPatG zwar nicht mehr für 

die sachliche Entscheidung über die Teilan-
meldung zuständig ist (vgl. BPatG, Be-

schluss vom 18.11.2004 – 20 W (pat) 46/04 

– Entwicklungsvorrichtung, BPatGE 48, 271, 
276), nach Auffassung des erkennenden 

Senats aber für die vorausgehende Entge-
gennahme der Teilungserklärung (und da-

mit auch für die Prüfung von deren Wirk-
samkeit). Denn für die Frage des richtigen 

Adressaten ist in erster Linie maßgeblich, 
dass es sich bei der Teilungserklärung um 

eine Verfahrenserklärung handelt, die bei 

Fehlen anderslautender gesetzlicher Rege-
lungen nach allgemeinen verfahrensrechtli-

chen Grundsätzen dort einzureichen ist, wo 
das Verfahren – hier die Stammanmeldung 

– anhängig ist. 

Fundstelle: Mitt. 2017, 422 

 

Rückwirkender Widerruf der Verfah-
renskostenhilfe-Bewilligung 

Beschl. v. 14.02.2017 – 14 W (pat) 26/14 
§ 136 PatG, § 120a ZPO, § 124 (1) Nr. 2 

ZPO 

 
Beruht die Bewilligung von Verfahrenskos-

tenhilfe auf absichtlich falschen Angaben 
des Antragstellers über seine Einkommens- 

und Vermögensverhältnisse, ist die Bewilli-
gungsentscheidung aufzuheben. Da in ei-

nem solchen Fall ein Vertrauensschutz er-
sichtlich ausscheidet, entfaltet die Aufhe-

bung volle Rückwirkung. 

 

 

Zustellungsfiktion 

Beschl. v. 24.02.2017 – 7 W (pat) 22/16 
PatG § 127 Abs. 1 VwZG § 4 Abs. 2 Satz 2 

 
Wird ein Dokument mittels Einschreiben 

durch Übergabe zugestellt, so gilt es gemäß 
§ 127 Abs. 1 PatG i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 2 

VwZG auch dann als am dritten Tag nach 
Aufgabe zur Post zugestellt, wenn es sich 

bei diesem Tag um einen Samstag, Sonntag 
oder Feiertag handelt. 

Fundstelle: Mitt. 2017, 294 

 

Rücknahme der Lizenzbereitschaftser-

klärung II 
Beschl. v. 28.03.2017 – 7 W (pat) 22/15 

PatG § 23 Abs. 7 
 

Nimmt ein Patentinhaber seine im Register 

eingetragene Lizenzbereitschaftserklärung 
nach § 23 Abs. 7 Satz 1 Halbsatz 1 PatG 

gegenüber dem Patentamt zurück, so steht 
eine zuvor bei ihm eingegangene Benut-

zungsanzeige der Löschung dieser Eintra-
gung auch unter Berücksichtigung des § 23 

Abs. 7 Satz 1 Halbsatz 2 PatG nicht entge-
gen, wenn er Tatsachen vorträgt, denen zu-

folge die Unwirksamkeit der Anzeige ernst-

haft in Betracht kommt. 

Fundstellen: GRUR 2017, 1025; Mitt. 2017, 

268 

 
 

II. INSTANZGERICHTE 

Zusammengestellt von Annalena Schäfer, 

Hannah-Maria Günter (HMG), Alexander 
Bleckat (AB) und René Genz (RG). 

 

1. URHEBER- UND DESIGNRECHT 

 

OLG Köln: Namensschutz politischer 
Parteien  

Beschluss vom 17.11.2017 zu der Frage, ob 
BGB § 12, PartG § 4 

 
Eine neugegründete Partei bedarf nach § 12 

BGB und § 4 PartG eines von den Namen 
bereits etablierter Parteien deutlich abwei-

chenden Namens; dasselbe gilt für verwen-

dete Abkürzungen und Domainnamen. 
(Ls. RG) 

 

 

OLG Bremen: Wagenfeldlampen 

Beschluss vom 21.09.2017, 1 Ws 55/17 
GG Art 19 Abs 4, StPO § 171, § 172 Abs 3, 

§ 175, UrhG § 2 Abs 1 Nr 4, § 3 Abs 2, § 
17, § 106 Abs 1, EGRL 29/2001 Art 4 Abs 1 

 
Ohne Einwilligung des Berechtigten ist für 

die Verbreitung eines Werkes im Sinne des 

§ 106 Abs. 1 UrhG erforderlich, dass der 
ausländische Händler im Inland eine Ver-

breitung eines urheberrechtlich geschützten 
Werkes durch öffentlichen Verkauf nach Art. 
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4 Abs.1 der Richtlinie 2001/29 betreibt. 
Herangezogen wird dabei der Verbreitungs-

begriff des § 17 UrhG. Die in Deutschland 
durch eine irische Firma online beworbenen 

und vertriebenen Wagenfeldlampen stellen 
Werke der angewandten Kunst dar und fal-

len daher in den urheberrechtlichen Schutz-

bereich der § 2 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 UrhG. 
Mit Urteil vom 21.06.2012, Az. C-5/11, hat 

der EuGH nach Vorlageverfahren durch den 
BGH bereits entschieden, dass für einen 

Mitgliedstaat öffentlich ausgerichtete Wer-
bemaßnahmen, die Organisation bestimm-

ter Liefersysteme und die Verwendung fest-
gesetzter Zahlungsabläufe durch einen 

Händler dessen Mitglieder zu Bestellung und 

Kauf der urheberrechtlich geschützten 
Werke verleitet werden und damit letztlich 

der Händler für eine öffentliche Verbreitung 
dieser Werke im Sinne der vorbezeichneten 

Richtlinie in dem betroffenen Mitgliedstatt 
sorgt. Liegt damit aufgrund einer Verbrei-

tung im Sinne des § 17 UrhG der Verdacht 
der Begehung einer Straftat gem. § 106 

Abs. 1 UrhG vor, hat die Staatsanwaltschaft 

diesem Anfangsverdacht nachzugehen. 
Bleiben Ermittlungen der Staatsanwalt-

schaft insgesamt aus oder sind diese als un-
zureichend einzuordnen, kann eine gericht-

liche Anordnung in Betracht kommen, mit 
welcher die Staatsanwaltschaft die Durch-

führung von erforderlichen Ermittlungen im 
Sinne der oberlandesgerichtlichen Rechts-

auffassung durchzuführen hat. 

(Ls. HMG) 

 

 

OLG Frankfurt a. M.: E-Mail-Adresse als 
Teil der Angaben zur Anschrift; Be-

handlung von Telefonnummer und IP-
Adresse 

Urteil vom 22.08.2017, 11 U 71/16 
EGRL 48/2004 Art 8, TKG § 3 Nr 2a, § 45, 

§ 47, § 104, § 111, UrhG § 101 Abs 2, § 
101 Abs 3 Nr 1 

 

1. Der Anspruch auf Drittauskunft gem. § 
101 Abs. 3 Nr. 1 UrhG umfasst im Rahmen 

der dort geschuldeten Angaben zur „An-
schrift“ auch die E-Mail-Adresse. „Anschrift“ 

und „Adresse“ sind gleichbedeutend; unter 
Berücksichtigung der geänderten Kommu-

nikationsgewohnheiten umfasst „Adresse“ 
auch die E-Mail-Adresse. 

 

2. Die Herausgabe der Telefonnummer kann 
indes nicht unter Verweis auf die Verpflich-

tung, die Anschrift bekanntzugeben, ver-
langt werden. Anschrift und Telefonnummer 

verkörpern unterschiedliche Kontaktdaten. 
Der Begriff der „Telefonanschrift“ ist auch 

nicht gebräuchlich. 
 

3. Ebenfalls nicht geschuldet ist die Be-

kanntgabe der IP-Adresse, da dieser bereits 
– anders als der Anschrift – keinerlei Kom-

munikationsfunktion zukommt. Sie dient le-
diglich der Identifizierung des Endgerätes. 

(amtl. Leitsatz) 

 

 

OLG Hamburg: Zur urheberrechtlichen 
Schutzfähigkeit von DIN-Normen so-

wie zur Vermutungswirkung eines an-
gebrachten Copyright-Vermerks 

Urteil vom 27.07.2017, 3 U 220/15 K 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 UrhG, § 2 Abs. 1 Nr. 7 UrhG, 
§ 2 Abs. 2 UrhG, § 5 Abs. 1 UrhG, § 5 Abs. 

2 UrhG, § 5 Abs. 3 UrhG, § 10 Abs. 1 UrhG, 
§ 10 Abs. 3 UrhG, § 19a UrhG, § 97 Abs. 1 

UrhG, Art 19 Abs. 1 GG, Art 20 Abs. 3 GG, 
Art 101 Abs. 1 AEUV, Art 102 AEUV, Art 106 

Abs. 1 AEUV, Art 107 Abs. 1 AEUV, Art 108 
Abs. 1 AEUV 

 

1. Ein auf einem Werk angebrachter Copy-
right-Vermerk (©), löst die die Vermu-

tungswirkung nach § 10 Abs. 3 UrhG nur 
aus, wenn zusätzlich gerade auf die Aus-

schließlichkeit der Rechtseinräumung hin-
gewiesen wird. Da ausschließliche urheber-

rechtliche Nutzungsrechte wegen verschie-
dener Nutzungsarten vergeben werden kön-

nen, muss, wenn die Vermutung greifen 

soll, zusätzlich eindeutig angegeben wer-
den, auf welche Nutzungsrechte sich die ex-

klusive Nutzungsrechteinräumung er-
streckt. 

 
2. Weist schon der Nutzungsrechtsvermerk 

nicht hinreichend auf eine exklusive Nut-
zungsrechteinräumung hin, kann der dort 

benannte Nutzungsberechtigte die Wirkung 

des § 10 Abs. 1 UrhG nicht dadurch herbei-
führen, dass er im Prozess die Üblichkeit der 

ausschließlichen Nutzungsrechtsübertra-
gung für das in Rede stehende Werkstück 

darlegt und gegebenenfalls beweist. 
 

3. § 5 Abs. 3 UrhG begründet nicht schon 
per se den Urheberrechtsschutz der dort ge-

nannten privaten Normwerke. § 5 Abs. 3 

UrhG schafft selbst kein Monopol, sondern 
stellt lediglich klar, dass die in § 5 Abs. 1 

und Abs. 2 UrhG geregelte Ausnahme vom 
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Urheberrechtsschutz für zwar möglicher-
weise urheberrechtsschutzfähige, aber aus 

Gründen der Publizität und des Allgemeinin-
teresses vom Urheberrechtsschutz ausge-

nommene öffentlich-rechtliche Normen für 
private Normwerke nicht gilt. 

 

4. DIN-Normen können als private Norm-
werke Urheberrechtsschutz genießen. Sie 

sind aber urheberrechtlich nur geschützt, 
wenn sie den Anforderungen des § 2 Abs. 2 

UrhG genügen. 
 

5. Das Schutzrecht an privaten Normwerken 
ist dem Inhaber des Urheberrechts bzw. der 

daraus fließenden Nutzungsrechte durch § 5 

Abs. 3 UrhG nicht unter Verstoß gegen das 
wettbewerbsrechtliche Vorsorgeprinzip 

(Art. 106 Abs. 1 AEUV i.V.m. Art. 102 AEUV) 
als besonderes oder ausschließliches Recht 

durch die Bundesrepublik Deutschland ge-
währt worden. Die Vorschrift verstößt des-

halb auch nicht gegen das Beihilfeverbot 
nach Art. 107 Abs. 1 AEUV und das beihilfe-

rechtliche Durchführungsverbot des Art. 

108 Abs. 3 Satz 3 AEUV. Sie ist auch kein 
nach Art. 19 Abs. 1 S. 1 GG verfassungs-

widriges Einzelfallgesetz. 
 

6. Das Publizitätsgebot des Art. 20 Abs. 3 
GG erfordert keine unentgeltliche Zurverfü-

gungstellung von DIN-Normen. Und zwar 
auch dann nicht, wenn auf diese in Geset-

zen oder anderen amtlichen Werken verwie-

sen wird (Anschluss: BVerwG, 27.06.2013, 
3 C 21/12, BVerwGE 147, 100, Rn. 22ff.). 

 
7. Bei der Vorgabe der europäischen Nor-

mungsorganisation CEN an ihre nationalen 
Mitglieder im CEN-CENELEC Guide 10, DIN-

Normen nicht entgeltfrei zu vertreiben, han-
delt es sich nicht um eine spürbare Wettbe-

werbsbeschränkung i.S. von Art. 101 Abs. 1 

AEUV.  
(amtl. Ls.) 

 

 

LG München I: Betrugsspezifische Ga-

rantenstellung aus urheberrechtlicher 
Vergütungspflicht  

Beschl. v. 11.4.2017 – 5 KLs 403 Js 
177245/14 

UrhG 54 ff., StGB 13, 263 
 

1. Den Importeur urheberrechtlich vergü-

tungspflichtiger Reprografiegeräte trifft 
keine Aufklärungspflicht aus einer aus der 

Meldepflicht nach § 54e UrhG folgenden be-
trugsspezifischen Garantenstellung. 

 
2. Die Sanktion der doppelten Vergütung 

bei Missachtung der Meldepflicht nach § 54e 
UrhG stellt lediglich eine Verletzung einer zi-

vilrechtlichen Nebenpflicht aus dem aus §§ 

54, 54b UrhG folgenden gesetzlichen 
Schuldverhältnis dar. 

 
3. Werden vergütungspflichtige Reprogra-

fiegeräte wie beabsichtigt re-exportiert, 
entfällt die urheberrechtliche Vergütungs-

pflicht, mithin kommen eine Bereicherungs-
absicht und ein Vermögensschaden iSv. § 

263 StGB nicht in Betracht. 

(Ls. RG) 

 

 

LG Frankfurt a.M.: Zur urheberrechtli-
chen Schutzfähigkeit der Bleistiftnach-

zeichnung eines Kleckerlatzes nach § 2 
UrhG 

Urteil vom 14.09.2017 - Az.: 2-03 O 416/16 
§§ 2 I Nr. 5, 97 I UrhG 

 
1. Wird eine Fotografie (hier: von einem 

Kleckerlatz) lediglich in Form einer Bleistift-

zeichnung abgezeichnet, kann es an einer 
hinreichenden künstlerischen Leistung und 

damit der erforderlichen Schöpfungshöhe 
nach § 2 I Nr. 4 UrhG fehlen. 

2. Bei einer Zeichnung nach einer Fotografie 
handelt es sich weder um ein Lichtbildwerk 

noch um ein Lichtbild. Die Erstellung einer 
solchen Zeichnung ist nicht „fotografieähn-

lich“ im Sinne von § 2 I Nr. 5 UrhG.  

(amtl. Leitsätze) 

 

 

LG Hamburg: Zur Unzumutbarkeit der 
Nachforschungen bezüglich der Kennt-

nis der Rechtswidrigkeit beim Setzen 
eines Hyperlinks im Rahmen der neus-

ten Rechtsprechung des EuGHs. 
Urteil vom 13.06.2017, 310 O 117/17 

§ 15 Abs. 2 UrhG, § 19a UrhG, § 97 Abs. 1 
UrhG, Art 3 Abs. 1 EGRL 29/2001 

 

Wer mit Gewinnerzielungsabsicht eine Ver-
linkung auf anderweitig urheberrechtswidrig 

öffentlich zugänglich gemachte Inhalte 
setzt, nimmt keine öffentliche Wiedergabe i, 

S. von Art. 3 Abs. 1 RL 2001/29/EG vor, 
wenn er von der Rechtswidrigkeit der ver-

linkten anderweitigen Wiedergabe keine 
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Kenntnis hat und ide Linksetzung im Rah-
men eines Solchen Geschäftsmodells er-

folgt, in welchem dem Linksetzenden vorhe-
rige Nachforschungen, die zur Kenntnis der 

Rechtswidrigkeit geführt hätten, nicht zu-
mutbar sind. Eine solche Unzumutbarkeit ist 

vorliegend anhand der Einzelfallumstände 

für automatisierte Framing-Einblendungen 
im Rahmen eines sogenannten Affilate-Pro-

gramms bejaht worden.  
(amtl. Ls.) 

 

 

AG Frankenthal: Kläger muss vortragen 

und beweisen, dass Datenfragmente 
tatsächlich Werkteile enthalten  
Urteil vom 8.11.2017 – 3c C 169/17 

UrhG § 85, § 94 
 

1. Der sich auf urheberrechtliche Verwer-
tungsrechte an einem Computerprogramm 

berufende Anspruchsteller hat in Filesha-

ring-Fällen darzulegen und zu beweisen, 
dass die vom Anspruchsgegner konkret zur 

Verfügung gestellten Dateifragmente tat-
sächlich zumindest auch Werkfragmente 

enthalten, die sich iSd § 11 UrhG nutzen 
lassen. 

 
2. Aus dem erweiterten Schutz für Compu-
terprogramme nach §§ URHG § 69 a ff. 

UrhG folgt insofern nichts anderes, als der 
Anspruchsteller auch hier darzulegen und 

im Bestreitensfall zu beweisen hat, dass 

über den Anschluss des Anspruchsgegners 
zur Verfügung gestellte Dateiteile über-

haupt Datenelemente enthalten, die sich 
dem geschützten Werk zuordnen lassen; 

letzteres ist insbesondere vor dem Hinter-
grund geboten, dass in Filesharingnetzwer-

ken angebotene Dateien schon aus techni-
schen Gründen regelmäßig nicht nur solche 

Daten enthalten, die auch Bestandteil des 

geschützten Werkes sind. 
 

3. In jedem Fall bedarf es entsprechender 
Darlegungen in den Fällen, in denen der An-

spruchsteller einen Schadensersatzan-
spruch auf Grundlage einer Lizenzanalogie 

geltend macht, weil ua Intensität und Um-
fang der behaupteten Verletzungshandlung 

entscheidende Faktoren für die dem 

Tatrichter nach § 287 ZPO obliegende 
Schätzung der Höhe eines solchen An-

spruchs darstellen (vgl. LG Frankenthal, 
22.7.2016 – 6 S 22/15 – „Konferenz der 

Tiere“).  
(amtl. Ls.) 

 

 

LG Köln: Unberechtigte Nutzung von 
professionellen Lichtbildern durch öf-

fentliche Zugänglichmachung  
Urteil vom 24.08.2017 – 14 O 111/16 

UrhG § 97 Abs 2 S 3, § 16, § 19a, § 72 

 
1. Werden urheberrechtlich geschützte 

Lichtbilder unberechtigt genutzt, ohne dass 
der Verwender vorher die behauptetet 

Rechtsposition seines Lizenzgebers geprüft 
und sich ggf. hierüber erkundigt hat, so 

handelt er schuldhaft.  
 

2. Für die Schadensberechnung im Wege 

der Lizenzanalogie können hinsichtlich pro-
fessioneller Lichtbilder die MFM-Empfehlun-

gen herangezogen werden. Dies gilt nicht, 
wenn es sich bei den Lichtbildern erkennbar 

um laienhafte Schnappschüsse handelt. 
(Ls. RG) 

 

 

LG Berlin: Zur Haftung eines TOR-Exit-

Node Betreiber für fremde Urheber-
rechtsverletzungen 

Urteil vom 13.06.2017 – 16 O 270/16 

§§ 19a, 97 Abs. 1 UrhG, § 8 TMG 
 

Der Betreiber eines TOR-Exit-Node haftet 
für fremde Urheberrechtsverletzungen, die 

über sein Netzwerk begangen worden sind, 
wenn konkrete Anhaltspunkte für einen 

Missbrauch bestehen und der Betreib trotz 
alledem keine geeigneten Sicherheitsmaß-

nahmen unternimmt, um weitere Rechts-

verletzungen zu verhindern. (Ls. AB) 

 

 

Verwaltungsgerichtshof Bad.-Württ.: 
Entlassung eines Beamten wegen feh-

lender charakterlicher Eignung 
Urteil vom 11.12.2017, 4 S 2315/17 

UrhG § 106, BeamtStG § 23 Abs. 3 S. 1 Nr. 
2  

 
Nutzungen von im Internet frei verfügba-

ren, aber urheberrechtlich geschützten 

Skripten und Folien durch Präsentation in 
der Vorlesung und Herausgabe an Studie-

rende unter Löschung der Hinweise auf den 
Urheber und Ersetzen des eigenen Namens 

und Lehrgebietes stellen eine Urheber-
rechtsverletzung dar, die im Kernbereich 

der Tätigkeit eines Hochschulprofessors be-
gangen wird und somit für sich genommen 
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ausreichend für dessen Entlassung ist. Das 
Verhalten verletzt unter Missachtung von 

deren Inhalt, zu dem unter anderem die In-
tegrität und wissenschaftliche Redlichkeit 

zählen, die Kernpflichten eines Professors 
über einen längeren Zeitraum hinweg. Ne-

ben der Einordnung als mittelschweres 

Dienstvergehen, das für einen Beamten auf 
Lebenszeit zumindest eine Kürzung der 

Dienstbezüge nach sich ziehen würde, han-
delt es sich bei der Nutzung auch um eine 

strafbewehrte Urheberrechtsverletzung im 
Sinne des § 106 Abs. 1 UrhG.  

(Ls. HMG) 
 

OVG NRW: Urheberrechtliche Veröf-

fentlichung durch Antragseinreichung 
oder Akteneinsicht 

Urteil vom 24.11.2017 - 15 A 690/16 
UrhG § 12 Abs. 1, UIG § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 

2, BImSchG § 19 
 

1. Werden im Rahmen von BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren Gutachten einge-

reicht, so handelt es sich nicht um 

(Erst)Veröffentlichungen im Sinne von § 9 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UIG, § 12 Abs. 1 UrhG. 

 
2. Wird Akteneinsicht in urheberrechtlich 

geschützte Gutachten gewährt, so kann es 
sich um einen Eingriff in die Rechte nach 3 

12 I UrhG handeln.  
(Ls. RG) 

 

 

2. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 

 

OLG Frankfurt a. M.: Verwechslungsge-
fahr zwischen „notebooksbilliger.de“ 

und „software-billiger.de“ 
Urteil vom 26.10.2017 - 6 U 154/16 

UWG §§ 3, 5 II, 8 I  

 
1. Zwischen einer Wort-/Bildmarke mit dem 

Wortbestandteil "notebooksbilliger.de" und 
dem Domainnamen "software-billiger.de" 

besteht auch bei Warenidentität und einer 
erhöhten Bekanntheit der Marke keine Ver-

wechslungsgefahr im markenrechtlichen 
Sinn.  

 

2. In dem unter Ziffer 1. genannten Fall 
kommt eine Irreführung unter dem Ge-

sichtspunkt der lauterkeitsrechtlichen Ver-
wechslungsgefahr (§ 5 II UWG) nur in Be-

tracht, wenn über die – markenrechtlich 
nicht zu beanstandende – Annäherung an 

die fremde Marke hinaus weitere Umstände 
wie etwa die Übernahme von Gestaltungs-

elementen aus dem Präsentationsumfeld 
hinzutreten, die bei der markenrechtlichen 

Beurteilung keine Rolle gespielt haben und 
geeignet sind, eine konkrete Verwechs-

lungsgefahr hervorzurufen (im Streitfall 

verneint).  
(amtl. Ls.) 

 

 

3. PATENT- UND SORTENSCHUTZRECHT 

 

LG Braunschweig Nassrasierer mit aus-

tauschbaren Klingeneinheiten 
Urteil vom 29.09.2017 - 9 O 1362/17 

EuPatÜbk Art 64, PatG § 139 Abs 1 
 

1. Grundsätzlich hat ein Gericht ein Patent, 

da es sich um ein behördlich geprüftes und 
erteiltes Schutzrecht handelt, zu respektie-

ren. 
 

2. Im einstweiligen Verfügungsverfahren ist 
eine Aussetzung zur behördlichen Klärung 

des Rechtsbestandes eines Patentes auf-
grund des Eilcharakters nicht möglich. Das 

angerufene Gericht muss daher soweit der 

Rechtsbestand des Patents in Frage gestellt 
wird, eine eigene Entscheidung darüber 

treffen, ob der Rechtsbestand des Patents 
ausreichend gesichert ist. 

(LS. RG) 

 

 

4. LAUTERKEITSRECHT 

 

LG Hamburg: Rezepturarzneimittel 
Urteil vom 10.08.2017 - 327 O 389/16 

EGV 141/2000, PatG § 11 Nr 3, UWG § 8 

Abs 1, § 9 S 1, AMG § 4 Abs 1, § 21 Abs 1 
S 1, HeilMWerbG § 3 Nr. 3 Buchst a, § 6 Nr 

2, BGB § 242, GKG § 43 
 

1. Kann ein wirkstoffgleiches Arzneimittel 
außerhalb der zugelassenen Indikation aber 

aufgrund der ärztlichen Therapiefreiheit für 
die gleiche Indikation eingesetzt werden 

(„Off-label-use“), besteht zwischen den je-

weiligen Herstellern ein konkretes Wettbe-
werbsverhältnis.  

 
2. Das Rezeptur- oder Defekturprivileg für 

die Herstellung von Arzneimitteln kann für 
die Herstellung durch Apotheker auch an-

wendbar sein, wenn ein wirkstoffgleiches 
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Arzneimittel als Arzneimittel für seltene Lei-
den gemäß der Verordnung (EG) Nr. 

141/2000 ausgewiesen ist ("Orphan-Drug-
Status"). 

 
3. Einzeln in Apotheken zubereitete Arznei-

mittel unterfallen § 11 Nr. 3 PatG, wenn es 

sich um Rezepturarzneimittel handelt. Hier-
bei sind die Maßstäbe der Abgrenzung eines 

Rezepturarzneimittels von einem Fertigarz-
neimittel gemäß § 4 Abs. 1 AMG anzuwen-

den.  
(Ls. RG) 

 

 

KG: Datenschutzrecht enthält Markt-

verhaltensregeln 
Urteil vom 22.9.2017 – 5 U 155/14 

UKIaG § 1, § 4a, UWG § 4 Nr. 11, § 7, BDSG 

§ 3 Abs. 4 S. 2 Nr. 7, § 4a Abs. 1 S. 1 u 2, 
TMG § 12 Abs. 2, § 13 Abs. 2 

 
1. Nach den auch auf innereuropäische 

Sachverhalte anwendbaren Grundsätzen 
der EuGH-Entscheidung „Google Spain“ ist 

das datenschutzrechtliche Kollisionsrecht 
auch bei Sachverhalten innerhalb der EU 

anwendbar. 

 
2. Datenschutznormen sind Marktverhal-
tensregeln iSv. § 4 Nr. 11 UWG aF/§ 3 a 

UWG nF.  
 

3. Die von Facebook im Rahmen des Face-
book-App-Zentrums eingeholten daten-

schutzrechtlichen Einwilligungen sind auf-
grund der Intransparenz unwirksam.  

(Ls. RG) 

 

 

                                          
1 Die britische Gesellschaft Schweppes Internati-

onal und die spanische Gesellschaft Schweppes 
sind Tochtergesellschaften der Orangina 
Schweppes Holding, die an der Spitze des Oran-
gina-Schweppes-Konzerns steht. 

2 In Europa war Cadbury Schweppes lange Zeit 
alleinige Inhaberin der verschiedenen nationalen 
„Schweppes“-Marken („Parallelmarken“). Im 

 

C. PRESSEMITTEILUNGEN 
 
 

I. EUGH 

 

Die spanische Gesellschaft Schweppes 
kann sich der Einfuhr von Tonic-Water-

Flaschen, die mit der Marke „Schwep-

pes“ versehen sind, aus dem Vereinig-
ten Königreich nicht widersetzen, 

wenn sie selbst den Eindruck hervorge-
rufen hat, dass es sich um eine einheit-

liche Gesamtmarke handelt 
EuGH, 20.12.2017 – C-291/16 – Schwep-

pes/Red Paralela SL und Red Paralela BCN 
SL 

 

Gleiches gilt, wenn zwischen ihr und dem 
Dritten, der nunmehr im Vereinigten König-

reich die Rechte an dieser Marke innehat, 
wirtschaftliche Beziehungen bestehen 

 
Die Gesellschaft Schweppes International 

ist Inhaberin der Marke „Schweppes“ in 
Spanien, wo die spanische Gesellschaft 

Schweppes das ausschließliche Nutzungs-

recht an dieser Marke hat1. Im Jahr 2014 
erhob diese Gesellschaft Klage gegen Red 

Paralela wegen Verletzung des Marken-
rechts, weil Red Paralela mit der Marke 

„Schweppes“ versehene Tonic-Water-Fla-
schen aus dem Vereinigten Königreich nach 

Spanien eingeführt und dort vermarktet ha-
ben soll. Im Vereinigten Königreich ist Coca-

Cola Inhaberin der Marke „Schweppes“, de-

ren Rechte sie durch Übertragung erworben 
hat2. 

Schweppes hält dieses Vorgehen für rechts-
widrig, da die Tonic-Water-Flaschen nicht 

von ihr selbst oder mit ihrer Zustimmung 
hergestellt und vermarktet worden seien, 

sondern von Coca-Cola, die keinerlei Bezie-
hungen zum Orangina-Schweppes-Konzern 

habe. Da die fraglichen Zeichen und Waren 

identisch seien, sei der Verbraucher nicht in 
der Lage, die betriebliche Herkunft der Fla-

schen zu erkennen. Red Paralela beruft sich 
zu ihrer Verteidigung gegen die Markenver-

Jahr 1999 übertrug sie die Rechte an einem Teil 

dieser Parallelmarken, darunter die im Vereinig-
ten Königreich eingetragenen, an Coca-Cola. Sie 
behielt die übrigen Marken, darunter die in Spa-
nien eingetragenen. Die Parallelmarken, die 

Cadbury Schweppes behielt, gehören heute 
Schweppes International. 
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letzungsklage auf die Erschöpfung des Mar-
kenrechts, die sich in Bezug auf Schweppes-

Waren aus den Mitgliedstaaten der Union, in 
denen Coca-Cola die Markeninhaberin sei, 

aus einer stillschweigenden Zustimmung er-
gebe. Außerdem gebe es unbestreitbar 

rechtliche und wirtschaftliche Beziehungen 

zwischen Coca-Cola und Schweppes Inter-
national bei der gemeinsamen Nutzung des 

Zeichens „Schweppes“ als universelle 
Marke. 

In diesem Kontext möchte der Juzgado de 
lo Mercantil n° 8 de Barcelona (Handelsge-

richt Nr. 8 von Barcelona, Spanien) vom Ge-
richtshof wissen, ob angesichts des Verhal-

tens der Gesellschaften Schweppes und 

Coca-Cola nach der räumlich begrenzten 
Übertragung der Marke „Schweppes“ das 

Unionsrecht3 Schweppes daran hindert, sich 
auf das ihr nach spanischem Recht zu-

stehende ausschließliche Recht zu berufen, 
um sich der Einfuhr und/oder dem Vertrieb 

der aus dem Vereinigten Königreich, wo 
Coca-Cola Markeninhaberin ist, stammen-

den „Schweppes“-Waren in Spanien zu wi-

dersetzen. Schweppes International habe 
nämlich, obwohl sie nur in einem Teil der 

Mitgliedstaaten Inhaberin der Parallelmar-
ken sei, ein Gesamterscheinungsbild der 

Marke „Schweppes“ gefördert. 
In seinem heutigen Urteil entscheidet der 

Gerichtshof, dass das Unionsrecht den In-
haber einer nationalen Marke daran hindert, 

sich der Einfuhr identischer, mit der glei-

chen Marke versehener Waren aus einem 
anderen Mitgliedstaat zu widersetzen, in 

dem diese Marke, die ursprünglich demsel-
ben Inhaber gehörte, nunmehr einem Drit-

ten gehört, der sie durch Übertragung er-
worben hat, sofern der Inhaber nach dieser 

Übertragung, allein oder durch Koordinie-
rung seiner Markenstrategie mit dem Drit-

ten, weiterhin aktiv und bewusst einen ein-

heitlichen Gesamtauftritt oder ein einheitli-
ches Gesamterscheinungsbild der Marke 

gefördert und damit bei den maßgeblichen 
Verkehrskreisen Verwirrung über die be-

triebliche Herkunft der mit ihr versehenen 
Waren geschaffen oder sie verstärkt hat. 

Der Gerichtshof weist insoweit darauf hin, 
dass die Hauptfunktion der Marke darin be-

steht, dem Verbraucher oder Endabnehmer 

die Ursprungsidentität der gekennzeichne-
ten Ware zu garantieren, indem sie es ihm 

                                          
3 Art. 36 AEUV und Richtlinie 2008/95/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 

ermöglicht, diese Ware ohne Verwechs-
lungsgefahr von denen anderer Herkunft zu 

unterscheiden. Mit seinem Verhalten, das 
dazu führt, dass die Marke in ihrem jeweili-

gen räumlichen Rahmen ihre Hauptfunktion 
nicht mehr unabhängig erfüllt, hat der In-

haber selbst diese Funktion beeinträchtigt 

oder sogar verfälscht. Deshalb kann er sich 
nicht unter Berufung auf das Erfordernis, 

diese Funktion aufrechtzuerhalten, der Ein-
fuhr identischer, mit derselben Marke ver-

sehener Waren widersetzen, die aus einem 
anderen Mitgliedstaat stammen, in dem die 

Marke nunmehr dem Dritten gehört. 
Außerdem entscheidet der Gerichtshof, 

dass sich der Inhaber auch dann, wenn er 

kein einheitliches Gesamterscheinungsbild 
der Marke gefördert hat, der Einfuhr der 

fraglichen Waren nicht widersetzen darf, 
wenn zwischen ihm und dem Dritten in dem 

Sinne wirtschaftliche Beziehungen beste-
hen, dass sie ihre Geschäftspolitiken koor-

dinieren oder sich absprechen, um die Nut-
zung der Marke gemeinsam zu kontrollie-

ren, so dass sie unmittelbar oder mittelbar 

bestimmen können, auf welchen Waren die 
Marke angebracht wird, und ihre Qualität 

kontrollieren können. 
Die Hauptfunktion der Marke wird durch die 

Freiheit der Einfuhren nämlich nicht beein-
trächtigt, wenn der Markeninhaber im Ein-

fuhrstaat und der Markeninhaber im Aus-
fuhrstaat zwar verschiedene, aber wirt-

schaftlich miteinander verbundene Perso-

nen sind. Eine solche wirtschaftliche Bezie-
hung liegt u. a. dann vor, wenn die betref-

fenden Waren von einem Lizenznehmer, ei-
ner Mutter- oder Tochtergesellschaft des-

selben Konzerns oder einem Alleinvertriebs-
händler in den Verkehr gebracht wurden. 

Diesen Sachverhalten ist nämlich gemein-
sam, dass der Inhaber oder die Einrichtung, 

zu der er gehört, die Qualität der mit der 

Marke versehenen Waren kontrollieren 
kann. Das Kriterium der wirtschaftlichen 

Beziehung ist auch dann erfüllt, wenn nach 
der Aufspaltung der nationalen Parallelmar-

ken durch eine räumlich begrenzte Übertra-
gung die Inhaber dieser Marken ihre Ge-

schäftspolitik koordinieren oder sich ab-
sprechen, um die gemeinsame Nutzung der 

Marken zu kontrollieren, so dass sie unmit-

telbar oder mittelbar bestimmen können, 
auf welchen Waren die Marke angebracht 

Oktober 2008 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Marken 
(ABl. 2008, L 299, S. 25). 
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wird, und ihre Qualität kontrollieren kön-
nen. Würde man solchen Markeninhabern 

gestatten, ihre jeweiligen Gebiete vor der 
Paralleleinfuhr dieser Waren zu schützen, 

würde dies zu einer vom Gegenstand des 
Markenrechts nicht gedeckten und insbe-

sondere für die Wahrung der Hauptfunktion 

der betroffenen Marken nicht erforderlichen 
Abschottung der nationalen Märkte führen. 

Pressemitteilung Nr. 138/2017 [Link] 

 

Coca-Cola kann der Eintragung des Zei-

chens „Master“ widersprechen, das für 
die Vermarktung von Getränken und 

Nahrungsmitteln die gleiche Schrift be-
nutzt  

wie Coca-Cola 
EuG, 07.12.2017 – T-61/16 – The Coca-

Cola Company/EUIPO 

 
Zwar wird das Zeichen „Master“ nur in Sy-

rien und im Mittleren Osten in ähnlicher 
Form wie das von Coca-Cola benutzt. Coca-

Cola kann aber durch logische Schlussfolge-
rung die Gefahr wirtschaftlichen Trittbrett-

fahrens dahin gehend belegen, dass es 
wahrscheinlich ist, dass „Master“ künftig in 

gleicher Weise in der Europäischen Union 

benutzt werden wird 
 

Die syrische Gesellschaft Modern Industrial 
& Trading Investment (Mitico) beantragte 

2010 beim Amt der Europäischen Union für 
geistiges Eigentum (EUIPO) die Eintragung 

folgender Unionsmarke für Getränke und 
Nahrungsmittel: 

 

 
 
Die Gesellschaft Coca-Cola erhob daraufhin 

Widerspruch und berief sich u. a. auf vier 
Unionsmarken, die sie zuvor für Getränke 

hatte eintragen lassen: 

                                          
1 Urteil des Gerichts vom 11. Dezember 2014, 
Coca-Cola/HABM – Mitico (Master) (T-480/12). 

 

 
 

Coca-Cola wirft Mitico insbesondere vor, im 
Handel und auf der Unternehmenswebsite 

www.mastercola.com die Marke MASTER in 
einer Form zu benutzen, die an die von 

Coca-Cola erinnert: 

 

 
 

Das EUIPO wies den Widerspruch von Coca-
Cola mit der Begründung zurück, dass die 

einander gegenüberstehenden Zeichen 
nicht ähnlich seien, und dass daher trotz der 

Identität der betreffenden Waren keine Ver-
wechslungsgefahr bestehe. Das EUIPO wies 

ferner die von Coca- Cola beigebrachten Be-

weise zurück, die belegen sollten, dass Mit-
ico die Absicht hatte, die Wertschätzung von 

Coca-Colas älteren Marken in unlauterer 
Weise auszunutzen.  

Coca-Cola focht die Entscheidung des 
EUIPO vor dem Gericht der Europäischen 

Union an. Das Gericht hob diese mit Urteil 
vom 11. Dezember 20141 auf. Dem Gericht 

zufolge wiesen die einander gegenüberste-

henden Zeichen bildliche Gemeinsamkeiten 
auf. Diese beträfen nicht nur die 

„Schlange“, mit der ihre Anfangsbuchstaben 
„c“ bzw. „m“ in einem Bogen in Signatur-

form verlängert würden, sondern auch die 
Tatsache, dass bei beiden eine in der heuti-

gen Geschäftswelt wenig geläufige Schrift-
art, die Spencer-Schrift, verwendet werde. 

Die einander gegenüberstehenden Zeichen 

wiesen einen Ähnlichkeitsgrad auf, der zwar 
gering sei, aber dennoch ausreiche, damit 

die maßgebenden Verkehrskreise einen Zu-
sammenhang zwischen dem Zeichen „Mas-

ter“ und den vier älteren Marken von Coca-
Cola herstellten. Daher hätte das EUIPO 

nach Ansicht des Gerichts prüfen müssen, 
ob die Benutzung des Zeichens „Master“ die 

Wertschätzung der älteren Marken von 

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_653366/de/
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Coca-Cola ohne rechtfertigenden Grund in 
unlauterer Weise ausnutzen oder beein-

trächtigen würde. Schließlich stellte das Ge-
richt fest, dass das EUIPO einen Fehler be-

gangen habe, als es die von Coca-Cola bei-
gebrachten Beweise außer Acht gelassen 

habe.  

Das EUIPO erließ 2015 auf der Grundlage 
des Urteils des Gerichts aus dem Jahr 2014 

eine neue Entscheidung. Der Widerspruch 
von Coca-Cola wurde erneut zurückgewie-

sen, da nunmehr die von Coca-Cola beige-
brachten Beweise nach Ansicht des EUIPO 

die Gefahr wirtschaftlichen Trittbrettfahrens 
nicht belegt hätten.  

Da Coca-Cola mit dieser neuen Entschei-

dung des EUIPO nicht zufrieden war, hat 
das Unternehmen erneut Klage auf Aufhe-

bung beim Gericht erhoben.  
Mit Urteil vom heutigen Tag gibt das Ge-

richt der Klage von Coca-Cola statt und 
hebt die Entscheidung des EUIPO von 

2015 auf.  
Angesichts der Tatsache, dass das Zeichen 

„Master“ gegenwärtig nicht im Gebiet der 

Europäischen Union genutzt wird (da die 
„Master-Waren“ in Syrien und im Mittleren 

Osten vermarktet werden), kommt das Ge-
richt zu dem Ergebnis, dass das EUIPO die 

Nachweise für die kommerzielle Nutzung 
des Zeichens „Master“ außerhalb der Union 

zu berücksichtigen hatte, um zu bestim-
men, ob die Gefahr besteht, dass die künf-

tige Benutzung des Zeichens in der Union 

die Wertschätzung der vier älteren Marken 
von Coca-Cola in unlauterer Weise ausnut-

zen würde. Zur Bestimmung, ob eine solche 
Gefahr besteht, muss ein Unternehmen wie 

Coca-Cola nämlich die Benutzung eines Zei-
chens außerhalb der Europäischen Union 

geltend machen dürfen, um eine logische 
Schlussfolgerung auf die wahrscheinliche 

kommerzielle Nutzung dieses Zeichens im 

Fall der Eintragung im Gebiet der Union zu 
begründen. Das Gericht stellt in dieser Hin-

sicht fest, dass aus der Anmeldung einer 
Unionsmarke an sich logisch geschlussfol-

gert werden kann, dass ihr Inhaber beab-
sichtigt, seine Waren oder Dienstleistungen 

in der Union zu vermarkten. Hier ist es da-
her logisch vorhersehbar, das Mitico im Fall 

der Eintragung der angemeldeten Marke be-

absichtigt, die Waren des Unternehmens 
unter der Marke MASTER in der Union zu 

vermarkten.  
Das Gericht stellt ferner fest, dass die Art 

und Weise, in der das Zeichen „Master“ ge-
genwärtig außerhalb der Europäischen 

Union von Mitico benutzt wird, von vornhe-
rein den Schluss zulassen kann, dass die 

nicht nur hypothetische Gefahr einer künfti-
gen unlauteren Ausnutzung in der Union be-

steht, da Mitico keine konkreten Angaben zu 
möglichen kommerziellen Absichten in der 

Union gemacht hat, die von denen in Syrien 

und im Mittleren Osten abweichen.  
Das Gericht kommt zu dem Ergebnis, dass 

das EUIPO bei der Würdigung der Nach-
weise für die kommerzielle Nutzung des Zei-

chens „Master“ außerhalb der Union einen 
Fehler begangen hat, indem es die logi-

schen Schlussfolgerungen und die Wahr-
scheinlichkeitsanalysen, die sich daraus 

hinsichtlich der Gefahr des Trittbrettfahrens 

in der Union für Coca-Cola ergeben können, 
nicht berücksichtigt hat. 

 

Pressemitteilung Nr. 133/2017 [Link] 

 

Apple wehrt sich mit Erfolg gegen die 
Eintragung von „MI PAD“ als Unions-

marke für elektronische Geräte und 
Dienstleistungen in der (Tele-)Kommu-

nikation 
EuG, 05.12.2017 – T-893/16 – 

Xiaomi/EUIPO 

 
Xiaomi, ein auf Elektronik und Mobilfunkge-

räte spezialisiertes chinesisches Unterneh-
men, meldete 2014 beim Amt der Europäi-

schen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) 
das Wortzeichen MI PAD als Unionsmarke 

für elektronische Geräte und Dienstleistun-
gen in der (Tele-)Kommunikation an. Als In-

haber der älteren Marke IPAD, die für iden-

tische oder ähnliche Waren und Dienstleis-
tungen eingetragen ist, legte Apple Wider-

spruch gegen die Eintragung des Zeichens 
ein.  

2016 gab das EUIPO dem Widerspruch von 
Apple mit der Begründung statt, dass die 

Zeichen einen erheblichen Grad an Ähnlich-
keit aufwiesen. Die Unterschiede, die zwi-

schen ihnen bestünden, reichten nicht aus, 

um eine Verwechslungsgefahr auszuschlie-
ßen. Die maßgeblichen Verkehrskreise wür-

den die Marke MI PAD für eine Abwandlung 
der Marke IPAD halten.  

Xiaomi erhob daraufhin beim Gericht der 
Europäischen Union Klage auf Aufhebung 

der Entscheidung des EUIPO.  
Mit dem heutigen Urteil weist das Gericht 

diese Klage ab. Es bestätigt, dass das Zei-

chen MI PAD nicht als Unionsmarke einge-
tragen werden kann.  

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_622787/de/
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Das Gericht bestätigt die Feststellungen des 
EUIPO zum Vergleich der Zeichen. Diese 

weisen hinsichtlich des Schriftbilds einen 
hohen Grad an Ähnlichkeit auf. IPAD ist 

nämlich vollständig in MI PAD enthalten, die 
Zeichen haben die Buchstabenfolge „ipad“ 

gemein und sie unterscheiden sich lediglich 

durch den zusätzlichen Buchstaben „m“ am 
Anfang von MI PAD. In klanglicher Hinsicht 

weisen die Zeichen für das englischspra-
chige Publikum einen mittleren und für das 

nicht englischsprachige Publikum einen ho-
hen Grad an Ähnlichkeit auf. Denn das eng-

lischsprachige Publikum würde das Präfix 
„mi“ wahrscheinlich als das englische Pos-

sessivpronomen „my“ auffassen und das „i“ 

in MI PAD deshalb genauso aussprechen wie 
das in IPAD. Das nicht englischsprachige 

Publikum würde das „i“ in MI PAD und IPAD 
wohl gleich aussprechen. In begrifflicher 

Hinsicht weisen die beiden Zeichen für das 
englischsprachige Publikum einen mittleren 

und für das nicht englischsprachige Publi-
kum einen neutralen Grad an Ähnlichkeit 

auf. Den gemeinsamen Bestandteil „pad“ 

würde das englischsprachige Publikum 
nämlich als Tablet-PC verstehen, die Be-

standteile „mi“ und „i“ hingegen als Präfixe, 
die den gemeinsamen Bestandteil „pad“ 

kennzeichnen, ohne dessen semantische 
Bedeutung wesentlich zu verändern. Für 

das nicht englischsprachige Publikum hin-
gegen hätte der gemeinsame Bestandteil 

„pad“ überhaupt keine Bedeutung, so dass 

die beiden Zeichen in ihrer Gesamtheit für 
diesen Teil des Publikums keine bestimmte 

semantische Bedeutung haben.  
Ferner bestätigt das Gericht, dass das 

EUIPO anhand dieses Vergleichs der beiden 
Zeichen und wegen der Identität oder Ähn-

lichkeit der durch sie erfassten Waren oder 
Dienstleistungen zu Recht festgestellt hat, 

dass für das Publikum die Gefahr von Ver-

wechslungen besteht. Wie das EUIPO ist das 
Gericht der Auffassung, dass der Unter-

schied, der zwischen den Zeichen wegen 

                                          
1 BitTorrent ist ein Protokoll, mit dem Nutzer Da-
teien teilen können. Die zu teilenden Dateien 

werden in kleine Einzelteile fragmentiert, was die 

Last der einzelnen Server beim Tauschvorgang 
reduziert. Um Dateien teilen zu können, müssen 

die Nutzer zunächst eine spezielle Software her-
unterladen, mit der Torrent-Dateien erstellt wer-
den können. Die Torrent-Dateien verweisen auf 
einen zentralen Server, der die Nutzer identifi-

ziert, die dafür zur Verfügung stehen, eine be-
stimmte Torrent-Datei sowie die dahinterste-
hende Mediendatei zu tauschen. Diese Torrent-

des zusätzlichen Buchstabens am Anfang 
von MI PAD besteht, nicht ausreicht, um 

den hohen Grad an schriftbildlicher und 
klanglicher Ähnlichkeit auszugleichen. Das 

Publikum würde annehmen, dass die Waren 
und Dienstleistungen von demselben Unter-

nehmen (bzw. von wirtschaftlich verbunde-

nen Unternehmen) stammen, und die ange-
meldete Marke MI PAD für eine Abwandlung 

der älteren Marke IPAD halten.  
Das Gericht hat die Entscheidung des EUIPO 

daher bestätigt. 

Pressemitteilung Nr. 129/2017 [Link] 

 

Die Bereitstellung und das Betreiben 
einer Plattform für das Online-Filesha-

ring geschützter Werke wie „The Pirate 
Bay“ kann eine Urheberrechtsverlet-

zung darstellen 

EuGH, 14.06.2016 – C-610/15 – Stichting 
Brein/Ziggo BV/XS4ALL Internet BV 

 
Ziggo und XS4ALL sind Internetzugangsan-

bieter. Ein bedeutender Teil ihrer Abonnen-
ten nutzt die Online-Filesharing-Plattform 

„The Pirate Bay“. Mithilfe dieser Plattform 
können Nutzer Werke, die sich auf ihren ei-

genen Rechnern befinden, in Fragmente 

(„torrents“) gestückelt teilen und herunter-
laden1. Die fraglichen Dateien sind zum 

größten Teil urheberrechtlich geschützte 
Werke, ohne dass die Rechtsinhaber den 

Betreibern und den Nutzern dieser Plattform 
erlaubt haben, diese zu teilen.  

Stichting Brein, eine niederländische Stif-
tung, die die Interessen der Inhaber von Ur-

heberrechten wahrnimmt, klagte bei den 

niederländischen Gerichten und beantragte, 
Ziggo und XS4ALL aufzugeben, die Domain-

namen und die IP-Adressen von „The Pirate 
Bay“ zu sperren.  

Der mit dem Rechtsstreit befasste Hoge 
Raad der Nederlanden (Oberster Gerichts-

hof der Niederlande) hat beschlossen, den 
Gerichtshof zur Auslegung der Urheber-

rechtsrichtlinie der Union2 zu befragen. Der 

Dateien werden auf die Online-Filesharing-Platt-
form hochgeladen („upload“), die sie dann indi-

ziert, damit sie von den Nutzern gefunden wer-

den können und damit die Werke, auf die diese 
Torrent-Dateien verweisen, auf die Computer 

der Nutzer heruntergeladen werden können 
(„download“). 
2 Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. 

Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter As-
pekte des Urheberrechts und der verwandten 

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_618747/de/
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Hoge Raad möchte im Wesentlichen wissen, 
ob eine Filesharing-Plattform wie „The Pi-

rate Bay“ eine „öffentliche Wiedergabe“ im 
Sinne der Richtlinie vornimmt und daher ge-

gen das Urheberrecht verstoßen kann.  
In seinem heutigen Urteil entscheidet der 

Gerichtshof, dass die Bereitstellung und 

das Betreiben einer Online-Filesharing-
Plattform tatsächlich als eine Handlung 

der Wiedergabe im Sinne der Richtlinie 
anzusehen ist.  

Er weist zunächst auf seine frühere Recht-
sprechung in diesem Bereich hin, aus der 

hervorgeht, dass grundsätzlich jede Hand-
lung, mit der ein Nutzer in voller Kenntnis 

der Sachlage seinen Kunden Zugang zu ge-

schützten Werken gewährt, eine „Handlung 
der Wiedergabe“ im Sinne der Richtlinie 

darstellen kann.  
Im vorliegenden Fall steht fest, dass urhe-

berrechtlich geschützte Werke über „The Pi-
rate Bay“ Nutzern dieser Plattform derart 

zur Verfügung gestellt werden, dass diese 
an Orten und zu Zeiten ihrer Wahl dazu Zu-

gang haben können. Der Gerichtshof räumt 

zwar ein, dass die geschützten Werke durch 
die Nutzer online gestellt wurden. Gleich-

wohl spielen die Betreiber der Plattform 
beim Zurverfügungstellen dieser Werke 

eine zentrale Rolle. In diesem Zusammen-
hang ist zu erwähnen, dass die Torrent-Da-

teien durch die Betreiber der Plattform in-
dexiert werden, damit die Werke, auf die 

diese Torrent-Dateien verweisen, von den 

Nutzern leicht aufgefunden und herunterge-
laden werden können. Zusätzlich zu einer 

Suchmaschine schlägt „The Pirate Bay“ fer-
ner auf der Art der Werke, ihrem Genre oder 

ihrer Popularität basierende Kategorien vor. 
Außerdem löschen die Betreiber veraltete o-

der fehlerhafte Torrent-Dateien und filtern 
aktiv bestimmte Inhalte.  

Der Gerichtshof hebt auch hervor, dass die 

fraglichen geschützten Werke tatsächlich 
öffentlich wiedergegeben werden.  

Ein bedeutender Teil der Abonnenten von 
Ziggo und XS4ALL hat nämlich Medienda-

teien über „The Pirate Bay“ heruntergela-
den. Aus den beim Gerichtshof eingereich-

ten Erklärungen geht ebenfalls hervor, dass 
diese Plattform von einer beträchtlichen 

Zahl von Personen genutzt wird (auf der 

Online-Plattform werden mehrere zehn Mil-
lionen Nutzer angegeben).  

                                          
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft 
(ABl. 2001, L 167, S. 10). 

Die Betreiber von „The Pirate Bay“ wurden 
zudem darüber informiert, dass ihre Platt-

form Zugang zu Werken gewährt, die ohne 
Zustimmung der Rechtsinhaber veröffent-

licht wurden. Ferner tun die Betreiber in den 
auf dieser Plattform verfügbaren Blogs und 

Foren ausdrücklich ihr Ziel kund, den Nut-

zern geschützte Werke zur Verfügung zu 
stellen, und animieren diese dazu, Kopien 

dieser Werke zu erstellen. Jedenfalls geht 
aus der Entscheidung des Hoge Raad her-

vor, dass die Betreiber von „The Pirate Bay“ 
nicht verkennen können, dass die Plattform 

Zugang zu Werken gewährt, die ohne Zu-
stimmung der Rechtsinhaber veröffentlicht 

wurden.  

Schließlich wird eine Plattform wie „The Pi-
rate Bay“ mit dem Ziel bereitgestellt und 

betrieben, daraus einen Gewinn zu erzielen, 
da diese Plattform, wie aus den beim Ge-

richtshof eingereichten Erklärungen hervor-
geht, beträchtliche Werbeeinnahmen gene-

riert. 

Pressemitteilung Nr. 64/2017 [Link] 

 

Der Verkauf eines multimedialen Medi-
enabspielers, mit dem kostenlos und 

einfach auf einem Fernsehbildschirm 

Filme angesehen werden können, die 
rechtswidrig im Internet zugänglich 

sind, kann eine Urheberrechtsverlet-
zung darstellen 

EuGH, 26.04.2017 – C-527/15 – Stichting 
Brein/Jack Frederik Wullems [Filmspeler] 

 
Die vorübergehende Vervielfältigung eines 

urheberrechtlich geschützten Werks auf 

diesem Medienabspieler durch Streaming 
ist nicht vom Vervielfältigungsrecht ausge-

nommen 
 

Herr Wullems verkauft über das Internet 
verschiedene Modelle eines multimedialen 

Medienabspielers unter dem Namen 
„filmspeler“. Es handelt sich um ein Gerät, 

das als Verbindung zwischen einem Bild- o-

der Tonsignal und einem Fernsehbildschirm 
fungiert. Auf diesem Medienabspieler hat 

Herr Wullems eine Open-Source-Software 
installiert, mit der mittels einer einfach zu 

bedienenden grafischen Oberfläche über 
bestimmte Menüstrukturen Dateien gelesen 

werden können. Daneben hat er in diese 
Software im Internet zugängliche Add-ons 

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_370400/de/
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eingefügt, die dazu bestimmt sind, die ge-
wünschten Inhalte aus den Streamingseiten 

zu schöpfen und sie allein durch einen Klick 
auf dem multimedialen Medienabspieler, 

der mit einem Fernsehbildschirm verbunden 
ist, anlaufen zu lassen. Einige dieser Seiten 

machen digitale Inhalte mit Erlaubnis der 

Urheberrechtsinhaber zugänglich, während 
andere ohne deren Erlaubnis zu solchen In-

halten leiten. Laut der Werbung kann mit 
dem multimedialen Medienabspieler kos-

tenlos und einfach auf einem Fernsehbild-
schirm insbesondere Bild- und Tonmaterial 

angesehen werden, das ohne Erlaubnis der 
Urheberrechtsinhaber im Internet zugäng-

lich ist.  

Stichting Brein, eine niederländische Stif-
tung, die sich dem Schutz der Urheber-

rechte widmet, hat bei der Rechtbank Mid-
den-Nederland (Bezirksgericht Midden-

Nederland, Niederlande) beantragt, Herrn 
Wullems zu verurteilen, den Verkauf von 

multimedialen Medienabspielern oder das 
Anbieten von Hyperlinks, die den Nutzern 

geschützte Werke rechtswidrig zugänglich 

machen, einzustellen. Sie macht geltend, 
Herr Wullems habe mit dem Vertrieb des 

multimedialen Medienabspielers unter Ver-
stoß gegen das niederländische Urheber-

rechtsgesetz, das die Richtlinie 2001/291 
umsetze, eine „öffentliche Wiedergabe“ vor-

genommen. Die Rechtbank Midden-Neder-
land hat beschlossen, den Gerichtshof zu 

dieser Angelegenheit zu befragen.  

In seinem heutigen Urteil bestätigt der 
Gerichtshof, dass der Verkauf eines 

multimedialen Medienabspielers wie 
des hier fraglichen eine „öffentliche 

Wiedergabe“ im Sinne der Richtlinie 
darstellt.  

Er weist insoweit auf seine Rechtsprechung 
hin, wonach das Hauptziel der Richtlinie da-

rin besteht, ein hohes Schutzniveau für die 

Urheber zu erreichen. Daher ist der Begriff 
„öffentliche Wiedergabe“ weit zu verstehen. 

So hat der Gerichtshof bereits entschieden, 
dass in Fällen, in denen auf einer Internet-

seite anklickbare Links zu geschützten Wer-
ken bereitgestellt werden, die auf einer an-

deren Seite ohne Zugangsbeschränkung 

                                          
1 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Urheber-
rechts und der verwandten Schutzrechte in der 

Informationsgesellschaft (ABl. 2001, L 167, S. 
10), insbesondere deren Art. 3. 

veröffentlicht sind, den Nutzern der erstge-
nannten Seite ein direkter Zugang zu diesen 

Werken geboten wird.2 Das Gleiche gilt für 
den Fall des Verkaufs des in Rede stehenden 

multimedialen Medienabspielers.  
Ebenso hat Herr Wullems in voller Kenntnis 

der Folgen seines Handelns eine Vorinstal-

lation von Add-ons auf dem multimedialen 
Medienabspieler vorgenommen, die Zugang 

zu den geschützten Werken verschaffen 
können und es ermöglichen, diese Werke 

auf einem Fernsehbildschirm anzusehen. 
Eine solche Tätigkeit erschöpft sich nicht in 

der in der Richtlinie genannten bloßen kör-
perlichen Bereitstellung von Einrichtungen. 

Insoweit ergibt sich aus den im vorliegen-

den Verfahren vor dem Gerichtshof abgege-
benen Erklärungen, dass die fraglichen 

Streamingseiten von der Öffentlichkeit nicht 
leicht ausfindig gemacht werden können 

und sich die Mehrzahl von ihnen häufig än-
dert.  

Der Gerichtshof weist auch darauf hin, dass 
nach den Angaben des vorlegenden Ge-

richts eine ziemlich große Zahl von Perso-

nen den multimedialen Medienabspieler ge-
kauft hat. Ferner richtet sich die Wieder-

gabe an sämtliche potenziellen Erwerber 
des Medienabspielers, die über eine Inter-

netverbindung verfügen. Somit richtet sich 
diese Wiedergabe an eine unbestimmte 

Zahl potenzieller Adressaten und erfasst 
eine große Zahl von Personen. Im Übrigen 

erfolgte das Bereitstellen des multimedialen 

Medienabspielers mit Gewinnerzielungsab-
sicht, da der für diesen multimedialen Medi-

enabspieler gezahlte Preis auch entrichtet 
wurde, um einen direkten Zugang zu den 

geschützten Werken zu erhalten, die auf 
den Streamingseiten ohne Erlaubnis der Ur-

heberrechtsinhaber zugänglich sind.  
Der Gerichtshof hat ferner entschieden, 

dass die Handlungen der vorüberge-

henden Vervielfältigung eines urheber-
rechtlich geschützten Werks auf die-

sem multimedialen Medienabspieler 
durch Streaming von der Website eines 

Dritten, auf der dieses Werk ohne Er-
laubnis des Urheberrechtsinhabers an-

geboten wird, nicht vom Vervielfälti-
gungsrecht ausgenommen sind.  

2 Urteil des Gerichtshofs vom 13. Februar 2014, 
Svensson u. a., C-466/12, vgl. auch Pressemit-
teilung Nr. 20/14; Beschluss des Gerichtshofs 
vom 21. Oktober 2014, Best Water International, 

C-348/13; Urteil des Gerichtshofs vom 9. Sep-
tember 2016, GS Media, C-160/15, vgl. auch 
Pressemitteilung Nr. 92/16. 
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Nach der Richtlinie3 wird eine Vervielfälti-
gungshandlung von dem Vervielfältigungs-

recht nur ausgenommen, wenn sie folgende 
fünf Voraussetzungen erfüllt: (1) die Hand-

lung ist vorübergehend; (2) sie ist flüchtig 
oder begleitend; (3) sie stellt einen integra-

len und wesentlichen Teil eines technischen 

Verfahrens dar; (4) alleiniger Zweck dieses 
Verfahrens ist es, eine Übertragung in ei-

nem Netz zwischen Dritten durch einen Ver-
mittler oder eine rechtmäßige Nutzung ei-

nes geschützten Werks oder eines 
Schutzobjekts zu ermöglichen, und (5) 

diese Handlung hat keine eigenständige 
wirtschaftliche Bedeutung. Diese Voraus-

setzungen sind insoweit kumulativ, als die 

Nichterfüllung einer einzigen Voraussetzung 
zur Folge hat, dass die Vervielfältigungs-

handlung nicht vom Vervielfältigungsrecht 
ausgenommen ist. Darüber hinaus darf 

diese Ausnahme nur in bestimmten Sonder-
fällen angewandt werden, in denen die nor-

male Verwertung des Werks oder eines 
sonstigen Schutzgegenstands nicht beein-

trächtigt wird und in denen die berechtigten 

Interessen des Rechtsinhabers nicht unge-
bührlich verletzt werden.  

Im vorliegenden Fall ist der Gerichtshof ins-
besondere unter Berücksichtigung des In-

halts der Werbung für den multimedialen 
Medienabspieler und des Umstands, dass 

der Hauptanreiz des Medienabspielers in der 
Vorinstallation der Add-ons liegt, der An-

sicht, das der Erwerber eines solchen Medi-

enabspielers sich freiwillig und in Kenntnis 
der Sachlage zu einem kostenlosen und 

nicht zugelassenen Angebot geschützter 
Werke Zugang verschafft.  

Darüber hinaus können die Handlungen der 
vorübergehenden Vervielfältigung urheber-

rechtlich geschützter Werke auf dem fragli-
chen multimedialen Medienabspieler die 

normale Verwertung solcher Werke beein-

trächtigen und die berechtigten Interessen 
der Urheberrechtsinhaber ungebührlich ver-

letzen, da sie normalerweise eine Verringe-
rung der rechtmäßigen Transaktionen im 

Zusammenhang mit diesen geschützten 
Werken zur Folge haben. 

Pressemitteilung Nr. 40/2017 [Link] 

 

                                          
3 Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie. 
1 Urteil des Gerichts vom 21. Oktober 2014, 

Szajner / HABM (T-453/11). 
2 Nämlich für die Waren „handbetätigte Werk-
zeuge und Geräte; Löffel; Sägen, Rasierappa-

Der Gerichtshof bestätigt, dass die Ge-
sellschaft Forge de Laguiole der Eintra-

gung der Marke Laguiole auf Unions-
ebene insbesondere im Bereich Mes-

serschmiedewaren und Bestecke wi-
dersprechen kann 

EuGH, 05.04.2017 – C-598/14 P – 

EUIPO/Gilbert Szajner 
 

Die Gesellschaft Forge de Laguiole kann hin-
gegen der Eintragung der Marke Laguiole in 

den Bereichen, in denen sie nicht tatsächlich 
tätig ist, nicht widersprechen  

 
Herr Gilbert Szajner meldete im Jahr 2001 

beim EUIPO (Amt der Europäischen Union 

für geistiges Eigentum) die Unionsmarke 
LAGUIOLE für verschiedene Waren und 

Dienstleistungen an. Die Eintragung er-
folgte im Jahr 2005. Forge de Laguiole, eine 

französische Gesellschaft, die für ihre Mes-
ser bekannt ist, beantragte die Nichtigerklä-

rung der Marke LAGUIOLE. Forge de Lagui-
ole macht geltend, dass sie ihre Firma, de-

ren Geltungsbereich nicht nur örtlich sei, 

nach französischem Recht dazu berechtige, 
die Benutzung einer jüngeren Marke zu un-

tersagen. Im Jahr 2011 gab das EUIPO der 
Beschwerde von Forge de Laguiole aufgrund 

der Verwechslungsgefahr zwischen der 
Firma dieser Gesellschaft und der Marke LA-

GUIOLE statt. Es erklärte folglich die Marke 
LAGUIOLE (außer für Telekommunikations-

dienstleistungen) für nichtig. Herr Szajner 

erhob beim Gericht der EU Klage auf Aufhe-
bung der Entscheidung des EUIPO.  

Mit Urteil vom 21. Oktober 20141 hob das 
Gericht die Entscheidung des EUIPO teil-

weise auf. Es bestätigte die Nichtigerklä-
rung der Marke LAGUIOLE nämlich nur für 

die Waren, die in bestimmte Bereiche, wie 
Messerschmiedewaren und Bestecke2, fal-

len. Hingegen beschloss das Gericht im Ge-

gensatz zum EUIPO, die Marke LAGUIOLE 
für die anderen beanspruchten Waren und 

Dienstleistungen aufrecht zu erhalten, da 
Forge de Laguiole in diesen Bereichen nicht 

tatsächlich tätig gewesen sei. Unterstützt 
von Forge de Laguiole hat das EUIPO, das 

mit dem Urteil des Gerichts nicht einver-
standen war, beim Gerichtshof Rechtsmittel 

rate, Rasierklingen; Rasiernecessaires; Nagelfei-
len und -zangen, Nagelknipser; Maniküreneces-

saires“, „Brieföffner“, „Korkenzieher; Flaschen-
öffner“, „Rasierpinsel, Toilettenecessaires“, „Zi-
garrenabschneider“ und „Pfeifenreiniger“. 

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_339661/de/
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eingelegt und die Aufhebung des Urteils be-
antragt.  

Mit seinem heutigen Urteil bestätigt der 
Gerichtshof das Urteil des Gerichts.  

Der Gerichtshof führt zunächst aus, dass 
das Gericht zur Beurteilung des Schutzes 

der Firma einer Gesellschaft, der vom nati-

onalen Recht eines Mitgliedstaats gewährt 
wird, die nationalen Rechtsvorschriften so 

anzuwenden hat, wie sie zum Zeitpunkt, zu 
dem es seine Entscheidung erlässt, von den 

nationalen Gerichten ausgelegt werden. Da-
mit muss das Gericht auch eine Entschei-

dung berücksichtigen können, die nach der 
Entscheidung der Beschwerdekammer des 

EUIPO von einem nationalen Gericht3 erlas-

sen wurde. Folglich ist das Gericht zutref-
fend zu dem Ergebnis gekommen, dass 

nach dem anzuwendenden französischen 
Recht der Schutz, auf den sich Forge de La-

guiole aufgrund seiner Firma berufen kann, 
nur für die Tätigkeiten gilt, die von diesem 

Unternehmen tatsächlich ausgeübt werden.  
Dann stellt der Gerichtshof fest, dass das 

Gericht zwar nicht ausdrücklich vorab die 

Kriterien angeführt hat, anhand derer die 
von Forge de Laguiole tatsächlich ausgeüb-

ten Tätigkeiten zu bestimmen waren, es 
aber bei der Prüfung dieser Tätigkeiten aus-

drücklich nicht nur auf die Natur der be-
troffenen Waren, sondern auch auf deren 

Bestimmung, Verwendungszweck, Kund-
schaft sowie Vertriebswege abgestellt hat.  

Daraus schließt der Gerichtshof, dass das 

Gericht die von Forge de Laguiole tatsäch-
lich ausgeübten Tätigkeiten zutreffend be-

stimmt hat und demnach die Nichtigerklä-
rung der Marke LAGUIOLE zu Recht auf die 

Waren beschränkt hat, die unter diese Tä-
tigkeiten fallen (nämlich die Waren, die zu 

bestimmten Bereichen gehören, wie Mes-
serschmiedewaren und Bestecke). 

Pressemitteilung Nr. 38/2017 [Link] 

 

Werbung, die Preise zwischen Geschäf-

ten unterschiedlicher Art und Größe 

vergleicht, ist unter bestimmten Um-
ständen nicht zulässig 

                                          
3 Wie im vorliegenden Fall das Urteil der franzö-

sischen Cour de cassation vom 10. Juli 2012. 

1 Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 12. Dezember 2006 
über irreführende und vergleichende Werbung 
(ABl. 2006, L 376, S. 21). 

2 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11. Mai 2005 über un-
lautere Geschäftspraktiken von Unternehmen 

EuGH, 08.02.2017 – C-562/15 – Carrefour 
Hypermarchés SAS/ITM Alimentaire Inter-

national SASU 
 

Eine solche Werbung kann zudem irrefüh-
rend sein, wenn der Verbraucher nicht in 

der Werbung selbst auf klare Weise von den 

Unterschieden in Art und Größe der vergli-
chenen Geschäfte informiert wird 

 
Im Dezember 2012 lancierte Carrefour eine 

Fernsehwerbekampagne mit dem Titel 
„Tiefstpreisgarantie Carrefour“. Darin wur-

den die in den Carrefour-Geschäften ver-
langten Preise für 500 Waren großer Marken 

mit denen in Geschäften konkurrierender 

Handelsgruppen (darunter Intermarché-
Geschäften) verglichen. Den Verbrauchern 

wurde angeboten, ihnen die zweifache 
Preisdifferenz zu erstatten, falls sie die Wa-

ren anderswo günstiger fänden. Ab dem 
zweiten Fernsehwerbespot waren die für 

den Vergleich ausgewählten Intermarché-
Geschäfte ausnahmslos Supermärkte, wäh-

rend die Carrefour-Geschäfte sämtlich Hy-

permärkte waren. Diese Information er-
schien nur in kleinerer Schrift unterhalb des 

Namens „Intermarché“. 
ITM, ein für die Strategie und Geschäftspo-

litik der Geschäfte der Intermarché-Han-
delsgruppe zuständiges Unternehmen, klagt 

bei den französischen Gerichten auf Unter-
lassung dieser Werbung sowie auf Scha-

densersatz wegen irreführender Werbung. 

Die mit der Rechtssache befasste Cour d’ap-
pel de Paris (Berufungsgericht Paris, Frank-

reich) möchte vom Gerichtshof wissen, ob 
eine solche Werbung, in der die Preise für in 

Geschäften unterschiedlicher Größe oder 
Art vertriebenen Waren verglichen werden, 

nach der Richtlinie über irreführende und 
vergleichende Werbung1 zulässig ist. Das 

vorlegende Gericht möchte weiter wissen, 

ob der Umstand, dass die betreffenden Ge-
schäfte unterschiedlicher Größe und Art 

sind, eine wesentliche Information ist, die 
gemäß der Richtlinie 2005/29 über unlau-

tere Geschäftspraktiken2 notwendigerweise 

gegenüber Verbrauchern im Binnenmarkt und 

zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Ra-

tes, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 
2006/2004 des Europäischen Parlaments und 

des Rates (ABl. 2005, L 149, S. 22, berichtigt in 
ABl. 2009, L 253, S. 18). 

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_324579/de/


GB 1/2018 59 

 

den Verbrauchern zur Kenntnis zu bringen 
ist. 

Mit seinem heutigen Urteil weist der Ge-
richtshof zunächst darauf hin, dass nach der 

Richtlinie 2006/114 jede vergleichende 
Werbung die Preise objektiv vergleichen 

muss und nicht irreführend sein darf. Gehö-

ren aber sowohl der Werbende als auch die 
Mitbewerber zu Handelsgruppen, die jeweils 

über eine Reihe von Geschäften unter-
schiedlicher Größe und Art verfügen, und 

bezieht sich der Vergleich nicht auf die glei-
che Größe und Art, kann die Objektivität des 

Vergleichs durch diesen Umstand verfälscht 
werden, wenn dieser Unterschied nicht in 

der Werbung erwähnt wird. Die Preise gän-

giger Verbrauchsgüter können nämlich je 
nach der Art oder Größe des Geschäfts va-

riieren, so dass ein asymmetrischer Ver-
gleich bewirken könnte, dass der Preisun-

terschied zwischen dem Werbenden und 
den Mitbewerbern künstlich erzeugt oder 

vergrößert wird, je nachdem, welche Ge-
schäfte für den Vergleich herangezogen 

werden. 

Eine Werbung ist zudem irreführend, wenn 
sie wesentliche Informationen vorenthält, 

die der durchschnittliche Verbraucher je 
nach den Umständen benötigt, um eine in-

formierte geschäftliche Entscheidung zu 
treffen, oder die solche Informationen ver-

heimlicht oder auf unklare, unverständliche, 
zweideutige Weise oder nicht rechtzeitig be-

reitstellt und daher den Durchschnittsver-

braucher zu einer geschäftlichen Entschei-
dung veranlassen kann, die er ansonsten 

nicht getroffen hätte. Eine Werbung wie die 
vorliegend in Rede stehende kann das wirt-

schaftliche Verhalten des Verbrauchers be-
einflussen, indem sie ihn dazu veranlasst, 

eine Entscheidung in dem irrigen Glauben 
zu treffen, dass er in den Genuss der in der 

Werbung hervorgehobenen Preisersparnis 

kommt, wenn er die jeweiligen Waren in al-
len Geschäften der Handelsgruppe des Wer-

benden statt in Geschäften konkurrierender 
Handelsgruppen erwirbt. Eine solche Wer-

bung wird jedoch nur dann irreführend sein, 
wenn der Verbraucher nicht darüber infor-

miert wird, dass der Vergleich zwischen den 
Preisen, die in den Geschäften größeren 

Umfangs oder größerer Art der Handels-

gruppe des Werbenden verlangt werden, 
und den Preisen stattfindet, die in Geschäf-

ten kleineren Umfangs oder kleinerer Art 
konkurrierender Handelsgruppen ermittelt 

wurden. Diese Information muss dabei nicht 
nur auf klare Weise bereitgestellt werden, 

sondern auch in der Werbebotschaft selbst 
enthalten sein. Es wird Sache der Cour d’ap-

pel de Paris (Berufungsgericht Paris) sein, 
zu prüfen, ob diese Voraussetzung im vor-

liegenden Fall erfüllt ist. 

Pressemitteilung Nr. 12/2017 [Link] 
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01/2017 bis 01/2018)  

ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht (Heft 01/2017 

und 04/2017) 
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